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Vorwort 



Fast zwanzig Jahre sind verflossen, seitdem Hermann 

Grau er t die Frage betreffs der Teilung des Herzogtums 

Sachsen im Jahre 1180 m. E. endgültig in dem Sinne ent- 
schieden hat, das«-- drts Land nördlich der Lippe damals den An- 
haitinern unterstellt worden sei.*J Freilich versuchte Hermann 
Heck er einige Jahre später die BeweisfiQhrung Grauerts zu 
erschüttern, brachte indes gegen dieselbe so wenig von Belang 
vor. dass sein Angriff, so weit mir bekannt, ganz unbemerkt 
geblieben ist.^) Der letzte Forscher, welcher die Frage der 
Teilung zum Gegenstande einer Untersuchung gemacht hat, 
Theodor Ltndner, hält das Resultat der trrauertschen 
Arbeit für zwingend und schliesst, wo sich noch Angrif&punkte 
boten, die Kette der Beweise.') 

Obwohl Grau ert mit tiefgehender Gründlichkeit allen Spuren 
nachforschte, welche die Thatsache an sich sicherstellen, dass 
den Anhaltinem im nördlichen Westfalen die Herzogsgewah 
übertragen sei, so war es ihm doch nicht möglich und dürfte 
auch stets unmöglich bleiben, auf Grund dieser Spuren die Ver- 
fassung des Herzogtums in Nordwestfalen darzustellen. Denn 
in der Diöcese Münster findet sich keine Spur von der Aus- 
übung herzoglicher Befugnisse durch die Anhaltiner, und in 
den Diöcesen Osnabrück und Minden mussten sich diese mit 
einer ziemlich idealen richterlichen Oberherrlichkeit begnügen.*) 
Anders verhält es sich mit Süd Westfalen, wo den Erzbiscnöfen 
von Köln die Ilerzogsgewalt zustand. Schon H. Kamp- 
schulte wies im Jahre i86y auf einzelne Akte wirklich herzog- 



1) Grau ert, Die Herzo^sgewalt • ui Westfalen seit dem Sturze 
Heinrichs desl.owcn. I.Teil: Die Herzoffsgewalt in den nordwestfälischen 
Histümern Münster, Osnabrück und Minden. Paderborn 1877. 

2) Heck er, Die territoriale Politik des Erzbischob Rdlipp L von 
Köln. Leipzig 1883. Beilage. 

3) Lindner, Die Verne, Münster 1887, S. 337 tf. 

4) Grauert, a, a. O., S. 159. 
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hcher Thätigkeit der Erzbischöfe von Köln in Südwestfalen hin*) 
und Lindner stellte dann zwei Jahrzehnte später den Umfang 
der herzoglichen Rechte fest.*) Da es letzterem indes nicht 
daran gelegen sein konnte, in einer Arbeit, welche den Ducat 
der Erzbischi^fc nur streifte, sorf;fiihit^ allen Spuren der her/og- 
filichcn Thätigkeit der Er/bisch()l"c von Köln nachzugehen, so 
blieb in dieser Sache noch genug zu ihun übrig. 

Auf Anregung meines nochverehrten Lehrers, des Herrn 
Prof. Dr. Grauert, widmete ich daher der Hcrzossgewalt der 
Erzbischöfe von Köln eine besondere Untersucnung. Zwar 
stellten sich mir, da ich fast nur mit sprödem, meist zusammen- 
hanglosem Urkündenmaterial zu arbeiten hatte, ^) bei der Ver- 
wertung desselben oft grosse Schwieridteiten entgegen. Indes 
habe ioi mich nach Kräften bemüht, dieselben zu überwinden. 

Auch dem Kenner der westfälischen Geschichte wird die 
vorliegende Arbeit hoffentlich einiges Nene bringen: ebenso 
wird m. E. mancher Abschnitt für die allgemeine Verfassiings- 
geschichLc von Interesse sein. Der Umfang der herzoglichen 
Rechte, die wirkliche Ausübung derselben durch den recmmSs- 
sigen Herzog, ihr Ueb ergang auf die Territorialherren, das alles 
an der Hand des urkundlichen Materials in einem begrenzten 
Kreise festgestellt, dürfte einen nicht wertlosen Beitrag zur Ge- 
schichte sowohl der Herzogsgewalt als auch des Auikommens 
der Territorialgewalten He&n. Auch wird hin und wieder eine 
Einzelheit, wie der Beitrag zum Kapitel Gnade, die Bemer- 
kung über das Einspruchsrecht der F'reigrafen bei der Anlegung 
von Burgen u. a., wohl der Beachtung wert sein. 

Zum Schlüsse noch eine Bemerkung. Da die Erzbischöfe 
von Köln ab Herzöge, als Kirchenfürsten — Metropoliten 
und Biscfadfe — und als Territorialherren in Westfalen eine 
grosse Rolle spielten, so galt es aus ihrer vielseitigen Thätig- 
keit in dieser Arbeit das heraus;^uhcben , was sich auf ihr 
Herzo^samt zurückfuhren lässt. Dabei war es indes nicht zu 
vermeiden, gelegentlich etwas über den Rahmen der Arbeit 
hinauszugehen und manches anzuführen, was nicht so sehr für 
die Erkenntnis der Herzog^gewalt der Erzbischöfe im beson- 



1) Kamp schulte, Der Ducat der Erzbischöfe von Köln in Westfalen 
und Engern. Ztscbrft. für vaterl. (westfäl.) Geschichte, ßd »8, S. 107 S. 

2) Lindner, a. a. O., S. 337 tf. 

3) [.eiJcT gicht es für den westfälischen Teil der Diöcese Köln noch 
keine vollständige ürkundensammlung. Indes boten die Werke von 
Lacomblet (Niederrheinisches Urkundenbuch). Seibertz (Urkundenbuch 
des Herzogtums Westfalen) und RObel (Dortmunder Urkundenbuch) 
einigen Krsutz. 



deren als vielmehr für die Beleuchtung ihres Verhältnisses zu 
Westfaten überhaupt von Bedeutung ist. Doch habe ich mich 
in dieser Hinsicht auf die Darstellung des Notwendigsten be- 
schränkt. 

Allen denen, welche mich bei der Ausführung meiner 
Arbeit unterstützt haben, insbesondere dem Herrn Prof. Dr. 
Grauert für seine stete Teilnahme an der Arbeit, sowie dem 
Herrn Prof. Dr. Finke und dem Herrn Archivar 
Dr. Ilgen für manche wertvolle Bemerkung, auch dem Herrn 
Archivar Dr. Krumbhoitz für seine Unterstützung bei der 
Benutzung der Archivalien des Münsterschen Staatsarchivs sage 
ich meinen herzlichsten Dank. 



Hax Jansen. 



§ I. 

Einleitung. 

Bei der Teilung des Herzogtums Sachsen im Jahre i i8o 
verlieh Kaiser Frieorich I. dem Erzbischof Philipp von Köln 
die herzogliche Gewalt über alles westfälische und en^rrische 
Land, welches südlich der Lippe und in der Diöcesc i^iderborn 
tag, ^) und damit die Oberhoheit über sämtliche in diesem Ge- 
biete ansässigen Grossen. Es war das ein wertvolles Geschenk 
für die kölnische Kirche, da sie nun einerseits sichergestellt 
war, dass ihre westfälischen Besu/'mgen nicht wieder in eine 
wenn auch nur nominelle Abhängigkeit von einem anderen 
Oberherm gerieten,') und andererseits auch die Möglichkeit 
hatte, durch kluge Politik und zähe Energie in dem ihr zu- 
gewiesenen Gebiete eine wirkliche herzogliche Gewalt nach 
Art des alten Stammesherzogtums zu erlangen. Freilich war 
das nicht so leicht. Denn das, was Heinridi der Löwe, der 
Vorgänger des Erzstifts im Herzogsamte, den Grossen des 
wesnichen Sachsens gegenüber an Rechten geltend gemacht 
hatte und was also die kölnische Kirche erbte, das war nur 
wenig, nicht viel mehr als ein Schimmer oberherrlicher Gewalt. 
Heinrich der Löwe hatte einige Male die Grossen \\ estfalens 
auf Landtagen um sich gesehen, er hatte auch hin und wieder 
in westfälische Rechtsnändel eingegriffen, einmal sogar mit 
Waffengewalt einen westfälischen Grossen gezüchtigt — das 
war jedoch im ganzen seme herzogliche Thätigkeit gewesen. 



1) Mon. Germ. Const. et act. pubi. imp. et reg., lom. I ed. Weiland, 
279. Wilmans, Westf. Kaiserurkunden II» 34o. Die Flchtheit der Urkunde 

ist neuerdings von v. Thiidiclmm in seiner Schrift Fempericht und fn- 
quisition, Glessen 1 88y, S. i o4 tl., angegritrcn, aber vonScheffer - Boich ori>t 
(Die Urkunde über die Teilung des Herzo^ums Sachsen 1180, Deutsche 
Ztschrft. f. (jeschichtswiss. 1890, S. 321) mit Erfolg verteidigt. Vergl. audi 
Grauert, a. a. O., S. 2, A. 2. 

2) Wie unfern sie die Obcrlierrlichkeit Heinrichs des Löwen für 
ihre westfälischen Besitzungen ertragen hatte, darüber vei^l. Ficker 
Engdbert der Heilige (Köln 1833), Anm. 63, 1. 



enug freilich, um die Idee einer Überhoheit aufrecht zu cr- 
alten, zu wenig aber, um als systematische Ausübung der 
Herzogsgewalt gelten zu können.^) Die kölnische Kirche hatte 

indes, aa sie so eifrig nach dem Besitze des Herzoetums 
strebte,^) jedenfalls die Absicht, eine bedeutendere Rolle als 
Heinrich in Westfalen 711 spielen, vielleicht ein wirklich terri- 
toriales Herzogtum in dem ganzen Umfange des ihr verliehenen 
herzoglichen Sprengeis zu gründen. Denn die herzoglichen 
Rechte konnten leicht als Handhabe dienen, um Grosse zur 
Herausgabe von Gebieten und Befestigungen zu veranlassen. 
Zweifeilos lässt auch die Politik manches kölnischen Kirchen- 
fürsten auf die Ausnutzung der herzoglichen Rechte in diesem 
Sinne schliessen. Indes waren derartige Pläne der Erzbischöfe 
nur von teilweisem Erfolge gekrönt. Wenn die kölnische Kirche 
um die Mitte des 15. Jahrhunderts auf ihre damals abgeschlos- 
sene territoriale Entwickelung in Westfalen zurückblickte, so 
konnte sie freilich mit den territorialen Erwerbungen zufrieden 
sein, welche sie zum Teil durch Ausnutzung ihrer herzoglichen 
Hoheitsrechte gemacht hatte. 1180 besass sie nur zerstreut 
liegende Ländereien und Befestigungen in Westfalen, 1450 da- 

fcgen herrschte sie über ein wohlabgerundetcs Territorium im 
lerzen von Südwestfalen. Jedoch wussten auch viele von den 
der Herzogs^ewalt der Erzbischöfe unterstellten Grossen ihre 
territoriale Unabhängigkeit trotz aller Anfeindungen der kölni- 
schen Kirche zu behaupten. Ein erbitterter Kampf tobte zwei 
Jahrhunderte lang, bisweilen allerdings durch längere Friedens- 
zeiten unterbrochen, zwischen den Herzösen und den um ihre 
Selbständigkeit ringenden Edlen, ein Kampf, der lange schwankte, 
schliesslich aber doch mit dem Siege aer meisten Torritorial- 
herren endigte. Denn die westfälischen Grossen stellten den 
Erzbischöfen ihre vereinte Macht entgegen und fanden noch 
dazu eine immer bereite Hilfe an der Stadt Köln und den 
niederrheinischen Territorialherren, die gleichfalls die freie Ent- 
wickelung ihrer Länder durch Ansprüche, welche die Erzbischöfe 
auf Grund ihres ripuarischen Herzogtums erhoben, bedroht 
sahen. Diese alle vereint stellten eine Macht dar, weicher die 
kölnische Kirche nichts (ileichwertiges entgegensetzen konnte. 
Gesellte sich dann auch noch bald die päpstliche, bald die könig- 



1) Vergl. die voniügliche Arbeit Weilands, Das sächsische Herzog- 
tum unter Lothar und Heinrich dem I.ihvcn fflrcifswald 1866). 

2) Der Erzbischof Philipp von Köln arbeitete hauptsächlich auf den 
Sturz des Herzogs Heinrich hin. Vergl. H. Hecker, a. a. O., S. 2^ ff. 
Dass tfr dahol die Absicht hatte, aus den Trümmern der Macht Heinrichs 
möglichüt V iel für ^iich zu retten, darf vermutet werden. 



liehe Macht zu den Gegnern eines starken kölnischen Herzog- 
tums, was Wunder, aass es unter solchen Umstanden die 
kölnische Kit che nicht zu einem geschlossenen Herzogtum im 

ganzen Tin fange des ihr im Jahre i i^o verliehenen herzog- 
lichen Sprcngcls braclitcr^j Wo die Erzbischöfe nun nicht die 
Territorialhoiieit erlangten, büssten sie allmählich auch die 
herzogliche Oberhoheit ein. Ein Teil Stidwestfalens befreite 
sich daher von der stammesherzogHchen Gewah der Kölner, 
in einem anderen Teile aber verschmolz in der Hand der Erz- 
bischöfe die Territorialherrschaft mit der herzoglichen Ober- 
hoheit zur Landeshoheit. 

Die folsenden Abschnitte werden dieEntwicke- 
lung der Herzogsgewalt bis zum Ausgang des 
14. Jahrhunderts verfolgen, d. h. sie werden die 
Bedeutung und die Geschichte der einzelnen her- 
zoglichen Rechte, welche in ihrer Gesamtheit die 
Herzogsgewalt ausmachen, bis zu dem angegebenen 
Zeitpunkte klar zu legen suchen. Zuvor wollen wir 
jedoch erstens feststellen, in welchem Verhältnis das den Kölnern 
verliehene Herzogtum zum Reiche stand, und dann einen kurzen 
Uberblick über die Rechte und Ptlichten geben, welche den 
Erzbischöfen aus dem neuen Amte erwuchsen. 



Stellung des Herzogtums zum Reiche. 

Das Herzogtum Westfalen galt als Reichslehen und wurde 
als solches im Jahre 1 180 dem Kölner Erzbischöfe Philipp vom 
Kaiser Friedrich I. übertragen und seinen Nachfolgern auf dem 
erzbischöflichen Stuhle für alle Zeiten zugesichert.^) Gleichwohl 



1) Einen Überblick über die wechselvollen Kämpfe dw- TerriTorial- 
lierren am Niederrhein und in Westfalen mit der kölnischen Kirche gewinnt 
man sehr leicht durch die anziehend geschriebene Arbeit A. v. Haeftens, 
Gbeiblick Ober die Nfederrheinisdi-Westfllisdie Territorialgeschichte bis 
zum Anfange des 1 5. Jahrhunderts. (Ztschrft. des berg. Godiichtsvereint, 
Bd. 2, S. I If., und Bd. ^, S. 224 E) 

2) Wilmans, K.U., II, ^4o. Kaiser Friedridi sagt in der Urkutkle: 
Hanc ipitur legitimam majestatis Nostre donationem et investituram Co- 
ioniensi ecciesie et sepedicto jprincipi Nostro Philippo archiepiscopo omni- 
busque suis successoribus confirmantes etin omne posteri- 
tatis evum eis ratam permanere volentes. Von dem Herj'og- 
tumc sagt Künii; Albrccht 1. i2<^: Cum dictus ducatus a nobis et sacro 
imperio descentkt. Seflierts l, 4»$, 



!ie«;s sich Erzbischof Adolf 1198 vom Könige Otio IV., dem 
Sohne Heinrichs des Löwen, den Besitz des Herzogtums 
bestätigen,*) wahrscheinlich um die Kirche gegen spätere An- 
Sprüche der Weifen sicher zu stellen. Nach seinem Abfall von 
Otto IV. erhielt er dann ntich eine nbcrmalige Bestätigung des 
Herzogtums von Philipp von Schwaben.- 1 Das Herzogtum wurde 
fernerhin als Pertinenz der kölnischen Kirche betrachtet und 
dem jeweiligen Erzbischofe vom Könige zugleich mit den Re- 
galien verliehen, wohl ohne dass es m der Regel namentlich 
hervorgehoben wurde. Niehl erwähnt wurde es z. ß. gelegent- 
lich der Kegahenverleihung des K«migs Hichard von Cornwallis 
an Erzbischof Engelbert IL vom 9. Nov. 1261") und derjenigen 
des Königs Rudolf I. an Erzbischof Sigfrid vom 24. April 1275 .^) 
Dagegen nennt es König Wenzel bei Oebertragung der Regalien 
an Erzbischof Friedrich III. unterm 14. Sept. 1379 ausdrücklich. 
Er verleiht ihm «alle und igliche seine und der egenantcn Kirchen 
zu Kolne regalia, herlichkeit, fursientum, lanae und leute mit 
allen Iren eren, werden, nuzen, gerichten, Strassen, tzollen, ge- 
leiten und allen iren- tzubehorungen, als ferre und weyt die 
geen und wo die gelegen sind, es sey uf beiden Seiten des 
Heynes, in dem hertzogtume tzu Enger und tzu West- 
falen oder in dem liertzogiumc Luthoringen. "•^) Eine interessante 
Bemerkung über die Verleihung der Regalien an den Erzbischof 
von Köln macht ein unbekannter Schreiber aus dem 14. Jahr- 
hundert : persona ecclesiastica, sagt derselbe, quando(]ue est in- 
ferior in temporalibus rege coronato. ut patet de episcopo Co- 
loniensi, qui primo coronat regem Romanorum et tamen est 
suus archicancellarius et vasallus, eo ^uod ecclesia Goloniensis 
ab ipso jurisdictionem temporalem scihcet ducatum West- 

Ehaliensem dignitates et jura recognosdt, ergo major nro- 
atur. In dieser Notiz tritt die Herzogsgewalt in Westfalen 
als der InbegrilV aller Gerichtshoheit der kölnischen Kirche 
scharf hervor. Als Quelle der herzoglichen Gewalt aber gilt 
der König: von ihm geht sie als Lehen auf die kölnische 
Kirche über. 



1) Wilmans, K. U., 256 und »58. 

2) Wilmans, K. IJ., 259» 

3) Lacomblet U, 509. 

4) Lacomblet Ii, 667. Ebenso wvd es Lacomblet HI, 491 nicht ge- 
nannt. Vermutlich auch nicht in den Urkunden, deren Regesten bei 
Hub er, Regg. Karls IV., Ergänzungsband, 7262 und 7333, abgedruckt sind. 

5) Lacomblet III, 84o, 

b) Msc. IV 35 der I'ihl. in l'.rcmen Saec. XW. Diese Noti« verdanke 
ich der freundlichen Mitteilung des Herrn Prof. Dr. Grau er t. 



§ 3- 

Die herzoglichen Rechte im aUgemeinen. 

Die Erzbischöfe von Köln haben als Herzöge das Recht, 
Titd und Siegel des Amtes zu führen, nehmen den im west- 
fölischen Herzogtume ansässigen Grossen gegenüber eine Ober- 
hoheit in Anspruch behalten sich allein die Ausübung ge- 
wisser Rechte vor. Eine oflicielle, freilich nicht ganz voll- 
ständige Aufzeichnung der Vorrechte des Herzogs veranlasste 
nach 1 500 der erste nerzofiliche Beamte, der Marschall Johann 
von Plettenberg. Unter ^u^ndele^ung dieses Verzeichnisses 
und mit Heranziehung sonstiger Notizen lassen sich folgende 
herzogliche Vorrechte anführen. 

Es kam den Erzbischöfen auf Grund ihrer Herzo^sgewalt 
das Recht zu, die Grossen des Herzogtums und die V ertreter 
der Reichsstadt Dortmund zu Landtagen zu berufen. ^) Ferner 
konnten sie alle Bewohner des Herzogtums zum Waffendienste 
entbieten,') ausserdem über alle Insassen des herzoglichen 
Sprengeis in erster und zweiter Instanz zu Gericht sitzen.^) 
Als Ausfluss ihrer Gerichtshoheit besassen die Erzbischöfe im 
besonderen des Recht, Gografen mit dem Banne zu belehnen*) 
und den Vollzug von Todesstrafen aufzuschieben.*) Dann ^t 
es als Vorrecht des Herzogs, den Grossen die Anlage von 
Burgen zu untersagen.') Üb es auch zu seinen Rechten gehörte, 
selbst überall im Herzogtum nach Belieben Burgen zu bauen, 
oder ob das nur eine Anmassun^ des einen oder anderen 
Herzogs war, darüber wird wohl die eingehende Untersuchung 
des § 10 dieser Arbeit ziemliche Klarheit verschaffen. Schliess- 



i) Seibertz I, 484. Für die Datierung \ crpl. Philippi, Siepener Ur- 
klindenbuch, loi^, Anm. 

3) Seibertz II, 7i4: of die ertzebusschof enbynnen tzien jairen in 
s^me hertzogriche oever Riyn eyne botdinge besitzen wüt, ako as dat 
»lyn recht ind gewoenlicK is. Vci^l. I*lrhard, Cod. dipl. II, 336. 

^ 3) Seibertz I, S. 644: ad vocationem suam (sc. uucis)^ vel sui mars- 
calct omnes gogravii ducatus sut cum communitate hommum tenentur 
inaequi predones faciendo eis sequelam quo communiter dicitur volgc. 

4} Seibertz I, S. 644: Item dux in omni loco ducatus sui potest 
ponere sedem suam et judicare. 

5) Seibertz I, S. 644: omnes gogravii per 4otam Westphaliam . . . 
non debent ludicarc nisi auctoritate per gladium a duce recepta. 

6) Scioertz I, S. 644 u. I, Nr. 483: per ceram ducis . . . arrestatur 
tpsius damnati . . . vita ad sex scprimanarum spacium. 

7) Mehrere Grosse Wesifalens l)c:>chuldigen den Bischof von Pader- 
born 1355 <{uod . . . viliani quandam nomine Salxkotten muniverat in 
ducatu domini nosfri archicpiscopi Colonicnsis pretcr ipsius domini archi- 
episcopi, 4uod esse non poterat, hcentiam et consensum. Finke, P. U., 549. 



^ - 

lieh war der Herzog befugt, Reisenden für den ganzen Be- 
reich des Herzogtum« (rclcir /n gewühren. Diesen Rechten 
des Herzogs stand die i'iiicliL gey,enuber, für den Schutz geist- 
licher und weldicher Körperschaften und für die Aufrecht- 
erhaltung des Lmidfriedens zu sorgen.^) Im folgenden werden 
wir nun zuerst den Titel und das Siegel der Herzöge, sodann 
ihre Oberhoheit über die im Herzogtum ansässigen Grossen 
im allgemeinen behandeln und darauf im einzelnen untersuchen, 
inwiefern und wie lange die Erzbischöfe von ihren 
herzoglichen Rechten wirklich Gebrauch gemacht 
habea 

% Ar 

Der Titel und das Siegel des Herzogs. 

Dreiundvierzig Jahre vergehen, nachdem die kölnische Kirche 
das Herzogtum erworben, bevor wir einen Erzbischof von Köln 
zum ersten Male als Herzog bezeichnet sehen. Im Jahre 1223 
bestätigt König Heinrich (VIT.) dem Kloster Helmarshausen seine 
Privilegien »auf Bitten des teueren und getreuen Engelbert, 
Erzbischofs von Köln, Herzogs von Westfalen und Engern*.') 
In eino* Urkunde aus dem Jahre 1231 sprechen die Grafen 
Otto und Ludwig von Ravensberg und Otto von Teklenburg 
von «Herzog* Engelbert, dem verstorbenen Erzbischöfe von 
Köln.^) Erst *')o Jahre später wird einem Erzbischöfe zum 
diiiten iVlale der Titel Herzog beigelegt, diesmal von zwei 
Grossen des Herzogtums, dem Bischöfe von Paderborn und 
dem Grafen von Arnsberg, welche sich im Jahre 129 1 um 
einen Schiedsspruch an ihn wendend) Dann kehrt der Titel 
wieder gelegentlich einer Vereinbarung zwischen Erzbischof Sig- 
frid von Köln und Bischof Otto von Paderborn im Jahre 1294. Es 
wird da ausgemacht, dassOtto, welcher mehrere Befestigungen 
ohne Genehmigung des Erzbischofs , Herzogs von Westfalen" 
angelegt habe, naoiträglich die Erlaubnis dazu einholen solle.*) 

1) Seibertz I, S. 644: Item jus dacis Westpbatie est conductus a 
Wesera usque ad Renum. 

2) Erzoischof Engelbert d. H. erkliirt 1217: in ducatu et jurisdictione 
nostra . . . racione glatfii materialis qui ad coercendos tranagressores de. 
muniiicentia imperatorum archicpkcupis Coloniensibus coUatUS est, COm- 
muni paci tenemur intendere. Wilmans, W. U. IV, 69. 

3) Wilmans, W. K. U. II, »67. Lindner, «. a. O., S. 338. 

4) Wilmans, W. U. III, »73. 

5) Seibertz I, 438. 

FInke, W. U. IV, 23 la: infra tenninos ducatus Westfafie absque 
Ecenda et connivenda arduepiscopi Coloniensis, ducis Westfalie etc. 
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Ebenso wird in einer Urkunde des Jahres 1 299 der Erzbischof 
Wigbold vom Könige Albrecht I. wiederholt als Herzog von 
Westfalen bezeiclmei. ^> Alkcaicin gebräuchlich aber wurde 
die Anrede »Herzog von Westfalen' erst, seitdem die Erz- 
bischÖfe selbst den Titel als ständigen führten. Und das war 
erst sehr spiit der Fall. Ebenso wie die kölnische Kirche schon 
lange in anerkanntem Besitz der Brzkanzlerwürde für Italien 
war, ehe die Erzbischulc den l iiel Erzkatizler für Italien als 
einen stehenden führten, ebenso verhielt es sich auch mit dem 
Herzogsamte. Fast 200 Jahre verflossen nach Erwerbung des 
Herzogtumes, bevor die Erzbischöfe dauernd den Titel „Herzog 
von Westfalen* zu dem erzbischöflichen und Krzkanzlertitel 
hinzufügten. Einmal freilich halte schon Erzbischof Heinrich Ii. 
im Jahre 1310 sich Herzog genannt, ab er die Soester auf sechs 
Jahre von allen Evocationen weltlicher Richter im Herzogtum 
Westfalen befreite,*) ferner hatte Erzbischof Engelbert III. sich 
den Titel in jener Urkunde vom Jahre 1368 beigelegt, durch 
welche er den Erzbischof Kuno von Trier zum Statthaher der 
heimUchen Gerichte in Westfalen machte. Doch das sind 
zwei vereinzelte FäUe. Erst Erzbischof Friedrich von Saar^ 
werden führte den Titel als stehenden ein und gebrauchte ihn 
auch in Urkunden, deren Inhalt nicht den geringsten Bezug 
auf Westfalen hat. Ebenso thaten es seine Nachfolger, so dass 
die Soester im Jahre 1444 diesen Umstand besonders hervor- 
hoben, als sie dem Erzbischöfe Dietrich, dersich öffentHch 
Herzog von W^estfalen nenne und schreibe, seine 
geringe Kenntnis westfälischen Rechtes vorwarfen.*) 

Merkwürdig ist es, dass die Erzbischöfe erst in einer Zeit 



1) Seibertz I, 4^3. 

2) Seibertz II, 532: ehifiieh Westfelie (nicht auch Angarie) dux. 

3) Seibertz II, ySS. Seibertz und Uiulner setzen die l'rk. ins 
Jahr 1367. Dieselbe gehört iedoch, da sie am 2:1. Jan. 1367 nach Kölner Datierung 
ausgestellt ist, wahrscheuiltch dem Jahre 1368 nach unserer Zeitrechnung an. 

4) Hansen, Soester Fehde, in den Publikationen aus den kgL pr. 
Staatsarchiven, 34. Bd., ürk. äi : predictaque fori decUnatoria dictorum 
Susademtum 9ui legi Saxomun et Westndorum dinoscuntur, prefatum 
dominum archiepiscopum Coloniensem minimc latebat seu saltem veri- 
simUiter btere non potuit neque debuit presertim ex eo quia dux West- 
falie et Angarie est ac publice et notorie se ut talem scribit 
et n ominat. Fine merkwürdige Erklärung des Titels Herzog von Engem 
giebt übrigens eine Aufzeichnung der Rechte des Erzbtschofs an Stadt 
und Stift Herford (ca. i5oo)$ Iton dot Coll^ium tho Hervorde ati Johannis 
et Dionysü wort mit einsindt eines ertzbischopcs zo ("ollen transferiret 
von Enger (Stiidtchen nicht weil von Herford), dar von sich sine gnaUen 
einen hertzogen sdirivet» in Hervorde, Th. I^en, Ztschrft. f. vaterL. 
Gesch», 49. Bd, S. 5S. 
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sich Her^^öge zu nennen anfingen, da sie von den Rechten, 
welche sie als Inhaber der Stammesgewalt im ganzen Um- 
fange des Herzogtums zu beanspruchen hatten, kaum 
noch das geringste infolge der Erstarkuns der Tefritorialherren 
wirklich zur Geltung bringen konnten. Möglich, dass die durch 
den Erwerb der Grafschaft Arnsberg im Jahre 131)8 eingetre- 
tene Ver^rösserung des kölnischen Territoriums in Westfalen 
die Erzbischüfe dazu veranlasste, wahrscheinlicher noch, duss 
sie zu einer Zeit, wo sie, durch die Gunst Kaiser Karls IV. 
gehoben, auf Grund ihrer herzoglichen Stellung die Stuhlherr* 
Schaft über sämtliche Freigerichte in Westfalen beanspruchten, 
eine stete Betonung ihrer Herzogsgewalt für sehr nützlich 
hielten. 

Die Erzbischöfe verfugten als Herzöge über ein besonderes 
Siegel, wie aus einer Urkunde König Albrechts I. hervorgeht. 
Unter dem 4. Dezember 1299 gestattet dieser nämlich dem Erz- 
bischöfe Wigbold, zum Tode verurteilten per ceram du eis, 
qui impressione cere ad sigillum dicti . . . archiepiscopi fieri 
assolei, einen Strafaufschub von sechs Wochen zu gewähren.*} 
Aus der Zeit Erzbischofs Heinrich II. (1304— 1332) sind uns 
drei herzogliche Landfriedenssiegel erhalten, welche den Erz- 
bischof sitzend darstellen mit dem blanken Schwert in der 
Rechten und der Fahne in der Linken und die Umschrift 
trafen ; Sigillum Henrici Archiepiscopi Goloniensis Ducis West- 
falle et Domini Pads.") Eine grosse Bedeutung haben diese 
Siegel jedoch nicht erlangt, da die Erzbischöfe auch die wich- 
tigsten Urkunden, welche auf ihr Herzogtum Bezug haben, 
mit dem gewöhnlichen bischötlichen Siegel beglaubigten. 



§5- 

Die Oberhoheit des Herzogs Uber die im Herzogtume 

ansässigen Ghrossen. 

Zwischen dem Könige und den Grafen standen im alten 
deutschen Reich die Herzöge als Mittler. Sie übten für eine 
Provinz, die aus einer grösseren Anzahl von Grafschaften be- 
stand, einen Teil der königlichen Rechte aus und waren die 
unmittelbaren Vorgesetzten der Grafen. Da aber die Graf- 

i) Seibertz I, 483. 

a) Grauert, a. a. O., S. i4o und i4a. 
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Schäften im Verlaufe der Zeit zersplitterten und edle Herren 
und Kirchen in den Besitz der Graischaftsrechte über grössere 
und kleinere Gebiete gerieten, standen die Herzöge später an 
der Spitze einer grossen Zahl der verschiedenartigsten Inhaber 
gräflicher Rechte. In dem uns hier interessierenden Herzo^- 
tume, welches 1 18 » nn die kölnische Kirche überging, lag die 
Sache ^o. Hier gab selbständigen hochstifti^chen. reichs- 
abtciliciien, klösierlicacn, griiliiclien und edeihciiliciicn Besitz 
und daneben noch Reichsput. Zu erwähnen sind das Hochstift 
Paderborn, die Abteien C5)rvey, Essen und Herford, die Graf- 
schaften Arnsberg, Berg, Mark, Waldeck. Everstein, Schwalen- 
berg, die Edelherrschaften Lippe und Büren und die Heiclis- 
stadt Dortmund. Auf die Wahl eines Erzbischofs von Köln 
hatten die Inhaber dies^ Besitzui^en Iceinen Einfluss, obgleich 
jener als Herzog ihr Vorgesetzter wurde. In dem Dialoge 
zwischen einem Kleriker und einem Laien aus dem Anfange 
des 13. Jahrhunderts nimmt dieser freilich für die in dem Herzog- 
tum der kölnischen Kirche ansässigen Grossen ein Mitwirkungs- 
recht bei der Wahl des Kölner Erzbischofs in Anspruch.*) 
Ganz abgesehen aber davon, dass hier, wie aus der Fortsetzung 
des Gesprächs ersichtlich, nur die Grossen des ripuarischen 
Herzogtums gemeint sind, so ist bezüglich der Wahlen selbst 
zu bemerken, dass schon im Anfange der uns hier beschäfti- 
genden Zeit das Domkapitel aieiir und mehr der massgebende 
Faktor bei denselben wurde und andere Konkurrenten, auch 
die Grossen, zurückdrängte. Schon im Jahre 1238 erwählte 
ausschliesslich das Domkapitel Konrad von Hostaden zum Erz- 
bischof und blieb seitdem allein im Besitze des Wahlrechtes.*) 
Von den Grossen des kölnischen Herzogtums in W' est- 
falen gehörten der Bischof von Paderborn, der Abt von Corvey 
und die Äbtissinnen von Essen und Herford dem neueren 

i) Freilich gehört, streng genommen, nur ein Kanz kleiner Teil der 
(kaftdiaft Berg su Westfalen, jedoch ist ihre GesduM^te so ene mit der 

des Herzogtums Westfalen \ erknüpft, Jass auch in liie.scr Arneit stets 
auf die Grafschaft Berg Rücksicht genommen wird; zumal da die kölnische 
Kirdbe (und im Grunde schon Hemrich d. I Orr. Guelf. 3, 94) auf Grund 
ihrer westfälischen Herzopsgewalt stets die Obcrhcrrlichkeit, namentlich 
das Geleit, in der Grafschaft Berg beanspruchte. Vergl. Seibert z I, S. 644 
und I.a com biet III, 948, Anm., wo Erzb. Friedrich ül. L J. 13/) das Geleit 
in fkr!: für sich fordert van ties hercogdomps wiegen van Westfalen ind 
\ au t-iiger. 

a) Er sagt zum Kleriker: quomodo ducem, cuius est secularis 
iustida sine nobis et nostro consensu nobis praeficere poteratis? 
Chronica regia Coloniensis ed. G. Waitz, S. 31G. 

3) Vergl. V. Below, Die Entstehung des ausschliesslichen Wahlrechtes 
der Diomkapitel, Leipzig Einleitung S. 1 u. S. 4a if. 
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Reichsfürstenstaiide an, welcher sicii seit dem Ende des 12. Jahr- 
hunderts ausgebildet hatte. ^) Sie nahmen damit an den Priw- 
legien teil, welche Friedrich II. in den Jahren 1220*) und 1232*) 
zu Gunsten der Reichsfürsten erlassen hatte. Ebenso wurden 
sie von einem Welstiime beGjünstigt, welches K()nig Heinrich (VU.) 
i2-\i dem Bischöfe von Freising und sämtlichen anderen Reichs- 
fürsten erteilt hatte. Inwieweit die Rechte des Herzogs den 
genannten Grossen gegenüber dadurch beeinträchtigt wurden, 
soll bei Behandlung der herzoglichen Rechte dargelegt werden. 

Bemerkenswert ist das Streben der Erzbischöft, sich in 
den Reichsabteien durch Erwerb der Vogtei oder der Schutz- 
gewali grösseren EinÜuss zu verschaffen, als ihnen die immer 
mehr absterbende Herzogsgewalt gewähren konnte. Die Voetei 
des Klosters Essen, welche die kölnische Kirche im 13. Jahrhundert 
längere Zeit in Händen hatte, bezeichnete Erzbischof Sigfrid als 
Perrinenz des Erzstifts, so da'^s König Rudolf in dieser Sache eine 
l ei suchungskommission nieder- erz'^e.'^ Schliesslich warf sich 
die Abtei dem Grafen von der Mariv m die Arme und befreite 
sich so trotz aller Gegenbemühungen der Erzbischöfe von der 
lästigen Vogteischaft der kölnischen Kirche.^) 

In Corvey gewannen die Erzbischöfe durch Ausübung 
der Schutzgewalt bedeutenden iiintluss. Es kann hier nicht 
unsere Aufgabe sein, im einzelnen das Verhältnis zwischen 
Köln und Corvey zu entwickeln. Schon seit dem Ausgange des 
12. Jahrhunderts schloss sich die Abtei hilfsbedürftig an das 
mächtige Erzstlft an'; und blieb auch wälirend des ganzen 
folgenden Jahrhunderts, wenige Unterbrechungen abgerechnet, 
unter dem Schutze desselben. Daher mochte sich bei den 
Erzbischöfen schliesslich der Gedanke festsetzen, dass sie ein 



1) Kicker, Vom Retchsfurstenstande, Innsbruck 1861. 

2) Die sog. confoederatio cum principibus ecclesiasticis- Mon. Qerni. 
LL. II, S. 236 f. 

3) Das sog. statutum in favorem prindpum. M. G. LL. 1^ S. 291 01 

4) Morl. Germ. LL., II, S. 283. 

5) Lacomblet II, 770: Die Kommission soll untersuchen, wem die 
Vogtei und das hohe Gericht, quod ipse archiepiscopus asserit sue ecclesie 
spedaliter attinere, in Wirklichkeit zustehe. 

6) Lacomblet III, ii5, Anm. Die Bemühungen Essens, von der 
kölnischen Vo^ei sich loszumachen, wurden wohl durch das Streben der 
ErzbisdiÖfe, steh das Stift in spiritualibus zu unterwerfen, hervorgerufen. 

7) Im Jahre iiof) schreibt der Abt Widukind von Corvey an den 
Abt des Mutterklosters Corbie: Expedit nunc ad stabiliendam ecclesie 
salutem foedus inire cum Coloniensi. Navtcula enim parva nisi ad majorem 
alligetur, v'iK per turbulentum vastumque meabit pelagus. Trtstia enim 
tempora sunt etc. Orrig. üuelf. III, S. 53i. 

HiatMrisdi« AbhaadliiDgeo, VIL Heft. 1895. 3 
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wohlbegründetes Recht aui die l utel des Corveyer Klosters 
hätten. So lisst sich Erzbischof Sigfrid im Jahre 1293 die 
Tutel des Klosters, welche ihm schon von König Rudolf be- 
stätigt sei, von Adolf von Nassau noch vor dessen ^^''ahI aucii 
für die Zukunft fest zusichern. ' 1 Und Kizbischof Wigbold, 
welcher nach Erzbischof Sigfrids l'ode vom Corveyer Abte 
und Konvente zum Beschützer gewählt war,^) wurde ebenfalls 
vom Könige in dieser Stellung bestätigt; ja er sollte sich, wie 
dieser anordnete, von den Ministerialen des Klosters den Treu- 
eid leisten lassen.^) Seit jener Zeit aber ging der kölnische 
EinÜuss in f'orvey zurück, wahrscheinlich weil die Abtei in 
ein freundlicheres Verhältnis zum Hochstift Paderborn trat."'^ 
Das Stift Herford geriet wahrscheinlich nach dem Jahre 
1180 auf Grund kaiserlicher Verfügung in besondere Abhängig- 
keit von Köln.'') Die Erzbischöfe sollten der Abtei gegenüber 
die Stelle der Könige einnehmen, dieselbe schützen und dafür 
die Einkunfief welctie dem Könige zustanden, einziehen. ,Ein 
ertzbischof zu Goln*« heisst es in einer alten Aufzeichnung der 
Rechte der Erzbischöfe am Stift Herford, .ist ein Schirmherr 
des Stifts undt Stadt Hervorde, dar grote privilegia utT gemacht 
sindr, van bapsren und keiseren bcstedigcl. Sudane privilegia 
lindi man woU zo Collen ind Hervorde uff dem siififte. — 
Item ein ertzbischof iss auch ein confirmator einer ab- 
dissin tho Hervorde Die kölnische Kirche gewann, 
wie man sieht, einen bedeutenden Eintluss in dem Stift, so 
dass man sie beinahe als Territoriaiherrin desselben bezeichnen 
kann und sich wundern muss, wenn trotzdem die Äbtissin 
des Stifts den Charakter als Reichsfiirstin bewahrte.'; Erz- 
bischof Konrad ging 1245 sogar soweit, dass er einen Herforder 
Kanonikus beauftragte, alle ,yon dem Bischöfe Bernhard IV. 
von Paderborn gegen die Äbtissin von Herford erlassenen 



1) Kinkc. W. U. IV, 2ic>4. 

2) Fink e, W. U. IV, 23oo. 

3) Lacomblet II, 996. 

4) B essen, Geschichte des Hochstifts Paderborn, S. 227, 233, «So 

und 25i. 

5) Die \'erlcihunf;surkunJe ist nicht erhalten. Wohl aber sind noch 
zwei Urkunden vorhanden, durch welche die Verleihung; widerrufen wird 
(Böhmer, Re^. Imp. V, i, Nr. 200 u. 91), freilich, wie von Wtlmans 
nuch^ewie8eR ist (Ztschrft. fUr vaterl. Geschtdite 32. Bd., S. iii), ohne 

Erfolg. 

6) Ediert von Th. Ilgen, Ztsdirft. f. vaterl. Cesch. 49, S. 57. 

7) Über die Stellung des Erzbischofs zu Herford. s. auch Seihertz I, 
S. C^b. über den rcichsfürstlichen Charakter der Äbtissin von Herford 
verf^ Ficker, Vom ReichsfUrstenstande, S. 348. 
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Sentenzen für null und nichtig m erklären, da sie ihr Stift 
von ihm, dem Erzbischofe, als dessen Verteidiger und Stifts- 
berrn, zu Lehn trage. Mit Recht ist bemerkt worden, dass, 
selbst wenn Ho'ford Lehn des Erzbischofs gewesen wäre, 

dieser immer noch kein Recht gehabt hätte, geistliche Straf- 
erlässe des Bischofs von Paderborn, in dessen Sprengel Herford 
lag, um/.ustossen. ^; Wir sehen aber aus dieser Episode, welch 
eine Stellung ein krSfdger Erzbischof, wie Konrad von Hostaden, 
in Herford einnahm und wie er bestrebt war, sich allein zum 
Herrn des Stifts sowohl in geistlichen als auch in weltlichen 
Dingen zu machen. Die genchtlichen Befugnisse, welche die 
Erzbischofe in Herford zum Teil als Schutzlierren besassen 
zum Teil durch Kauf im 1 3. Jahrhundert erwarben, befanden 
sich als Pfandobjekte fast während des ganzen 14. Jahrhunderts 
in fremden Händen, so dass der EintUiss der Erzbischofe in 
Herford bal l nach dem Jahre 1300 mehr und mehr zurückging. 

Von den Grafscliaften, welche dem Herzogtume der Kölner 
angehörten, wurde Berg im Jahre 1380 durch König Wenzel 
zum Herzogtume und damit zum Reichsfürstentume erhoben. *) 
Der Graf von Berg wurde dadurch in den Genuss aller Vor- 
zugsrechte gesetzt, welche den Reichsfürsten zukamen. Durch 
diese Verfügung wurde den herzoglichen Rechten der Erz- 
bischofe zu nahe getreten. Die Kirche Hess sich daher von 
dem Herzoge von Berg einen Revers ausstellen, dass die 
Standeserhöhung keinen für das Erzstift nachteiligen Einfiuss 
auf die Beziehui^en zwischen Grafschaft und Kirche aus- 
üben solle. ^) 

Die Grafschaft Arnsberg, ein altes ReichsJehn der Grafen 
von Arnsberg, ging im Jahre 1368 in den Besitz der kölnischen 
Kirche über,**) welche es nun gleichfalls als Reichslehn besass. 

Die Grafschaften Everstein und Schwalenberg ^^nren 
ursprünglich nur Reichsafterleluif da die nach ihnen l>enannten 



1) Wilmans, W, U, IV, 343. 

2) S. die Anmerkung 5 zu der in der vorigen Note angefährten 
Urkunde. 

3) Ilgen, Ztschrft. f. vaterl. Gesch. 4^ S. 43, Anm. 6. 

4) Lacomblet ItT, 848. Der König erhebt den Grafen in verum 
princinem et Jucem Montensem. 

3) Lacomblet 111^ ü^, Anm. Natürlich sollten durch diese Urkunde 
auch die lehnsherrlkhen Rechte der Kirdie an dem neuen Herzogtume 
sichergestellt werden. 

(j) Seibertz II, 793. 

■jj Seibertz II, 823. Kaiser Karl IV. überträgt dem Erzbischof 
Friedrich III. cuniitatun: f Arnsbei^) qui a nobis et S. R. I. dependet ... in 
perpetuum in t'eudum nobile. 

»* 
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Grafen dieselben nicht unmittelbar vom Reiche, sondern vom 
Herzoge von Sachsen zu Lehn trugen. ') Nun hätte eigentlich 
(fie költitsche Kirche ganz 'in die Besitztitel der sächsischen 
Herzöge eintreten und fortan als Lehnsherrin der Grafen von 
Everstein und Scliu alcnberg für ihre Grafscliaften gelten müssen. -i 
Das war aber niclit der Fall. Wir finden keine Spur davon, 
dass die Grafen von den Erzbischöfen nur ein einziges Mal in 
dem Besitze ihrer Grafschaften bestätigt wären. Auch werden 
in den nach i i8o ausgestellten Königsurkunden die Grafen von 
Everstein und Schwalenberg ganz den Grafen gleichgestellt, 
welche dem älteren Reichsfürstenstande angehört hatten; so 
erscheint z. B. in einer Königsurkunde vom .Jahre liis der 
Gl ul Albert von Everstein als Zeuge vor dem Grafen von Berg -^^ 
und ein anderes Mal vor dem &afen von Ravensbet]g.^) 

Über die anderen Grafen und die Edelherren*) im kdlni- 
sehen Herzogtume ist nichts zu bemerken. 

Der Erzoischof behandelt die Grossen des herzoglichen 
Sprengeis als seine Unterthanen; so nennt Erzbischof Walram 
1344 die Grafen von der Mark und von Arnsberg comites 
nostros et nostre ecclesie vasallos juratos.^) Er gewährt oder 
entzieht ihnen je nach Umständen seine Gnade. Die Gnade spielt 
nämlich als Austiuss landes- oder lehns herrlicher Gewalt 
im Mittelalter eine bedeutende Rolle. Ihr Verlust ist für den 
Vasallen oder Unterthan eine schwere Strafe. Wenn ein Erz- 
bischof nun den Grossen des Herzogtums Westfalen, welche 
von ihm Lehn tragen, seine Gnade gewährt, so wissen wir 
nicht genau, ob wir dies mehr seiner landes- oder seiner lehns- 
herrlichen Gewalt auf Rechnung setzen sollen. ^} Jedenfalls aber 



i) Weiland, a. a. O., S. 49. 

s) Wilmans, W. K. Ü. II, 24o. Der Kaiser verleiht ihr dai Hencog- 
tum cum omni iure et iurisdictione, videlicet cum comitatibus cum advo- 
catiis cum conductibus cum mansis cum curtibus cum beneficiis cum 
ministerialibus cum mandpiis et cum omntbus ad eundem ducatum per- 
tinentibus. 

3) Lacomblet IL Sa. Zeugenreihe: Stfridus Ma^ntmus archiepis- 

copus, Ludewicus dux Bawarie, Heinricus Ju\ Brahantie, comes .Albertus 
de Everstein, comes Adolfus de Montibus, Henricus dux de Lemborg etc. 

4) Lacomblet II, 17. 

5) Über die Eddherrn von Rüren vgl. den Aufsatz VOn Spancken 
in der Zeitschrift für vaterl. Gesch. 43. Bd. 

6) Rübei, Dortm. Urk. I, 583, bringt nur ein Regest. Indes vijir 
Herr Dr. Rubel so freundlich, mir auf Anfrage die im Text ang^benen 
Worte mitzuteilen. 

7) Der Ausdruck Gnade ist gerade für das Lehnsverhältnis tech- 
nisch geworden. Vgl. das Kölner Dienstrecht im Urkundenbucfa zur ErL 
der Verfgesch. von Ältmann-Bernheim S. 113. 
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müssen wir die Gnade als Ausfluss seiner landesherrlichen 
Gewalt betrachten, wenn er in dieselbe einen Grossen des Her- 
zogtums aufnimmt, welcher nicht in einem Lehnsverhältnis zu 
ihm steht. Ein solch«* Fall ist mir in einer Urkunde vom Jahre 
1288 aufgestossen. Gelegentlich einer in dieser niedergeschrie- 
benen Vereinbarung des Erzbischofs Sigfrid von Köln und des 
Hischofs Otto von Paderborn über die Städte Salzkotten und 
Geseke heisst es nach den einleitenden Worten, dass beide 
Kirchenfiirsten auf Ersatz fiir den ihnen zugefügten Schaden 
verachten und dass der Erzblschof den Bischof wieder in 
seine Gnade aufnehme. Ebenso wird in einer Urkunde 
vom Jahre 1294 die Genehmigung zum Bau neuer Befesti- 

tungen durch den Bischof von Paderborn von der Gnade des 
Irzbischofs von Köln abhängig gemacht. -^i Da die Erlaubnis 
zur Anlage von Burgen nur vom Herzoge erteilt werden konnte, 
so war in diesem Falle die Gnade sicher ein Ausdruck landes- 
herrlicher Gewalt. 

Interessant ist auch, dass auf die herzogliche Regierung 
der Kölner Erzbischöfe bisweilen in der Datierungszeile von 
Urkunden, welche von Grossen des Herzogtums ausgestellt 
werden, Rücksicht genommen wird. Zwei Urkunden mögen 
dies darthun. Im Jahre 1220 machten die Brüder Berthold 
und Detmar von Büren Schenkungen an die Kirche zu Harde- 
hausen, Böddeken, Geseke und Büren. Sowohl die Spendenden 
als die Emp^ger, mit Ausnahme von Geseke, ^diörten der 
Diöcese Paderborn, also der Kirchenprovinz Mamz an- Und 
doch wird in einer der Urkunden bei der Datierung der Erz- 
bischof von Köln vor dem Erzbischöfe von iMainz. genannt, so 
dass es mir wahrscheinlich zu sein scheint, dass jener wegen 
seines weltlichen, für Paderborn also herzodichen Regiments, 
dieser hingegen als Metropolit erwähnt sei. Es heisst in der be- 
treffenden Urkunde, die Schenkung sei geschehen regnante 
Frerherico Romano rege, Engelberte Coloniensis ecclesic 
archiepiscopo, Sifrido Moguntine sedis Archiepiscopo. — 
Ein anderes Beispiel aus dem Jahre 1237. Damals setzten 
sich die Grafen Gott^ed von Arnsberg und Konrad von Riet- 
berg wegen ihrer Stammgüter auseinander. Der darüber 



0 Fink e, W. ü. IV., 1977: redpientes, sagt der Erzblschof, domi- 
num episcopum Paderbornensem et ecclesiam suam in nostram gratiam 
pariter et favorcm. 

2) Finke, W. ü. IV, 2312: episcopus et ecclesia Paderburnemis . . . 
munidones novas ex eracia archiepiscopt tenere poterimt. 

3) W Ilm ans, W. U. IV, 8$. Erzbischof war damab noch 
nicht Rei^hsverwcser, 
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aufsrenommene urkundliche Akt schlicsst: Acta sunt hcc reg- 
nante gloriosissimo Romanoruin imperatore domino Frederico 
domino Henrico Coloniensi archiepiscopo , das letztere m. E. 
unter ffinweis auf die herzogliche Regierung des Erzbischofs.*) 
Nachdem wir das Verhältnis der Grossen des Herzogtums 
zum Erzbischofe im Vorstehenden kurz beleuchtet haben, mag 
es angebr;^cht erscheinen, zum Schluss dieses Paragraphen noch 
einige Worte über Dortmunds Stellung zum Herzogtum zu 
sagen. In dieser Stadt war wegen ihrer Reichsfreihdt der Ein- 
fluss des Herzogs bedeutend geschmfilert , wenn auch die her- 
zogUche Oberhoheit zweifellos im 13. Jahrhundert noch aner- 
kannt wurde. In einer von Dortmund ausgehenden officieüen 
Darstellung der Gründung der Stadt Dortmund '1287) heisst 
es: der Grund und Boden Dortmunds sei bei Gründung der 
Stadt durch kaiserliche Verfügung so geteilt, dass ein Teu der 
sog. kunincskamp dem Könige vorbehalten wäre et quedam 
alia area ciim suis appendidis deputabatur ad usus ducarns «?eu 
ducis We-^rfnlie.*) Wie der König, so war auch der Herzog 
Oberherr der Stadt Dortmund und wurde als solcher bei der 
Verteilung des Grund und Bodens berücksichtigt.') Bald nach- 
dem die Itötnische Kirche in den Besitz der Herzogsgewait ge- 
langt war, suchte sie die Territnrialhcrrschaft über Dortmund 
zu erwerben, um ihren EinHuss hierselbst zu vergrössern. Aus 
dem Jahre 1202 ist uns eine urkundliche Notiz erhalten, laut 
weicher die Stadt Dortmund als Unterpland für eine vom Kdnige 
Otto IV. dem Erzbischofe versprochene Gddsumme dienen solL*) 
Noch oft kehrt der Wunsch der Kirche, Dortmund zu besitzen, 



1) Seihertz I, 209. — Interessant ist die Bemerkung, welche H. 
Finke in dem Vorwort des IV. Bandes III. Abt. i. H. des westf. IJrkb. 
S. IV macht, dass nSmltch in dem zur DiÖcese Paderborn gehörigen 
Kloster Bredelar rur 'Ach des Triumphes der k51n. Kirche unter Konrad 
von Hosiadcn i254 kölnische Datierung eingeführt wird. Derselbe weist 
nach, dass infolge der innit^cn \'crbindung Herfords mit Köln auch in 
Herford nach Kölner Zeitrechnung und zwar zuerst im Jahre r285 datiert sei. 

2) Rubel, Dortm. Urk., I, 182. Ich will nicht behaupten, duss es 
bei der Gründung Dortmunds thatsächlich so hergegangen sei. Die ange- 
führte Stelle ist aber jedenfalls ein Zeugnis für die noch 1287 in Dort- 
mund herrschende Anschauung über die Stellung des Herzogs. 

3) Welche Devotion die Dortmunder einem kräftigen Erzhischof wie 
Konrad von Hostaden entgegen brachten, dafür vgl. La com biet IV, ^38. 

4> Mon. Germ. LL. IT, S. 20(5; RÜbel I, Syt archiepiscopus dabit m- 
ducias rcgi usque ad fcstuni sti Johannis huptistc pro . . . marcis, pro 
<iuibus obligaverat duci Brabantie curtem Sinzeche, et sit in optione rcgis 
in presenti fideiussores idoneos dare, vel si rex pecuniao) non solverit, ui 
festo sti .lohanni«; baptistc Trcmonia sit ypotheca archiepiscopi, 
donec pcrsolvatur ei pecunia predicta. 
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im 13. und 14. Jahrhundert wieder. Die Erzbischöfc Hessen 
sich von den Königen , welche durch ihre Unterstützung auf 
den Thron gekommen waren, entweder die Pfandschaft an der 
Stadt oder die Statthalterschaft oder schliesslich sogar dieselbe 
als eröffnetes Reichslehn übertragen.*) Aber solche königliche 
Verfügungen blieben sehr oft nur Verfügungen ; Dortmund Wüsste 
sich im Besitze der Reichsunmittelbarkeit zu erhalten. 

Im Vorhergehenden haben wir kurz einen Überblick über 
die versduedenen Arten von Territorien gegeben, aus welchen 
das den Kdlnem überwiesene Herzogtum Westfalen und Engem 
sich zusammensetzte. Die folgenden Abschnitte sollen nun näher 
untersuchen , in welchem Umfange und wie lange die Erz- 
bischöfc die einzelnen Rechte, welche wir in § nals herzog- 
liche bezeichneten, thatsMchlidi ausffeübt haben. Wir werden 
dies an der Hand des urkundlidien Materials oder geschichtUdi 
feststehender Thatsachen nachzuweisen suchen. 



§ 6. 

Die herzoglichen Landtage. 

Eine Trennung von Verwaltung und Gerichtsbarkeit kannte 
das deutsche Mittelalter nicht. Auf den alten germanischen 
Malstätten war in der Volksversammlune sowohl Recht ge- 
sprochen als auch das, was sich auf des Gaues Wohl und 
Wehe bczo^, verhandelt worden. Und dieser Brauch hatte 
sich auf Reichs-, Stammes- und Grafs chaftstagen bis tief hinein 
in das Mittelalter erhalten. So versammelten auch zu der Zeit, 
die wir hier behandeln, überall dort, wo es noch Reste einer 
stammesherzoglichen Gewalt gab, die Herzöge die ihrem 
Sprengel Angehörigen um sich , freilich nun nicht mehr, das 
ganze Volk, sondern nur noch die Angeseheneren, um mit 
innen über Vergehn, welche im Gratenoerichi nicht hatten ab- 
geurteilt werden können, zu richten oaer über das, was sich 
auf die Verwaltung, namendich die Wohlfahrt und Sicherheit 
des' Landes bezog , zu verhandeln. So hatte es Heinrich der 
T/"n\e in Westfalen gehalten, so hielt es auch die kölnische 
Kirche. Schon vor dem Jahre 1 iSo konnte sie viele der west- 
fälischen Grossen, z. B. die Grafen von Arnsberg, von Berg 
und die Edlen von der Lippe u. a., auf Grund ihrer lehnherr- 

i) S. Frensdorff, Dortmunder Statuten und Urteile (Hansische G^- 
schichtsquellen 1882), Einleitung S. XX>^V Ü\ 
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liehen und geistlichen Gewalt zu Lehnstagen bezw. SendgC' 



Grossen gegenüber wenigstens nach dieser Richtung hin durch 
die Herzogsgewalt nichts Neues. Es ist infolgedessen auch un- 
zulässig, aus der Anwesenheit dieser Grossen beim Erzbischofe 

gleich auf einen Landtnci; 711 srhliessen. Nur dann können wir 
mit einiger Sicherheit annehmen, dass es sich um einen solchen 
handelt» wenn wir neben jenen auch (irosse der Diöcese Pa- 
derborn, welche die Erzbtschöfe vor 1 180 nicht hatten zu sich 
entbieten können, um diese versammelt sehen. 

Wie der Herzog ursprünglich in ganz Westfalen seinen 
Richterstuhl aufschlagen konnte,^/ so hatte er auch unzweifel- 
haft das Recht, überall, wo es ihm passte, Landtage — ge- 
wöhnlich Botding ^) genannt — einzuberufen. In Soest,") in 
Rüthen,*) in Paderborn *) und anderswo, also sowohl an Orten, 
welche zu seinem Territorium gehörten , als auch an solchen, 
wo er als Herzog nur eine oberherriiche Gewalt besass, sehen 
wir ihn von einer stattlichen Zahl Grossen umgeben. Nicht 
ohne Glanz mochten solche Versammlungen tagen, in welchen, 
wenn nicht der erste, so doch der mächtigste Kirchenfürst des 
deutschen Reiches den Vorsitz führte, auf denen die mächtig- 
sten Grossen Westfalens erschienen und die Blüte der west- 
fälischen Ritterschaft vertreten war. Doch kerne Chronik unter- 
richtet uns genauer darüber, und Urkunden nennen uns nur 
die Namen der Versammelten, event. auch den Gegenstand 
der Beratungen. 

Auch über den Gang der Verhandlungen wissen wir lüchts 
Genaueres, ausser dass diese, in der Hniipfache wohl richter- 
licher Natur, daneben aucii die \ er waliuiig des Herzogtums 
betrafen. So sollte z. B. der Bbdiof von Paderborn keine 
Befestigung anlegen, wenn er nicht in judicio, quod botting 
appellatur, die Erlaubnis dazn erhalte ^) Wie ein herzog- 
licher Landtag zustande kam, darüber liegt uns ein Zeugnis 
vor, welches ledoch nur Soest beiriflt. Wenn der Erzbischof 
hier ein Botaing abhalten will, so soll, heisst es im Hofetat 
des Erzbischofs aus dem Ende des 13. oder Anfang des 14. 
Jahrhunderts, Hermann von Plettenberg alle Grafen, Gografen 



1) Seibertz i, 644: Item dux in omni ioco ducatus sui potest po- 
nere sedem suam et judlcare. 

2) Sollempne juJicium quoJ botdinc dicitur. Rübel, D. U.» ttS. 

3) Wigand, Archiv VI, 2ck). 

4) Wifmans, W. ü. IV, 69. 

5) Erhard, Cod. dipl., 536. 

6) Wiimans, W. U. IV, 39a 



richten, um sich versammeln 
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und Städte dazu einladen, für welche Mühe ihm ein Botenlehn 
zusieht.^) Auch ist in Soest alles im einzelnen geregelt, wer 
dem Erzbischofe Quartiere bereiten, wer ihm Lebensmittel ver- 
schaffen, endlich wer ihm die schriftlichen Gesuche aus ganz 
Westfalen unterbreiten soll.'*) Wie es aber sonst, wenn der 
Erzbischef die I/indtage nicht in Soest abhielt, mit dem An- 
sagen derselben, mit der Speiselieferung gehalten wurde, darüber 
ist mir Genaueres nicht bekannt. Nur aus der Milte des 14. 
Jahrhunderts liegt noch eine Notiz vor, nach welcher Johann 
von Reiferscheid, der das Marschallamt von Westfalen auf 
eigene Rechnung verwaltete, dem Erzbischofe, wenn dieser 
ein- bis zweimal ^mit Herrn und Städten zu Parlamente* nach 
Westfalen komme, die Lebensmittel liefern solle.') Aber das 
war sicher nur eine Ausnahme; die meisten Marschälle ver- 
walteten Westfalen auf Rechnung des Erzstifts gegen eine 
wahrscheinlich bestimmte Entschädigung, die nicht so gross 
war, dass sie davon die Erzbischofe, wenn diese in Westfalen 
Landtage hielten, freihalten konnten. 

»Nachdem wir durch Gottes Gnade auf den bischöflichen 
Stuhl erhoben waren, besuchten wir, um den Bedrückten zu 
helfen, Westfalen und Engern und beriefen Fürsten, Edle und 
alle Personen des Landes zu tms, um Gericht abzuhalten und 
Gerechtigkeit walten zu lassen", so erklärte Erzbischof Adolf 
in einer 1294 zu Puderborn ausgestellten Urkunde.^) Durch 
diese Urkunde erhalten wnr auch Nachricht von dem ersten 



1) Die Notiz über das Botenlehn (Seibert z I, 633 Anm.) gehört 
nicht, \^ic L indn er (Verne, S. 35o) meint, in das i3. Jahrhvindcft, sondern 

muss vielmehr um 1300 angesetzt werden, weil ziemlich alle Personen, 
welche in dem Hofetat genannt werden, sich um diese Zeit nachweisen 
lassen: Hermann von Plettcnbci^ 1289 und 1321 (Seibertz I, 427; II, 
5S4); Wichmann von Flerike 1292 und 131- (Seibertz I, 44i/2; II, 571); 
Marquard von dem l .0 1306 und 1322 ^Seibertz II, 3i4, Sgl); Dietrich 
von Medrike i-tKi und 1322 (Seibertz I, 349; 591). 

2) Seibertz I. 623 Anm. und II, 658. 

3) Lacomblet III, 4oo. Wer oucli suche dat wir eyns of zu tzweye 
stunden des jars in dat lant zu Westphalen ryden mit uns sclves live, 
umb des landes noit, of zu Parlamente mit den Herren of mit den Steden, 
so sal hee uns ... md unsen vninden, dey wir mit uns overbrengen, bekösti- 
gen ind dcy kost geven, dey wilc ^ ;r ulda in dem lande sin, usgenomen 
wyn in dey^ kost van unser kameren, dey sulen wir uns selver dun ind 
begaden. Llndner macht a. a. O. S. 35o Anm. auf die Urk. Seibertz 
II, 658 aufn}erksam, in welcher auch Leistungen (.'Leistung) für das her- 
zog!. Botding angegeben seien. Ich glaube, dass der Erzbischof nicht ge- 
rade notwendig hatte, ein ßotding abzttiialten, um dBe Dienste des Klosters 
Jönglinghausen in Anspruch zu nehmen. 

4) Erhard, Cod. dipL, 336. 
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bedeutenderen Landtage, welcher unter dem Vorsitz eines Erz- 
bischofs in Westfalen stattfand. Es waren damals, wie aus 
der Zeugenreihe der erwähnten Urktinde zu ersehen ist, um 
den Erzoischof versammelt: Widukind, Abt von Corvey, Hein- 
rich, Abt von Abdinghoff, Hermann, Propst zu Soest, Simon, 
Graf zu Teklenburg, Arnold und Friedrich, Grafen von Altena, 
Albert, Graf von Lverstein, Adolf, Sohn des Grafen Engelbert 
von Berg, Edelherr Bernhard von der Lippe, Hermann, der 
Sohn desselben, und Hermann von Waldeck. Wir sehen aus 
der Reihe der Versammelten, dass an herzoglichen Landtagen 
nicht nur Grosse des Herzogtums, sondern auch solche, welche 
ausserhalb desselben standen, teilnehmen konnten, wie hier 
vom Grafen von Teklenburg ausdrücklich bezeugt ist. Es wird 
uns das erklärlich, wenn wir einmal die Rechtstitel ins Avßt 
fassen, auf Grund deren der Erzbischof Versammlungen ein- 
berufen konnte. Im Vorhergehenden haben wir gesehen, wie 
er als Herzog befugt war, die Grossen setner und der Pader- 
borner Diöcese zu Landtagen zu entbieten, wir erwähnten aucii, 
dass er die nämlichen fast sämtKch auch als Lehnsherr um 
sich versammeln konnte. Dazu kam nun noch, dass er aus 
Westfalen im weiteren Sinne als Lehnsherr auch noch die 
Grafen von Teklenburg und Davensberg u. a. zu Lehnstagen 
berufen, und endlich, dass er als Metropolit die Bischöfe von 
Mtteister, Osnabrück und Minden zu sich bescheiden konnte. 
Es lie^t nun sdir nahe, dass der Erzbischof, wenn er einmal 
in Westfalen war, auch wohl auf Grund der versc'i'c- Jenen 
Keclustitel die Grossen des ganzen Westfalenlandes um sich 
vereinigte und dann in einer glänzenden Versammlung von 
Bischören'), Grafen und Edlen den Vorsitz- föhrte. Auch 
mochten die nordwestfHlischen Grossen ein Interesse daran 
haben, die herzoglichen Versammlungen aufzusuchen, weil sie 
hier Standesgenossen in Menge trafen, mit denen sie sich über 
Standesangelegenheiten, über den Abschluss von F'amilienver- 
bindungen u. a. besprechen konnten. So sehen wir denn 
unter Engelbert dem Heiligen, der nach den Wirren, welche 
die unglückselige Doppelwahl des Jahres 1198 über Westfalen 
und Rheinland gebracht hatte, zuerst wieder kräftig in West- 
falen eingriff, Versammlungen hicrselbst tagen, von denen wir 
schwer sagen können, ob sie mehr einen kircliliciicn oder welt- 
lichen Qiarakter tragen. Während Engelbert im Anfange 
seiner Regierung fast nur inmitten von Grossen, welche auch 

1) (;ber die Provinzialkonzilien der Kölner Erzbischöfe in Westfiilen 
v^I. Finke, Konzilienstudien zur Geschichte des 1 3. Jahrhunderts, M&nster 

löyi, S. y5. 
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seinem Herzogtume angehörten, seine Landtage abhieh, wie m 
Rüthen in den Jahren 1217, 12 ig und 1220M, begann er seit 
dem Jahre 1221 seine grosswestfalische Politik als Metropolit, 
Herzog und Ldin^crr und vereinigte geistliche und weltliche 
Grosse seiner Kirchenprovinz und seines Herzogtums um sich, 
vornehm lieh um in Verbindunj? mit ihnen den F'riedcn und 
die Ruhe des ^-inzen westfälischen Landes zu schützen.^) Lnnd- 
friedensthätigkcit aber galt so recht als Ausliuss herzogliciicr 
Gewalt, und so konnte sich denn in jenen Tagen leicht die 
Vorstellung bilden, wie Engelberts Fürsorge für den Land- 
frieden das ganze Westfalen umfasste, so erstrecke sich auch 
seine Herzogsgewalt über sein ganzes Erzbistum und die Diöcese 
Paderborn. Aber Engelberts Regierune war zu kurz und die 
seines Nachfolgers Fmnrich L zu scnwacb, als dass jenes 
Mannes glSnzende Politik dauernde Folgen gehabt hätte. Die 
Landtage, welche Heinrich I. in der ersten Hälfte seiner He- 
gierung abhielt, waren wieder nur von Ciro^^cn besucht, welche 
auch in seinem Herzogtum ansässig warcn. 'j Und bald blieben 
auch diese aus, so dass man in den letzten Regierungsjahren 
Heinrichs kaum noch eine bedeutende Versammlung von 
Crossen um ihn wird nachweisen können. Unter Heinrich I. 
begann eben der Kampf der Grossen gegen die kölnische 
Kirche und dauerte von da an mit geringen Unterbrechungen 
bb in die Mitte des 15. Jahrhunderts fort. Diese Kämpfe 
liessen für friedliche Landtage wenig Raum. Wen sollten denn 
auch die Erzbischöfe um sich versammeln, wenn die Grossen 
gegen sie in Waffen standen? 

In hartem Ringen musste Erzbischof Konrad von Hostaden, 
der grössere Nachfolger Heinrichs L, seiner Herzogsgewalt in 
Westfalen erst wieder Geltung verschaffen, so dass er in den 
ersten Jahren seiner Regiming keine irgendwie nennenswerte 
Zahl westfälischer Grossen um sich vereinigen konnte: aber 
gleich nacli der Niederwerfung des letzten Gegners in seinem 
Herzogtume, des Bischofs Simon von Paderborn, sehen wir 
ihn in der Nähe von Soest einen Landtas abhalten, welcher 
nicht nur die mächtigsten Grossen seines Herzogtums, sondern 
auch solche Herren um ihn vereinigte, welche nicht sdnem 

I) Ficker, Engelbert d. H., Regg. 53, 74; Seibertz i, iS?. 

a) Ficker, a. a. O., Regg. «»3, 107, i48, m»6. S. auch Caesarius Heisterb. 
in Böhmers Fontes II, S. 308. 

3) Seibet tz I, 189, 191; Wilmans, W. U. iU, 287 (hierzu vgl. 
Grauert, a.a.O., S. 13 tL i4, der das Botding In Rheda stattfinden iSsst; 
dagegen Lindner, a. a. O., S. r^), welcher das Botding nach Paderborn 
verlegt); Wigand, Archiv VI, 2oy; Riibel, D. U., 72. 
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Herzoguimc angehörten.') Aber Konrad, der zeitweiiig so 
kräftig und erfolgreich seine lierzogliche Gewalt zum Ausdrucke 
brachte, war dodi mit der Reichspolitik und mit den Kämpfen 
gegen seine Hauptstadt zu sehr beschäftigt, als dass er durch 
öfteres Erscheinen in Westfalen und durcli Abhaken von 
Landtagen daselbst seine Herzogsgewalt lüitte genorig befestigen 
können. Nacli dem Jahre 1248 sehen wir ihn nur nocli ein- 
mal inmitten einer glänzenden Versammlung westfälischer Grossen 
Urkunden^ als er im Jahre 1 260 sich mit dem Herzog Albrecht 
von BraunschvN'eig /li Kogelnbcrg über dessen Ansprüche am 
Herzogtum Westfalen auseinandersetzte.*) 

Konrads Nachfolger Engelbert II. erschien noch seltener 
als sein Vorgänger in Westfalen und sah auch niemals eine 
solche Zahl von Grossen um sich als dieser. Von einem Land- 
tage, welchen er wohl im Jahre 1263 abgehalten hat, erfahren 
wir durch eine Urkunde, in welcher der Erzbischof die Dort- 
munder von den Anklagen, die er auf seinem feierlichen Ge- 
richtstage, Botding genannt, gegen sie erhoben, freispricht.^) 
Vielleicbt hat dieses Botding einen Monat vor Ausstellung 
(October 25) der erwähnten Urkunde in Köln stattgefunden. 
Denn zu Köln erlaubte der Erzbischof im September in Gegen- 
wart mehrerer westfälischen Grossen dem Grafen von Arnsberg 
die Errichtung eines Fesiungsbaues um Neheim.*) Es dürfte 
dieser Umstand« wenn man die im Jahre 1240 für den Bbchof 
von Paderborn hinsichtlich des Burgbaues getroflene Bestimmung 
verallgemeinert*), die Vermutung nahe legen, dass damals, nls 
der Graf von Arnsberg die Ermächtigung zum Burgbau erhielt, 
ein Botding stattgefunaen habe und letzteres auch mit der (Ge- 
richtssitzung gemeint sei, von welcher der Erzbischof einen 
Monat später den Domnundem gegenüber spricht. 



0 Im Jahre iz4S, den 25. März. Schaten, Annal. Paderb. II, 60. Voll- 
stündigerer Abdruck bei L a c o m b 1 c t II, 1 69 f. Anwesend sind ausser dem 
Erzbischofc und dem Bischöfe von Osnabrück mehrere Geistliche und 
folgende nainentUch angeführte Laien: die Grafen Wilhelm von Jülich, 
Adolf von Berg, Adolf von der Mark, Simon von Sponheim, Gottfried von 
Arnsberg, Ludwig von Ravensberp, Dietrich von Isenberg; dann die ELdlen 
Heinrich von Isenberg, Walram von Limburg, Walram von Montjoie, ferner 
Albert von Hörde. Marschall Hebrich von Volmestein, Albert von Stör- 
mede u. s. w. 

a) Seibertz I, 317. Grauert, a. a. O., S. 20fr. 

3) Rßbel, D. U., II 5. Universos et singulos excessus, quos contra 
vos prnsequehamnr, vos ad nostrum solleoipere judicium, quod botdinc 
dicitur vocando, vubis . . . relaxamus. 

4) Seibertz I, 327. Es waren in Köln anwesend der Bischof von 
Paderborn , der Graf von Berg (Lac. II, 536) und der Graf von Mosberg 

i>) S. oben S. 24 nebsi Anm. 6. 
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Im Jahre 1267 urkundet Erzbischof Engelbert in Distedde 
auf westfälischem Boden inmitten einer nicht geringen Zahl 
von Grossen; aber es waren unter diesen doch nur wenige, 
welche dem wcstfälbchen Herzogtume angehörten, so das» 
von einem herzoglichen Landtage kaum die Rede sein kann. ^) 

Sigfrid von Westerburg, wolil einer der kräftigsten kölni- 
schen Erzbischöfe, sah zeitv\ eilig sainiiidie westfälische Grossen 
gegen sich in Waffen stehen und fast seine ganze Regierung 
hindurdi mdbrere derselben. Er kam nur selten nach West- 
falen und vollzog die wichtigsten Akte, welche sich auf sein 
Gebiet daselbst bezogen, in Köln-, Bonn") oder Neuss' Es 
lässt sich auch keine irgendwie bedeutende Versammlung 
westfälischer Grossen um ihn nachweisen, selbst nicht als er 
im Jahre 1294 zu Marsberg mit dem Bischöfe Otto von Pader- 
born die wichtige Vereinäirung Über Salzkotten und Geseke 
traf. ^) 

Das im Jahre 1291 in Lippstadt behufs Versöhnung des 
Bischofs von Paderborn mit dem Grafen von Arnsberg abge- 
haltenen Placitum war wohl kein herzoglicher Landtag, wenn 
auch der westfälische Marschall daran teilnahm, sondern viel- 
mehr ein von Vermutlern angesetzter Sühnetermin.*) Erst auf 
F>suciien der zahlreich versammelten westfälischen (irossen 
gab der Erzbischof von Kuin als Herzog von Bonn aus 
eine oberrichterliche Entscheidung.') 

Die Nachfolger Sigfrids auf dem erzbischöflichen Stuhle 
kamen noch seltener als dieser nach Westfalen. Es lässt sich 
auch auf westfälischem Boden kein Landtag mehr nachweisen, 
an welchem unter ihrem Vorsitze die Grossen Westfalens 
zahlreicher teilgenommen hätten. Gleldiwohl hielten die Erz- 
bischöfe an dem Grundsätze fest, dass ihnen das Recht zustehe; 
alle Grossen ihres herzoglichen Sprengeis zu Landtagen zu be- 
rufen. Im Jahre 134^ muss der Marschall von Westfalen, 
Johann von Reiferscheid, dem Erzbischof Walram die urkund- 
liche Erklärung abgeben, ihn, wenn er (der ErzbischoO ein- 
oder zweimal jährnch mit Herren und Städten in Westfalen 



1) Finke, W.U. IV, iiic|. Es waren in Distedde anwesend: Bischof 
Simon von Paderborn, Bischof Gerhard von Mfimter, Elekt Widu- 

kiri J on Osnabrück, Eberhard vun der Mark, Friedrich von Rietberg» 
Hermann von der Lippe, Heinrich Burggraf von Stromberg. 

2) Lacomblet II, 609. 

3) Seibert z I, 436. 

4) Finke, W. U. IV, 1077 und 1978. 

5) Pinke, W. U. IV, 2312. 

6) Seibert z I, 438. 

7) Finke, W. U. IV, 2035. 
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«Paiiainciu' abhalte, unentgeltlich zu bewiiicnJ; Ob hier umer 
Herren nur die im kölnischen Territorium angesessenen 
htterbürtigen Personen oder sämtliche Herren des kölnischen 
Herzogtums zu verstehen sind, muss dahin cestellt bleiben. 
Im Jahre musste der Graf von der Mark eine für ihn 

sehr nachteilige Sühne mit dem Erzbischofe von Köln ab- 
schüessen bezw. erneuern. In derselben wird dem Grafen 
ssur Pflicht gemacht, sich in den Rat des Er?.bischofs zu 
schwören und, wird weiter bestimmt, of die crtzebusschof en- 
bynen . . . tzien jairen in syme hertzogriche oever Kiyn evne 
botdinge besitzen will, also as dat siyn rechi ind gewoenlich 
is, dat die greve van der Marken op siyns selfs kost ind 
Verlust dem ertzebuschof dar zu helpen ind dienen sal mit 
dryehundert rittern ind knapen gewapent, as lange as dat selve 
botdink weren sal ind bis das gedaen is.^) Hier geschieht 
noch einmal des herzügüchen Botdings Erwähnung. Der Graf 
von der Mark wird zu der Erklärung veranlasst, so oft der 
Erzbischof Walram ein Botding abhalte, dasselbe besuchen zu 
wollen und zwar zehn Jahre lang, vorausgesetzt, dass beide 
VerT r:\gschliessenden so lange am Leben bleiben würden. Da 
Erzbischof Walram jedoch schon in demselben Jihre starb, 
so verlor der Vertrag sehr bald seine reciuiiciie Bedeutung. 
Thatsächlich hat der Graf von der Mark, wie alle anderen 
westfälischen Territorialherren, nach wie vor sich nicht mehr 
um herzogliche Landtage gekümmert. 

Wohl kamen die Erzbischöfe noch liin und wieder nach 
Westfalen; ihre Umgebung aber bestand dann in der Regel 
nur nodi aus Edelen, wetehe sich in grösserer Abhängigkeit 
vom Erzstifte befanden, und aus Ministerialen. Die Grossen, 
welche trotz aller Hindernisse von seiten der kölnischen Kirche 
in ihrer Territorialpolitik so viel Glück hatien, mochten es nicht 
mehr zeitgemäss finden, auf I^dtagen sich um die Erzbischöfe 
zu versammeln, da nirgends mehr als dort ihre eigene Ab- 
hängigkeit und die Oberhoheit der Erzbischöfe hervortrat. 

Durch häufiges Abhalten der Landtage sollten die Erz- 
bischöfe vornehmlich danach streben, unter den im Herzogtum 
ansässigen Grossen den Frieden aufrecht zu erhalten und Fnede- 
brecher zur Rechenschaft zu ziehen. Je mehr indes die Grossen 
sich von den herzoglichen Landtagen fern hielten, um so weni- 
ger konnten die Erzbischöfe ihres Friedensamtes walten. Mit 
Gewalt konnten diese den mächtig erstarkten und noch dazu 
durch Familienbande und Freundschaftsbündnisse aneinander 

1) Lacojnblet II, 4oo. 

2) Seibertz II, 714. 
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geketteten Grossen gegenüber kaum etwas ausrichten. , Wolken 
sie dennoch für das Wohl und den Frieden ihres Herzogtums 
sorgen und damit die schönste Pflicht ihres herzoglichen Amtes 
erfüllen, so mussten sie der vernndcrten Zeit Rechnung tragen 
und anstatt der Landtage ein anderes Mittel suchen , durch 
welches sie die Grossen des Landes um sich vereinigen konnten. 
Es musste das ein Mittel sein, welches den Herzog und die 
Grossen mehr als gleichberechtigt erscheinen Hess, Wir be- 
schränken uns darauf an dieser Stelle anzudeuten, was wir 
weiter unten im § 12 näher ausführen werden, dass die Erz- 
bischöfe ein neues Mittel zur Einigung der Grossen in dem 
Abschluss von Landfriedensbündnissen fanden. 

§7- 

Die militärische Gewalt des Herzogs. 

Der Herzog^sollte, wie das Wort es besagt, oberster Heer- 
führo' für sein Gebiet sein. Früher war er das auch unstreitig 
gewesen. Als es noch Volksheere in des Wortes eigentlicher 
Bedeutung gab, hatte der Graf die waffenfähige Mannschaft 
seines Bezirkes um sich versammelt und sie dem Herzoge zu- 
geführt, der dann an der Spitze des Stammesheeres zum Könige 
zog. Aber wie auf allen staatlichen Gebieten das Lehnswesen 
grosse Veränderungen hervorgerufen harre, so war es nament- 
lich nach der militärischen Seite hin von tiefgreifendem Ein- 
flüsse gewesen. Es gab, als der Erzbischof von Köln die 
Herzogsgewatt in Westfalen erhielt, keine Volks-, keine Stam-. 
mcsheere mehr, es gab nur noch Ritterscharen, welche unter 
der Führung ihrer Lehnsherren in den Krieg zo^en. Das Her- 
zogtum der Erzbisch öfe von Köln hatte also in militärischer 
Beziehung keine hohe Bedeutung mehr. Die einzige Möglichkeit, 
dass es in Westfalen noch zu Volksaufgeboten und damit zu 
starkem Hervortreten der Herzogsgewalt nach der kriegerischen 
Seite hin gekommen wäre, würde die gewesen sein, dass das 
Land unter Einfällen äusserer Feinde zu leiden gehabt hStte. 
Aber Westfalen war schon lange ein gegen äussere Feinde 
wohlseschülztes Land im Innern des Reiclies geworden und 
wurde es im 13. Jahrhundert durch das Vordringen deutscher 
Kultur nach dem Osten mehr und mehr. 

Und doch mirde man irren, wenn man glaubte, dass 
durch den zerstijrenden Eintiuss des Lehnswesens jede Spur 
der militärischen Obergewalt des Erzbischofs als Herzogs von 
Westfalen ausgetilgt sei. Noch Im Jahre 1275 versprachen die 
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Paderbomer dem Erzbischofe Sigfrid« ihm in den nächsten zehn 
Jahren Hilfe bei Kriegsfällen zwischen Ruhr und Weser zu 

leisten, weil sie von ihm in Schutz genommen seien und 
weil sie auch i n s e i n e m H e r / o g t li ni wohnten.*; 
Jedoch ist wohl zu beacinen, wie abgeschwächt hier das Heer- 
bannsrecht des Herzogs erscheint. Als Hauptgrund, weshalb 
die Paderbomer dem Erzbischofe Hilfe leisten wollen, erscheint 
der Schulz, welchen dieser ihnen dafür zusagt. 

Interessant ist es, dass in dem Falle, wo noch von einem 
Volksaufgebote die Rede ist, die mÜitärisclie Seite der herzog- 
lichen Gewalt deutlich hervoririit. Wenn /.. B. im Herzogtum 
Westfalen ein Landfriedensbruch ruchbar wurde, so sollten 
auf den Ruf des Erzbischofs oder seines Marscha^lls 
die Gografen mit den waffenfähigen Mannschaften ihrer Be- 
zirke den Friedebrecher verfolgen. Fbenso hatten die Go- 
grafen dem Herzofie Heerfolge zu leisten, wenn er die Burg 
eines Raubritters belagern wollte. Wie noch am Ende des 
13. Jahrhunderts der Gedanke fest wurzelt, dass bei Exekutionen 
gegen Landfriedebrecher dem Erzbischofe als Herzog die Leitung 
zustehe, dafür zeugt ein Beispiel aus dem .lahre 1294. Anfangs 
der neunziger Jahre verwüstete der Graf von Waldeck das Pa- 
derbomer Stift schwer und fugte ihm auch durch Anlage zweier 
fester Plätze grossen Schaden zu. In derselben Zeit nahm der 
Graf von Arnsberg den Ritter Gottfried von Meschede, der 
vermutlich auch die Paderborner Kirche gebrandschatzt hatte, 
zum Buremann in Eversberg an. Über beides sehr empört, 
rief der damalige Bischof Otto den Schutz des Erzbischofs von 
Köln an, der sich auch zur Hilfe bereit erklärte. Es wurde 
nun ausgemacht, der Bischof solle zuerst noch einmal beide 
Grafen zur Sühne auffordern , falls dieses aber vergeblich 
dem I-, rzbischofc seine Kriegsmannschaft zurVer- 
füg üiig stellen, damit dieser die Friedebrecher dann uui Gewalt 
zur Sühne zwinge.') Obwohl also der Bischof von Paderborn 
der eigendich Geschädigte ist, so ist doch nicht er es, welcher 
gegebenen Falls die Züchtigung der Grafen übernimmt und 
dazu Hilfe vom Erzbischofe erhält, sondern der Erzbischof ab 

1) La comb I et II, 678: et quia etiam in siio ductttu coQsistiinus. 
Reg. bei Finke, W. ü. IV, i4o6. 

2) Seibert 7 I, S. 644. 

3) Finke, W. U. IV, 2312. An einer Steile heisst es: Item Jicimus, 
quod, si comes de Arnsberg Godefridum de Meschede miiitem, quem in 
suum castrensem apud Eversberg receptayit, a se et a terra sua non 
amoverit ab cpiscopo Paderburnensi requisitus ci monitus . . . idem 
episcopus Paderburncasis archiepiscopo Coioniensi auxi- 
lium pra«stabit contra comitem predictum. 
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Schirtner des Landfriedens und Führer der zum Schutz 6 

desselben aufgebotenen iM annschaften. 

So lebte die Idee von einer obersten militärischen Gewalt 
des Herzogs in Westfalen foit und kam namentlich bei den 
grossen Landfriedensbündnissen, welche seit dem Ende des 
13. Jahrhunderts in schneller Aufeinanderfolge von den west- 
fdllschen Grossen geschlossen wurden, zum Ausdruck. Die 
Erzbischöfe oder ihre Marschälle waren die Hüter derselben 
und das bedingte, dass sie zu ihrem Schutze auch die Verirag- 
schliessenden zu den Waffen entbieten konnten.*) Aber Bünd- 
nisse kamen doch immer nur durch .den guten Willen der Be- 
teiligten zu Stande, so dass sie gerade auch die Schwache der 
Herzogsgewalt zeigen, da die Krzbischöfe auf Grund ihrer her- 
zoglichen Gewalt nicht vermochten 1 ruppen aufzubieten, zu 
welchen die Grossen des Herzogtums ihre Gontingente stellen 
mussten. Es ist besonders zu betonen, dass auf Grund ihrer 
Herzogsgewalt die Erzbischöfe niemals wirklich ein Heer in 
Westfalen zusammengebracht haben. 

Kinen gewissen Krsatz hiefür mochte die kölnische Kirche 
darin zu rinden hotten, dass sie als Lehnsherrin der west- 
fälischen Grossen diese unter ihrem Banner vereinigen konnte. 
Und anfangs sah sie sich in dieser Erwartung nicht getäuscht. 
Mir Kr/bischof Adolf z. B. standen die meisten westfälischen 
Grossen zum Könige Otto IV., mit ihm gingen sie spater auch 
zu Philipp von Schwaben über. So lange nur die Erzbischöfe 
sich nicht den territorialen Pläne jener entgegenstellten, konnten 
sie gegen äussere Feinde stets bereite Bundesgenossen an ihnen 
finden. Aber die herzogliche Gewalt musste doch einen kräf- 
tigen Kirchenfürsten allzu leicht in Versuchung bringen, seine 
herzoglichen Rechte auch wirklich zu wahren und dadurch in 
die Entwicklung der westfälischen Territorien hemmend einzu> 
greifen. Der erste Erzbischof nun, der diese Politik rücksichts- 
los verfolgte, Engelbert d. H., musste gleich die bittere Erfahrung 
machen, wie wenig die westfälischen Grossen geneigt waren, 
der Lehnstreue ihre Territorialpolitik zu opfern. Eine allge- 
meine Verschwörung der Grossen plante den Sturz des Kirchen- 
fiirsten, zu dem es nur deshalb nidit kam, weil Graf Friedrich 
von Isen burg, einer der Teilnehmer an der Verschwörung schon 

1) Z. H. heisst es im westHilischcn Landfrieden von ii<»S, welcher 
zwischen Erzbischof Wigbold» Bischof Everhard von Münster, Graf Ever- 
hard von der Mark und den StSdten Munster, Soest und Dortmund ab{^- 
schlössen wurde: Qua fcxpeditionis) intimatione sie facta, nos archiepis- 
cupus, si in lerminis fuerimus, alioquin marscalcus noster, ulterius dominos 
et civbates convocabimus et convocabit contra pacis violatorem processu- 
ros etc. Seibert z I, 473. 

Historische Abhaodluageo, VIL Ucrt. 1S9S. 3 
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vorher dem Leben des Erzbischofcs durch Mord ein Ziel setzte. 
Der Nachfolger Engelberts, Heinrich I., hatte schon die schwersten 
Kämpfe mit seinen Vasallen zu bestehen und nur Konrad von 
Hostaden^ dessen Regierungsanfang wegen heftiger Kämpfe mit 
den Grossen gleichfalls sehr stärmtsch war, s& diese in den 
fUnfziger Jahren des 1 3. Jahrhunderte nodl anmal fast ohne Aus- 
nahme um sich geschart, als er gegen seinen erbittertsten 
Gegner Bischof Simon von Paderborn /u Felde zog. ') Aber 
unter den folgenden Erzbischofen enibrumuc der Kampf gegen 
die Grossen von neuem und von Lehnstreue findet sich kaum 
eine Spur. Es sei hier mir an das grosse Bündnis erinnert, 
welches die Mehrzahl der rheinischen und westfälischen Herrn 
im Jahre 1277 geradezu gegen den Erzbischof Sigfrid ab- 
schloss.^j Selbst das herbe Los, in die Gefangenschaft eines der 
westfmischen Grossen zu fallen» blieb diesem Erzbischofe nicht 
erspart. In der Schlacht bei Worringen 1288 musste er sich 
dem Grafen von Berg gefangen ^cben und wurde eine Zeil- 
lang in strengem Gcu ahrsani gehalten. Wit wenig zuverlässig 
selbst dann die I reuc der Grossen war, wenn sie für einen 
bestimmten Fall einem Erzbischofe Hilfe versprochen hatten» 
dafür mögen zwei uns erhaltene l ikunden den Beweis liefern. 
Am 2. Oktober 1237 gelobt der Graf Adolf von Berg dem 
Erzbischof Konrad Hilfe ge^en die Kölner; er werde, erklärt 
der Graf, den Erzbischof nicht verlassen, sondern als Vasall 
ihm, seinem Herrn, helfen. ; Zwölf Tage später aber verspricht 
derselbe Graf von Berg den Kölnern, ihnen m der gegenwärtigen 
Fehde keinen Schaden mehr zufügen zu wollen.^) 

Die Erzbischofe konnten sich nur auf die Ergebcn!icit ihrer 
Stiftsministerialen am Rhein und in Westfalen verlassen, 
da diese zu schwach, um selbständig Pohuk zu machen, das 
mildere und zugleich ehrenvollere Regiment der Erzbischöfe 
dem der weldichen Herren in der Regel vorzogen. Das Schlimme 
aber war, dass die Ministerialen vom Rhein und aus Westfalen 
sehr schwer gemeinschaftlich operieren konnten, weil sie durch 
die Gebiete der Grafen von Arnsberg, von der Mark und von 
Berg von einander getrennt waren. So wurden oft die Haupt- 
schlage am Rhein und in Westfalen zu Ungunsten der Erz- 
bischofe geschlagen, ehe die Mannschaften aus beiden Gebieten 
sich verein igt hatten.'') Und wie sehr den Grossen daran 

i) Seibertz I. 281. 
3) Lacomblet II, 700. 

3) Lacom b let II, 44 ^ 

4) Lacomblet 11, +44. 

5) Ein Beispiel bietet Chronica regtu Coloniensis cJ. G. Waits 
Cont. V ad aonum i24o: Dum hec aguntur mtlites de Wastphalia 
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gelegen war, eine solche Vereinigung zu verhindern, geht aus 
der Urkunde über den Landfrieden vom Jahre 1365 hervor; 
damals musste sich der Erzbischof verpliichten, gegen Land- 
friedensbrecher auf westfälischer Erde nur mit westfälischen 
Truppen vorzugehen.^) Dass unter solchen Umständen die 
Grossen, welche verbunden den Erzbischöfen an wirklicher 
Macht bedeutend überlegen waren, am Ende siegreich blieben, 
braucht wohl kaum noch erwähnt /.ii werden. Wir sehen, 
dass die Erz bischöle von Köln, welclie der Idee 
nach die oberste militärische Gewalt in ihrem 
Herzog tu me repräsentierten, nach dieser Richtung 
hin gar nicht oder Joch nur in sehr beschränktem 
Masse zur Geltung gelangt sind. 

§ 8. 

Die herzogliche Gerichtsbarkeit. 

Nach dem Könige war der Herzog der oberste Richter 

für seinen herzoglichen Sprengel, d. h. er konnte überall in 
seinem Herzogtnme Recht sprechen und von niederen Gerichten 
bereits gefällte Urteile verwerfen. Das galt als Grundsatz in 
den sianimcsherzoglichcn Gebieten, welche sich in der spät- 
karolin^ischen Zeit ausgebildet hatten.-) Es galt auch noch zu 
der Zeit, als die kölnische Kirche das Herzogsamt für West- 
falen erhielt.^) Aber in den thatsäc blichen Verhälmissen, 
wie sie im q. und 10. Jahrhundert und andererseits im enden- 
den 12. und im 1 3. bestanden, hatte sich ein Umschwung voll- 
zogen, der auf die Handhabung der herzoglichen Gerichts- 
barkeit einen tiefgehenden Einfluss üben musste. Es hatte in 
Westfalen seit der Mitte des lO. Jahrhunderts keine besondere 
stammesherzogliche Gewalt gegeben^), so dass die hier ansässigen 

plurimi adunantur ad solveodain obsidtonem castri Lechenich. 
Sed ante ipsorum adventum pax inter dominum archiepiscopum et 
duccm Brabantinuni et complices suos intervenit, que demum Unnatur et 
comervatur. 

1) Rubel I, 7(>4: unde -wii ercebbscop von Colne vorgescr. en dor- 

ven neyne volge vorder doin dim mit unsen lande to Westphalen. 

2) ü. Waitz, Deutsche Verlassungsgeschichie (Kiel 1876) 7. Bd., S.i»5. 

3) Seibertz I., 644: Item dux in omni loco ducatus aui 
potest ponere sedem «uaro et judicare etc. VergLTh. Lindner, 

a. a. O., S. j5o. 

4) Diese Ansicht wird vertreten von E. Steindorf, De ducatus qui 
BiUungorum dicitur origine et progressu, Dis». Berol. 1863, und Weiland, 

3* 
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Grossen unwillkürlich glauben mussten, sie ständen unmittelbar 
unter dem Könige — und wenn sie auch seit dem Beginne des 
12. Jahrhunderts von Lothar von Supplinburg und Heinrich dem 
L5wen bisweilen mit rauher Hand aus ihrem schönen Traume 
aufserüttelt wurden, so übten diese beiden Männer im grossen 
und ganzen doch keine so allseitige und durchgreifende \^'irk- 
samkeit aus, um ein kräftiacs Her/ogiiim hierselbst wieder zu 
begründen.^; Unter solcii j^unstigen Umständen konnten sich 
dann die westfälischen Grossen langsam, aber sicher Gebiete 
bilden, welche fest in sich abgeschlossen, das Kingreifen einer 
ausserhalb der Gebiete stehenden, wenn auch höheren Macht 
sehr erschwerten. Wie die Reichsfürsten in der /weiten Hälfte 
des Mittelalters ihre Gebiete gegen unmittelbare Eingriffe der 
Könige durch Privilegien zu sioiem suchten''), so kämpften 
audi die niedriger stehenden Territorialherm, Grrafen und Edle, 
für eine möglichst grosse Unabhängigkeit von den über ihnen 
stehenden Fürsten und strebten also auch danach die Gerichts- 
barkeit derselben von ihren Gebieten abzuwehren. 

Es war daher, nachdem die kölnische Kirche das Herzogs- 
amt in Westfalen angetreten hatte, für die ErzbischÖfe nicht 
so leicht, ihre richterliche Gewalt in dem ihr zugewiesen Herzog- 
tume kraftig zur Geltung zu bringen. Indes gab es doch auch 
manches, was ihnen hinsichtlich der Ausübung gerade der Ge- 
richtsbarkeit zu Gute kam. Ihre hohe Würde als Metropoliten, 
ihr Erzkanzleramt für Italien, endlich der Umstand, dass sie 
dem Könige in der alten Kaiserpfalz die Krone aufs Haupt 
setzten*), das alles um wob ihre Gestalten mit einem Zauber, 
der auf die ihnen unterstellten weltlichen Grossen die tiefste 

Das sachsische Herzot;thum unter Lothar und Heinrich dem LÖwen, Greifs- 
wald 1868. Dagegen vertritt Wintzen in seiner Arbeit De Billungorum 
intra Saxoniain ducatu, Diss. Bonn. 1869, freilich nicht sehr erfolgreich, die 
Ansicht, der Ducat. welcher den Btllungern verliehen sei, habe sich auch 
über Westfalen erstreckt. S. auch ü. Waitz, V. G. VII, S. 138 A. 2 
und H. Hecker, a. a. O., & 2 A. 2. 

1) Weiland, a. a. O., S. 143, nennt die Herzogsgewalt Heinrichs 
des Löwen hinsichtlich Westfalens eine „mehr ideale". 

2) Durch die sog. confoederatio cum jprincipibus ecclesiasticis vom 
Jahre 1220 (namentlich AbscIin-tT m . Mon. Germ. bist. LL. II, 236 f. und 
das sog. stauuum in favorem pnncipum, .Mon. Germ. bist. LL, II, 291 ff. 

3) Obschon Heinrich der Löwe gar keinen so grossen Druck auf die 
westfälischen Grossen ausgeübt hat, scharten sich diese doch im K n i; fe 
gc^en dej) Herzog fast sämtlich um den Krzbischof Philipp als ihren Hc- 
nreier. S. H. Hecker, a. a. O., S. 27 ff. 

4) Welche Bedeutung gerade letzteres für das Ansehen der Köbier 
ErzbischÖfe hatte, beweist der Umstand, dass der oben S. 11 erwähnte 
Schriftsteller davor warnen zu müssen i^laubte, nun den Ensbischof für 
höher stehend zu halten als den König. 
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Wirkung ausüben musste, so dass diese sich ihnen wohl in 
manchen Fällen beugten, wo sie einem weltlichen Herzoge ent- 
schieden Widerstand entgegengesetzt hatten. Ausserdem ver- 
fügten die Erzbischöfe über eine WalTe, welche manchmal 
wirksamer selbst als das Schwert war, um widerspenstige Laien 
zum Gehorsam zu brineen, ich meine die Excommunication.') 
Aber noch ein anderes Moment diente dasni, die Ausübung der 
herzoglichen Gerichtsbarkeit in Westfalen zu fördern. Es war 
dies das Fortleben des Stammesbewusstseins trotz der unanf- 
hahsam fortschreitenden Ausbildung der Territorien. Westfalen 
galt den Grossen noch lange als das gemeinschaftliche Vater- 
land*), in welchem dassett^ Recht gesprochen*), in welchem 
das Lehnswesen durch die gleichen Bedingungen geregelt wurde.^) 
Dies Bewusstsein lebte wie in Süd- so auch in Nordwestfalen 
fort und erleichterte es den Erzbischöfen später, ihre Herzogs- 
gewalt auch über Nordwestfalen auszudehnen. 

Wir haben bisher dargelegt, was die Ausübung der herzog- 
lichen Gerichtsbarkeit günstig oder ungünstig beeinflussen musste, 
und werden nunmehr, soweit es nach den Quellen möglich ist, 
festzustellen versuchen, welchen Umfang der iheorie 
nach die herzogliche Gerichtsbarkeit der Erz- 
bischöfe hatte. In den Händen der Erzbischöfe lag die 
Gerichtsbarkeit über die an der Spitze der südwest- 
fälisch en Territorien stehenden Grossen. Sie sollte 
dann vornehmlich in Wirksamkeit treten, wenn es zwischen 
Territorialherrn zum Kampfe zu kommen drohte, oder wenn 
Territorialherm schwächere Personen oder Körperschaften be- 
drückten. Ihr Hauptzweck war also Aufrechterhaftung des Land- 
friedens und Beschirmung der Schwachen gegen die Grossen.^) 

1) Die enge Verbindune zwischen weitlicher und geistlicher Gewalt' 
zeigt der Ausspruch Eizhischr)fs Konrad von Hosiadcn: utpote qui (nos 
archiepiscopus) cum virga regiminis pastoralis temporalis potentie robur 
et gladium ratione ducatuum nostre ecclttie geminorum noscuniir obtinere. 
Lacomhlet IT, 469. 

2) In dem Schreiben, welches die südwestfalischen Grossen i:i54 an 
den Papst schicken, wollen sie ihn belehren, qualiter ad captivitatem illius 
nostri nostis et terrc nostre totius ac patrie turbatoris Pader- 
burnensis episcopi sit deventum, Finke, W. U. V, 549. 

3) Vcr^l. z. B. Seihertz II, 62S, wo Goswin von Rüdenberg i. J. 
1329 Güter an einen Blirger zu Soest vor dem Kreigrafen verkauft se- 
cundum patrie consuetudinem et normam iuris. 

4) Graf Wilhelm von Arnsberg schreibt 1313 an den Bischof von 
Paderborn: Unde cum vestri ministeriales ac nostri uno ac eodem jure 
perfruantur, veluti ab antiquis temporibus in Westphalia per 
predecess or CS nostros est conceptuni. Seibertz II, 555. 

5^ Erzbischof Adolf beginnt eine Urkunde: At ubi dei omnipotentis 
gratia in cathedrae pontificaJis culmlne nos consdtuit et nostrae potestatis 
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Diesen Teil der herzoglichen Gerichtsbarkeit werden wir daher 

am besten im Zusammenhange mit dem betrachten, was wir 
im folgenden Paragraphen über die Friedensthätigkeit und 
Schutzgewalt der ErzbischÖfe sagen werden. 

Es fragt sich nun, inwieweit die ErzbischÖfe ihre herzog- 
liche Gerichtsbarkeit auch in den Territorien der Grossen 
ausüben konnten. Wir bemerken . hier gleich, dass die Schwere 
eines V^ergehens nicht mehr eine Überweisung desselben an das 
herzogliche Gericht bedingte. In der Verordnung Friedrichs I. 
gegen Brandstifter mag man immerhin noch einen Unterschied 
betretVs der Zuständigkeit der herzoglichen und gräflichen Ge- 
richte erblicken'), thatsSchlich richteten die Gratengerichte im 
13. Jahrhundert über jegliche Vergehen und fällten selbst Todes- 
urteile. Die kölnische Kirche hat auch niemals eine Forderung 
bezüglich der Beschränkung der Grafengerichte in ihrer Com- 

Beten/. aufgestellt. Wohl aber nahmen die ErzbischÖfe für ihr 
[erzogtum das Recht der Evocation in Anspruch, d. h. das 
Recht, aus jedem Territorium ihres herzoglichen Sprengeis 
heraus Ubelthäter in erster Inst: n/ vor ihr Gericlit zu ziehen, und 
ebenso beanspruchten sie die Appellationsgerichtsbarkeit für ihr 
Herzogtum, d. h. das Recht, von Untergerichien bereits gefällte 
Urteile umstossen zu können.*) Für die noch unter gräflicher 
Gerichtsbarkeit stehenden Gebiete lässt sich die Rechtmässig- 
keit beider Ansprüche der ErzbischÖfe durchaus nicht bestreiten.^) 

provincios Westfaliam scilicec et Angariam pro liberatione oppres- 

sorum intrarc nos coniiizcrit, principcs, noI>iIc.s omnesque 
t crrac populos proimlicio et justitia facienda convocavi- 
mus. Erhard, C D. If, 536. 

i) fn der constitutio Fridcrici I. Je inccndiariis wird bestimmt: quod 
si ali^uis in dvicatu alicuius inccndium tecerlt, ipse proscriptum pronuntiet 
ac deinde justiciac suae auctnritatc proscribat. Id ipsum faciant mardiiones, 
palatini cfimitcs. lanJqravii er comitcs nlii : ncc alicui corum liccat talcm 
absolvcre nisi domino impcratori. Mon. (icrm. hist. I.L. II, iK4. 

i) S. S. 3.S Anm. 3. 

3) Von der herzopfichcn Appcliationsgerichtsbnrkcit ist im z'i . Artikel 
des nach Seibert z um 1 350 (.') aufj;ezeichnctcn Mcdtbaciicr Stadtrechts die 
I^cde (ScibcrtzU, S. 384). Es heisst da: Item si quis rogatus ad plebis- 
cituni abeat inermis, quia nemo coram judice debct armatus sine liccntia 
comparerc et viderii rogatores violentiam facientes, debet statim recederc 
et intiniare lam ipsis violaloribus quam aliis, quod viderit et precipue 
judici prc mctu mortis quod ipsis violatoribus non consentiat sed magis 
doleat de taÜ facto, si insu per proclamatus fiierit et die sibi prefixo non 
competenter desententtatus fuerit, non potest jus suum recuperaro 
nisi coram duce per proprium corpus cum ducUo, si ibidem fuerit 
conyenttts ab actoribus, sed convtnci non potertt aliter ab aliquo 
nisi a gogeravto vcl iudice de manu diici^ jtulicium tenente 
et Septem aliis hominibus tide dignis. Der Erzbischof war auch Terri- 
torialiierr von Medebach; da hier aber gerade sein Recht als Herzog und 
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Anders aber liegt die Sache hinsichtlich der Gebiete, welche 
man nls Immunitäten zu bezeichnen pflegt, in Westfalen hin- 
sichtlich eines Teiles der geistlichen Bezirke und der Reichs- 
stadt Dortmund. Schon seit dem Ende des lo. Jahrhunderts 
waren selbst viele kleinere Klöster durch die Könige von der 
gräflichen und herzoglichen Gerichtsbarkeit befreit ^) , um so 
mehr noch die Besitzungen der bedeutenderen Stifte, wie Pader- 
born*), Corvey'), Essen*) und Herford*), an deren Spitze Reichs- 
fiirsten bezw. Reichsfürstinnen standen. Auch die m Dortmund 
ansässigen Personen waren gegen direkte Eingriffe der herzog- 
lichen Gerichtsbarkeit geschützt.*) Es stand also dem Herzoge 
für die Immunitäten und für die Reichsstadt Dortmund nidit 
das Evocationsrecht zu.') 

Die Er/bischöfc, welche imter anderen Umstanden wohl 
Anhungei emer möglichst weitgehenden Immunität der Kirchen- 
güter gewesen wSren, waren als weltliche Herrn in Westfalen 
aar nicht so sehr zufrieden mit der vollständigen gerichtlichen 
Exemtion der kirchlichen Besitzungen. Wohl billigte z. B, 
Erzbischof Konrad oder vielmehr in seinem Auftrage der west- 

das Redit des von Dim mit dem Banne belehnten Richters scharf hervor- 
gehoben wird, so dürfte vielleicht die Vermutung nahe licqen, dass der 
Erzbiscliof für sein Herzogtum allein das Recht hatte, Verfcstclc wieder zu 
rehahititieren. Indes will ich meine Vomutung hier nur andeuten, da sich 
allein dieser Belee und noch dam aus einer zum kölnischen Territorium 
gehörigen Stadt nndet. 

1) Vergl. das Privileg Ottos III. für Geseke: ut nullus dux vel comes 
aut aliqua judidaria persona sive alia quelibet major aut minor potestas 
dehinc potescatem Imbewt ullo unquam tempore quaHbet ex causa aut 
super locos vel servos ipsius preübatc ccclcsie, ut eos in aliquihus distrin- 
gant vel eos ad placitum aliquod compcliere presumant aut ad aliud opus 
vel negotium seu servitium cogant. Seiberte I, t6 und ähnlich des Pri- 
vileg für das Kloster ödingen. Seibertz L i8. Gerade der formelhafte 
Gebrauch des Wortes Herzog in beiden Fällen — thatsächlich gab es ja 
zu jener Zeit in Westfalen keinen Hersog — ISsst darauf schUessen, dass 
der Gebrauch, geistliche Besitzungen auch von der Gerichtsgewalt der 
Herzöge zu befreien, der gewöhnliche war. 

2) Wilmans» W.K. U. II, 63 und 123. In der zuletst angeführten 
Urkunde erneuert Kaiser Otto III. looi das l^rivilep de cius (episcopf 
Paderbrunensis) hominibus tarn libcris auam et servis nuila judiciaria 
persona constringendis nisi coram aavocato» quem episcopus elegerit. 

3) Wilmans. W. K. U. II, 60. 

4) La com biet I, 97. 

3) Wilmans, W. K. U. II, 193. 

6) Wilmans, W. K. U. Ii, aj^: nec coram aliquo judice tra- 
hantur (in causam) sed tantum in civltate nottra (sc. imperatoris) in 
presentia cumitis qui pro tempore fuerit vel judicts sui proinde re* 
spondeant. 

7) Über die Entwicklung des Immunttfitsb^rifFes s. R. Schröder, 
Deutsche Rechtsgeschicbtc^, S. 55i f. 
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fölische Marschall dem Kloster Paradies bei Überweisung eines 

Grundstückes eine gewisse Immunität für dieses zu, doch nur 
hinsichtlich leichterer Strafsachen; bei schwereren ^'ergehen, 
wie Totschlag, aber sollte der Thäter vor dem ordentlichen 
welllichen Gerichte abgeurteilt werden. ') Eine solche Ver- 
leihung von beschränkter ImmunitSt erinnert an die alten Im- 
munitätsprivilegien der merovingischen und karlingischen Könige. 
Über die Stellung des Erzbischofs Konrad zu den paderborni- 
sehen Immunitäten wird weiter unten die Rede sein. 

Aber nun eine andere i rage. Gab es einen Rechtszug 
von dem Gerichte der Immunität an das herzogliche? Für 
einen Fall glaube ich diese Frage bejahen zu müssen. Im Jahre 
1299 bestätigte König Albrecht I. dem Erzbischof Wigbold 
als Herzoge das Recht, zum Tode Verurteilten einen Straf- 
aufschub von sechs Wochen zu gewähren'), otfenbar damit der 
Herzog, was allerdings in der könisUchen Ürkunde nicht gesagt 
ist, in dieser Zeit über Recht oder Unrecht des Urteils befinden 
könne. Schon nach den Ausdrücken, welche der König in der 
betreffenden Urkunde gebraucht, und aus dem Umstände, dass 
er keine Einschränkungen macht, darf man schliessen, dass das 
Recht des Kölners für das ganze südliche Westfalen, also auch för 

1) Der Marschall erklärt : Das Kloster soll in freiem Besitze des Grund- 
stückes bleiben, ita quod potestas indicii secularis et mandatum pre (co- 
natus?) eandem aream non intrabit. Sed qui gubernator eiusdem arec et 
domus fuerit, ibidem ex parte conventus predicti judicabit de sua familia et 
suis subditis, guod unicui(.|ue conquerenti de accrcditis et debitis, in qui- 
bus tenentur, ncient iusticiam expeditam. Si vero aiiquis de familia 
insius homiciditim vel alios excessus perpetraverit enorme^ 
i 1 1 e s e c u n d u ni s 11 i excessus e x I « e n t i a m per i u d i c i I secularis 
potentiam secundum quod juris fuerit, punietur. Orig. Staats- 
archiv Münster, IQoster Paracfies Ss. Der Stadt Soest ffe«8hrte Ere- 
bischof Heinrich II. als Herzog für das Herzogtum Westfalen eine zeit- 
weilige Exemtion von fremden Gerichten, während er die Wirksamkeit 
seiner Gerichte bestehen Hess. Seiberts II, 532. Da Soest als Immunitilt 
an sich schon gegen fremde Gerichte geschützt wnr, so ist nicht ganz 
klar, gegen welche (iei ichte es durch die erwähnte Urkunde gefreit wurde. 

2) König Albrecht sa^t: ex parte venerabi Iis Wicboldi GoliMiieiisis archi- 
episcopi Westphalie ducis nostro est culmini supplicatum, quod cum 
ipse . . . archiepiscopus suiquc auteccssores ■ ratione ducatus sui 
Westphalie fuerint in posscssione juris . . ^ qtiod ubique infra ter« 
minos dicti ducatus Westphalie aiiquis honio per iudicium quodcunque 
morti adiudicatus . . . per ceram ducis, qui impressione cere ad sigülutu 
dicti . . . archiepiscopi fieri assolet, arrcstatur ipsius damnati — vita ad 
sex scptimanarum spatium . . nos — jus huiusmodi — ipso archiepis- 
copo dignareraur innovare. Seiberts I, Die Aufzeichnung der her- 
zoglichen Rechte bei Seibertz I, S. 6+4 setzt hinzu: ut dux copnoscat 
de equitate vel inequitate. Das Recht des Erzbischofs hat auch nur mit 
diesem Zusätze Wert, weshalb er auch su der königlichen Urkunde hinxu- 
gedacht werden inuss. 
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ipi übrifien immune Bezirke gelten sollte.*) Einen hohen Grad 
Von Wahrscheinlichkeit erhmt m. E. diese Vermutung nun 
dadurch, dass früher einmal Kaiser Otto II. in einer Urkunde, 
durch welche er das sächsische Kloster Möllenbeck von jeder 
staatlichen Gerichtsbarkeit befreite, es also zur Immunität 
maciue, dem Herzoge ausdrücklich das Recht vorbehielt, 
Todesurteile zu bestätigen.*) Das Recht, welches König 
Albrecht 12(19 Eszbischofe Wigbold erneuert, wird als 
altes Herzogsrecht bezeichnet. Wir dürfen daher wnbl 7wi«=chen 
der Urkunde Albrechts und Ottos II. trotz des xeitiichen Zwischen- 
raumes die verbindende Brücke bauen und annehmen, dass dem 
Träger der Herzogsftewalt auch im Jahre 1299 hinsichtlich der 
Immunitäten theoretisch wenigstens noch das Recht zustand, 
Todesurteile zu bestätigen oder zu verwerfen. Weiteres über 
das Verhältnis der herzoglichen Gerichtsbarkeit zu der der 
Immunitäten lässt sich kaum beibringen. Dass nicht jeder Zu- 
sammenhang zwischen beiden gelöst sein sollte, scheint mir 
auch aus emer Stelle des Dortmunder Stadtrechtes hervorzu« 
gehen, welche wegen ihres allere mein interessanten Inhaltes hier 
wiedergegeben werden soll ; Omncs sententie, erklären die Dort- 
munder, de quibus dubitatur requirende sunt apud nos de 
Omnibus civitatibus Teutonie, que sunt in Romano imperio in 
hunc modum. Civitas illa, ubi talis sententia dubitatione vertitur, 
super illa ad nos Tremoniam appellatur, in scripto debet ad 
nos transmittere sententiam illam, ut ipsam difinitivam feramus. 
Super quam si volumus, deliberare posumus ad XIIII dies et 
si non invenerimus, iterum deliberamus ad XIIII dies, et illam 
tunc diffinitive feremus, prout coram duce profiteri 
merito debeamus.') Soweit über die Rechte, welche dem 
Herzoge Gerichtsherrn in Westfalen zukamen. Wie er sie 
praktisch geübt, werden wir sogleich untersuchen, nachdem 
wir noch kurz die Stellung des Herzogs zu den beiden Auen 
westfälischer Gerichtsbarkeit, der frei- und gogräf liehen, be- 
rührt haben. 

1) Die Erzbischöfe sollen das Recht in ipso duoitu Westphalie haben. 
Eine Verletzung ist universis et singulb, cuiuscunque Status pree- 
minencie aut condicionis existat, untersagt. Seibertz I, 483. 

2) Wilmans, W. K. für das Kloster Möllenbeck, h. l t nullus conics 
v«l judex publicus vel alit^ua^ potens persona homines praefatae ccclesiae 
m suo judicio baninim eis imponendo aut justhiam ab ets aliQuatenus 
cxipcnJo audcat inquietare c\ccj>ta solummoJo !ct^c ilhi quam auvocatus 
episcopi (^ui praesiuet eidem ecclesiae ab cisdem solet reposcere et illa 
juHssancttonequodnecessariopropter capttale crimen in praesentia 
ducis et iudicum solet finiri. 

3) Krensdorff, Dortmunder Statuten und Urteile (Hansische Ge- 
sdudttsquellen 1882) & 50 f. 
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Die Freieenchte lernen wir im 12. und 13, Jahrhundert 
fast nur als Gerichte Über Grund und Boden kennen. Sie be- 
stätigen Käufe und Verkaufe von liegendem Eigen unter 

Königsbanne. Es wnr ;i]so notwendig, dass die Freirichter den 
ricrichtsbann auch vom Könige empfini^en.'i Angestellt wurden 
die Freigrafen von ihrem Stuhliicnn, d. h. von dem/enigcn, 
welchem die Frejj^afechaft sehörte. Der Herzog konnte mit- 
hin nur dort Mitwirkung bei der Besetzung der Freistühle 
beanspruchen, wo er Stnhlherr v/nr, also in Soest bezw. Neuen- 
geseke"), Ruthen, Scerve, Kanstein und Medebach.**- In den 
übrigen Bezuiien waren die Freigrafen ganz unabhängig von 
der Herzogsgewalt, da sie mit dem Richteramt vom Stunmerm, 
mit dem Genchtsbanne vom Könige belehnt wurden. Das 
schliesst nun freilich nicht aus, dass der Herzog als höchster 
Richter im herzoglichen Sprengel bei Freigerichtshandlungen, 
welchen er beiwohnte, eine gewichtige Stimme hatte. Wenn 
CT als Zeuge an freigerichtlichen Handlungen teilnahm, so er- 
hielten die vollzogenen Kaufakte wohl doppehe Sicherheit. Daher 
Hessen sich namentlich Klöster, welche uütererwerbungen mög- 
lichst sicherstellen wollten, diese von Freigrafen in Gegenwart 
des Herzogs bestätigen, so z. B. das im Paderbornischen 

S;elegene Kloster Hardehausen gegen Ende des 12. 
ahrhunderts/) Über die Stellung, welche die Erzbischöfe spSter 
als kaiserliche Statthalter zur Veme einnahmen, wird unten im 
% 12 näher gehandelt \vcrden. 

Von der Herzogsgewalt abhängiger als die Freigerichte 
waren liieuretisch wenigstens die Gogerichte, welche die Knminal- 

ferichtsbariKeit ausübten. Die Erzbischöfe nahmen nSmlich als 
{erzöge das Recht für sich in Anspruch, sämtliche Gografen 
im Herzogtum mit dem Gerichtsbanne zu belehnen.^) 1& war 

1) Seiberiz I, S. 644: et isti judices dicti vrygreven auctoritatcm 
judicandi inmediate a rege recipiunt et idem servatur in omnibus 
comitatibus consimilihus (das jctztere auf nicht der kölnischen Kirdie ge- 
hörige Freiprafschaften bezüglich). 

2) S e 1 b e r t z I, 396 u. S. 6a5. 

3) Seibertz f, S. 644. 

4) Kindlingcr, Miinstersclie Beiträge III, zj. Item, iicisst es in 
dem Hardehaxisener Urkundenregister, quod postmodum comes Adelbertus 
in tibero placito cometie sue in presentia scabinorum Hermani et Bern- 
hardi de Holthusen, Sigebodonis et Wemonis de Dursteyn et multorum 
nobilium Godefridi de Pickelscn, Hwcrwini hcdelli traditioncm praedii Adolfo 
archiepiscopoColonicnsis praesente in his partipus ducatum tenente 
banno regali stabitivit. S. ferner Seibertz I, 8^i5i. 

5) Seihertz I, S. 644. Kt simili modo omnes gogravii per totam 
Westphaliam, cuiuscunque t'uerint, non debent )udicare ntsi auctoritate per 
gU<fium a duce recepta. Der Artikel 29 des Medebecher Stadtrcdites 
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das dn sehr wertvolles Reservat für die kölnische Kircnc. Denn 
wenn die Gografen durch den Emp&ng des Richtschwencs 
vom Herzoge auch noch nicht herzo^iche Beamte oder Ldins- 

trUger wurden,') sondern nach wie vor als Dienstmannen des 
Gerichtsherrn galten, der sie angestellt hatte, so sollten doch 
gerade sie dafür Sorge tragen, dass kein herzogliches Recht 

feschmftlert^ würde. Sie gahen geradezu als Vertreter des 
lerzogSi wie denn der Soester G o g r a f auch einmal v i ce d u x 
genannt wird. ^) Wurde in Westfalen das herzogliche Geleite 
verletzt, so hatten die Gografen auf das Geheiss des Erzbischofs 
oder seines Marschalls mit der waffenfähigen Mannschaft ihres 
Bezirkes den ÜbelthSter zu verfolgen und, wenn sie ihn ein- 
fingen, der strafenden Gerechtigkeit zu überliefern.^) Wahr- 
scheinlich sollten die Gografen hier/u beim Empfange des 
Bannes vom Herzoge verpiiichtct werden. Aber die Gografen 
kümmerten sich fast gar nicht um den herzoglichen Bann. 
Jeder Territoriaiherr setzte, wie es im Verzeichnisse der herzog- 
lichen Rechte heisst,^) nach Belieben Gografen ein und ab und 
verbot ihnen wohl geradezu, die Ansprüche des Herzogs irgend- 
wie zu berücksichtigen. Um so mehr muss es uns aufl^llen, 
dass noch im Jahre 1341 der Bischof Balduin von Paderborn 
das Recht des Herzogs, die Gografen mit dem Banne zu be- 
lehnen, anerkennt, indem er den Einwohnern von Warburg 
vorschreibt, einen geeigneten Mann zum Gografen zu wShlen, 
den er fder Rischof" dann zur Bestätigung an den Herzog 
senden wolle, •'j Das ist aber wohl auch das letzte Mal, dass 
dieses Recht des Herzogs von cmcin der westfälischen Terri- 
torialherrn anerkannt wurde. 



spricht auch von einem gogcravio vel judice de manu ducis iudicium te- 
nente. Scibcrtr II, .s. 384. 

1) Sachsenspiegels Landrecht III, xz. Han iiet man ane manscap. 
S. ßrunner, Das gerichtliche Exemptionsrecht der Babenbei^er 

(Wien I.S64). 

2) Seibcrtz I, S. 025. 

3) Kt qiiandocunqne conductus vlolatlis fucrit ... ad vocationem 

suam (ducis) vel sui marscalci omncs gogeravfi ducatus sui cum cnmmu- 
nitatc hominum tencntur inset^ui prcdones facicndo eis scquclan) , quc 
Conimunitcr dicitiir volge. .Scibcrtz I, S. 644. 

4) Modo Quilihct comcs tales gogravios instituit et destituit et judicant 
sine ditee quoa facerc non possunt et infringunt )us iudtds. Seibert zl, 
S. 644. 

3) V'ortmcr wanne eyn gogrcvc stervct, so Scholen riddere un knehtc 
un borchere beyder stede to Wartberg un das lant of tüssit des Waldes 
eynen biderven man kcscr. over er lif 11 n ovcr er ciiit, un dcnsclvcn man 
scolen ze zendcn an usse undc deme wüle \\y uzen bref geven an den 
Hertogen, dat hee en sted^ etc. Ztschr. f. vaterl. Gesdi. 4q^ II, S. 5o. 
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Leider liegt uns über die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
der Herzöge in Westfalen ein allzu ceringes Material vor, um 
auf Grund dessen mii einiger Sicherheit über die tliatsachlichc 
richterliche Thätigkeit der Krzbischöfe in den Territorien urteilen 
zu können. Wir dürfen nun freilich nicht aus dem Fehlen 
urkundlicher Gerichtsakten gleich auf eine seltene Ausübung 
der herzoglichen Gerichtsbarkeit seitens der Erzbischöfe schliessen. 
Über gewöhnliche Kriminalprozessc wurde damals kein Protokoll 
aufgenommen. Der einzige Weg, hier zu einiger Klarheit zu 
gelangen, dürfte der sein, gelegentliche Andeutungen von 
Schriftstellern und Notizen aus Urkunden auszubeuten, dann 
aber das ganze Verhältnis, in welchem der jeweilige Erzbischof 
zu den Grossen stand, als Gradmesser für seinen richterfichen 
Einfluss heranzuziehen. Es darf wohl angenommen werden, 
dass die ersten Kölner Erzbischöfe nach ii^o. wenigstens die 
kräftigsten unter ihnen, Philipp von Heinsberg, Adolf von der 
Mark, dieser mindestens im Anfang seiner Regierung'), dann 
Engelbert von Berg infolge ihres kräftigen Auftretens und ihres 
Ansehens auch in den Territorien der Grossen ihren richter- 
lichen Einfluss geltend gemacht haben. Namentlich letzterer 
gritV in dieser Beziehung scharf ein, so scharf, dass die Grossen 
nicht zum wenigsten mit aus diesem Grunde ihm abgeneigt 
waren und sich zu seinem Sturze verbanden. Auch lebte das 
Andenken an Engelbert als strengen und tiercchtcn Richter im 
Volksmunde und in der Volkssage fort und konnte Anlass 
werden, später ^den Erzbischof mit der Entstehung der Veme 
in Verbindung' zu bringen.^) Unter Engelberts Nachfolger 
Heinrich 1. brach der Kampf zwischen der kölnischen Kiräie 
und den westfälischen Grossen aus, der von da an, einige 
Unterbrechungen abgerechnet, die Geschichte des iß. und 14. 
Jahrhunderts erfüllte und infolge des mehr und mehr hervor- 
tretenden Übergewichtes der Territorialherren auch der Ge- 
richtsgewalt der Erzbischöfe verhängnisvoll wurde. Frölich 
errang Konrad von Hostaden nach dem stürmischen Anfange 
seiner Regierung noch einmal eine Machtstellung, welche der 
Engelberts d. H. wenig nachgab, und konnte auf Grund dessen 
aucn sein herzogliches Richieramt wieder kräftig zur (ieltung 



1) Vercl. Erhard, C. D., 536. 

2) S. Kicker, Engelbert d. H. S. 81 ff., hei welchem auch Jie Be- 
lege zu finden sind. Vergl. auch Caesarius von Helsterbach, Vita s. Engel- 
berti, ed, Böhmer, fontes rer. Oerm. II, S. 303 u. Wilmans, W. IJ. IV, 69. 
Der Nachfolger Engelberts Heinrich I. sagt in einer Urkunde vom Jahre 
1236: Engelbert pro justicia gladiis improborum occubuit. S. Kicker, 
E. d. H,, & 359^ 
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bringen. Im Jahre 1244, erzählt die Kölner Königschronik*), 
durchzog Konrad c;anz Westfalen und reinigte es von allem 
Raubgesindel, indem er strenges Gericht abhielt. In der Stadt 
Herford aber nahm man die sache übel auf, so dass ein hef- 
tiger Streit zwischen den Begleitern des Erzbbchofs und den 
Bürgern entbrannte, bei welchem sogar die Person des Kirchen- 
fürsten in Gefahr geriet. Endlich wurde infolge der Vermittlung 
eines vornelimen Mannes der Friede wiederhergestellt. Der 
Aufstand der Herforder ist recht bezeichnend; ist doch der 
Grund desselben wahrscheinlich darin zu suchen, dass man in 
Herford schon lange nicht mehr einen Erzbischof so kräftig 
Recht und Gerechtigkeit handhaben gesehen hatte und nun über 
die vermeintliche Anmassung des Erbischofs Konrad empört 
war. Schliesslich aber unterwarfen sich die Bürger doch und 
baten demütig um Verzeihung. 

Im Vollgefühle seiner Macht scheint Erzbischof Konrad 
sogar die Gerichtsbarkeit auch über die auf immunen Bezirken 
des Bischofs von Paderborn ansässigen Personen beansprucht 
zu haben. Er setzte ja für das ganze Hochstift Paderborn 
die Anerkennung seines Burgbaurechtes durch*) und leitete 
vielleicht aus dieser Thatsache, da Burgbaurecht und Gerichts- 
barkeit in engster Beziehung zu einanaer standen^), uich An- 
sprüche auf die Jurisdiktion in den Paderbornischen Immuni- 
täten her. Dagegen aber protestierte der Bischof Simon beim 
Papste, welcher denn aucn anfangs 1257 ^ mehreren Bullen 
erklärte, dem Erzbischofe von Köln komme die Gerichtebarkeit 
wohl über die dem Bischöfe von Paderborn lediglich staats- 
rechtlich d. h- auf Grund seiner g^nif liehen Gewalt unter- 
stehenden Laien der Stadt und Diöcese Paderborn zu ; auf seinen 
Immuniültsbearken (welche der herzoglichen Gerichtsbarkeit 
nicht unterständen) dürfe der Bischof daher nach eigenem Be- 
lieben Burgen anlegen.*) 

i> CSiromca regia Colonetttts ed. G. Wa i tz, Cont V. (ad annam i244): 
Ipso tempore Coloniensis archiepiscopus totam Westphaliam a predonibus 
et äagitiosis purgat sententialiter procedendo. Ob quam causam in oppido 
Herfcmle semtione inter oppidanos et satellites arauepiscopi oita oppi- 
dani eifrenati archiepiscopum furiose insultu impetunt, sed quodam nobili 
viro et discreto se interponente rabida tumultuatio sedatur. Super quo 
excessu iidem oppidani dolentes precipue archiepiscopiiiii timentes ad ipsuro 
supplices veniunt. 

2) Finke, W. U. IV, €66. 

3) S. weiter unten § la 

4) Urkunden des Papstes vom 30. Mai [iSj. Darin heisst es: Nos 
itaque vestns {des Bischufs von Paderborn) supplicaiionibus incUnati con- 
Stmendi castra et munitiones in fundu predicte ecctesie prout videritis ex- 
pedire, venerabilis fratris nostri. — Coloniensis archiepiacopi, qui in laicos 
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Interessant ist zu bemerken, wie sdicirf in Jen bctrefTcnJcn 
päpstlichen Urkunden zwischen Besitzungen geschieden wird, 
über welche der l^uderborncr als Gral (^staatsrecliüich; und 
solchen^, über welche er ab Immunitätsherr (privatredittich) 
Hoheitsrechte besitzt. Für erstere wird die höhere Gerichts- 
barkeit des Ktilner Krzbischofs als Herzogs von Westfalen un- 
bedenklich vom Biscfv>fc') zugegeben, für letztere wird jegliche 
Jurisdiktion und auf Grund dessen auch das Einspruchsrecht 
des Kölners beim Burgbau ausgeschlossen. 

Wie sehr Konrads machtvolles Wirken auch seine Unter- 
gebenen zu kräftiger Handhabung der Gerichtsbarkeit, ja zur 
Ausdehnung derselben über Immunitäten anspornte, zeigt die 
Beschwerde des Klosters Flechtorf beim Frzbischofe. der sich 



erklärte, Über das Kloster nur Schutzgewalt, a^ er keine Voj»tei- 
eerechtsame zu besitzen, und daher seinem Marschall und seinen 
Richtern verbot, in demselben Abgaben zu erheben.*) Jeden- 
falls ist dieser Kall bezeichnend für eine Zeit, welche aus 
Pflichten nur allzu gerne Rechte herleitete. 

Wahrscheinlich erlangte Erzbiscbof Konrad auch in der 
Reichsstadt Dortmund, wdche ihm 1248 vom Könige Wilhelm 
von Holland verpfändet wurde *}, grösseren Finfluss auf die 
Gerichtsbarkeit. Nach allem, was wir über Konrad wissen, 
dürfte die Annahme nich zu gewagt sein, dass kern 1 erritonum 



Uumtaxat Paderburncnsis civitatis et diocccsis lurisdictiunero obtinet tem- 
poralem, contradictione iniusta et prohibitione seu conventiünibus . . . 
neqiiaquam obstantibus, devotioni vestre liberam concedimus . . . facultatem. 
Finke, W. P. ü., 5)*6 u. 5S7. ümer den laici, über welche der Erzbischof 
nach dem Wortlaute Jie weltlidie (Jerichtsbarkeit besitzt, sind nun nidrt 
sämtliche Laien (im (jCLjensat? zu den Klerikern) .ier Suidt und Diüccse 
Paderborn zu verstellen, suudern diejenigen Peisoaen, über welche der 
Bischof nur gräfliche Rechte hat (im (Jegcnsatz zu den homines ecclesie, 
welche, auf dem fundus der Kirche wohnend, von der staatlichen Gerichts- 
barkeit eximiert sind und nur der Jurisdiktion des Bischofs oiler seines 
Vofytes unterstehen). Die einschl;ii;it;en l'rkunden sind als wichtige Belege 
für die Entwickelung des ImmunitUtsbegritiii im 13. Jahrhundert sehr 
beachtenswert. 

1) Die papstlichen Urkiindcn sind jedenfalls von Paderborn aus inspiriert. 

2) Finke, W.U. IV. 303. Krzbischof Konrad bestimmt: El ut pre- 
fata ecclesia plena in perpctuum gaudeat Itbertate, ne quis successonim 
nostrorum vel marscalcus Westpiiahe sive etiani judex cuiuscunque civi- 
iaU}> ad nosiram iurisdictionem pertmentis nomine advocati vel quasi 
advocati exactionem vel talliam aliquam in bonis vel hominibus predicte 
eeclesie in Vlechtorp in posterum aliqua occasione cxigcrc prcsumat etc. 
Die I häiigkeit der Vuu^ic war im grossen und ganzen richterhcher Natur, 
wofür sie bestimmte Ahgaben erhoben. 

3) Lacomblet Ii, 33S. 



demselben denn auch 
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in Südwestfalen, selbst nicht immune Bezirke, gegen sein richter- 
liches Eingreifen sicher waren. 

Daher trat sofort nach Konrads Tode die Reaktion von 
sdten der Grossen ein. Diese erhoben die Waffen ge^en seinen 
Nadifolger Engelbert von Valkenburg, der deshalb nicht nach 
Rom reisen konnte, um sich persönlich die Bestätigung des 
Papstes zu holen. Auch die Dortmunder vergingen sich 
damals gegen die kölnische Kirche, und wenn Erzbischof Engel- 
bert II. sie deshalb wegen grober Excesse vor sein herzogliches 
Botding lud, so musste er sie doch wohl, ohne dass er eine 
ausreichende Genugthuung erhalten hätte, wegen seiner schwie- 
rigen T age freisprechen und <^k' dem Schutze seiner Beamten 
in Rheinland und Westfalen ernpiehlen.^) Engelberts Regien mgr 
war ein fast ununterbrochener Kampf gegen seine liauptsLadi 
und die niederrheinisch > westfälischen Territorialherrn, ein 
Kampf, der nur selten von Erfolg gekrönt war und im ganzen 
das Ansehen des Erzstifts nur schwächte.') Schwerlich wird 
er unter solchen Umständen in den Territorien der ihm feind- 
lichen und überlegenen Grossen seinen Eintiuss als oberster 
Richter haben geltend niachen können. Und wenn in jener 
Zeit der streitbare Bischof Simon von Paderborn als Bundes- 
genosse an der Seite des Krzbischofes von Köln erscheint*), 
so ist das der beste Beweis, dass Engelbert ungerechte An- 
sprüche auf die Gerichtsbarkeit auch in den eigentlichen immuni- 



1) Am i6. Okt. liUi bittet der Magistrat der Stadt Köln den Papst 
Urban IV. um Bestätigung des Elekten Engelbert, ohne dass dieser persön- 
lich nach R';ni zu reisen I : luche, liertn sTnrim eiim tanta guerrarum hosti- 
lium impcduncma vaiiabant nobiliuni vidciicet virorum de Marcha, de 
Seync, de Nassowe comitum Walramt quoque de JuUaco et eisdem assi« 
temium plurimorum terre nobilium et magnatum, quod nisi in principio 
resisterctur insultibus eorundem ipso exeunte de patria, terra tota ipsius 
patrie extitisset in maximo tjnranaioe invasionis dispendio derelicta. La> 
com biet II« 307. 

2) Der Erzbbdiof schreibt am iS.Okt. 1263 an Dortmund: Universos 
et :,hi^Lilos exces-sus I, quos contra vos proscquebamur , vus ad nostrum 
solleaipue judicium quod bottinc dicitur vocando, vobis tenore presentium 
relaxamus slmpliciter et predse nee ullo onquam tempore occasione cfic- 
torum excessuum contra vos aliquiJ attemntabimus seu faciemus, quod in 
vestrum sit preiudicium seu gravamen, sea untversis nostris ofüciatis tarn 
partium Wesifelie quam Reni iniungimus per presentes, ut vos manu- 
teneant et promoveant in-vestris negotiis et agendls. RQbel» D. U. iiS. 
S. üben S. 28. 

3) Der Chronist (in Seibert z, Quellen zur westfälischen Geschichte L 
S. iS'i) sagt tretfend: fste fuit vir bonus sed in suis negotiis minime pro- 
^pcraius; cum ad reprmicndas ecclesie sue injurias cupiosos multociens pro- 
duceret exercitus, sepc tarnen infirmior videbatur. 

4) Finke, W. ü. IV, 89a. 
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täten der Paderborner Kirche, wie sie wohl Konrad von Hostaden 
geltend gemacht, vollständig aufgegeben hatte. 

Unter Erzbischof Sigfrid von Westerburg, dem Nachfolger 
Engelberts, stieg die MiEicht und das Ansehen des &zsufts 
noch einmal bedeutend. Alle G^ner mussten sich vor dem 
kräftigen Kirchenfürsten beugen und ihre Territorien wohl auch 
seiner herzoglichen nerichtsbarkeit wieder öffnen. In den 
achtziger Jahren, als das Patronat über mehrere Kirchen in 
Dortmund den erbittertsten Streit und einen langwierigen 
Prozess zwischen der Stadt Dortmund und dem Dechanten 
von Mariengraden in Köln hervorrief, tauchte der Anspruch 
der kölnischen Kirche auch auf die wehliclu' Gerichtsbarkeit in 
Dortmund auf. ^) Ebenso glaubte Sigtnd den Dortmunder 
Bürger Ertmar von Sunrheim, welcher nach Stadtrechr ver- 
urteilt war, vor sein Gericht Ziehen zu können, fand dabei 
aber den entschiedensten Widerspruch von Seiten der Stadt, 
welche an den Pap^r appellierte.^) Dieser setzte eine Unter- 
suchungskommission ein. Doch ist uns der weitere Verlauf 
der Sache leider nicht bekannt. Kühn strebte unter Sigfrid die 
Herzogsgewalt empor und konnte wieder wie zur Zeit Konrads 
von Hostaden weitgehende Ansprüche machen, da vernichtete 
die Schlacht bei Worringen alle PlUne des ehrgeizigen Kirchen- 
fürsten. Besiegt und in die Gefangenschaft des Grafen von 
Berg geschleppt, musste der Erzbischof, um die Freiheit wieder 
zu erlangen, sich Bedingungen gefallen lassen, welche ihm fast 
jeden Eintluss in den Gebieten seiner Gegner entzogen. Welchen 
Sloss sein herzogliches Burgbaurecht damals erhielt, wird später 
dargelegt werden. Hier wollen wir nur erörtern, inwiefern 
auch seine herzogliche Gerichtsbarkeit von jenem verhängnis- 
vollen Schlage getroffen wurde. Der Erzbischof musste sich 
dem Grafen von Berg gegenüber verpflichten, kein Laie solle 
mehr auf seinen oder seines Officials oder eines Archidiacons 
Befehl hin einen Laien aus dem Gebiete des Grafen von Berg 
vor Gericht ziehen in Sachen, wclcne das bürgerliche Recht be- 



1) S. namentlich R ühel, D. U., 182. Z. R. heisst es da vom Dechanten 
zu Mariengraden: Item quod nunc duminus Sifridus (^olonicnsis archie- 
piseopiu nuUam habet jurisdicticmetn temporalem intra oppiJum Treroo- 
niense nec aliqua jura tcmporalia, non credit. Der Dechant von Marien« 
gradcn hält also die Ansprüche des Erbischofs von Köln auf die weltliche 
Gerichtsbarkeit in Dortmund für recht miissig. 

2) Rubel, D. U. 206. Die Dortmunder beschweren sich: Cum idem 
archiepiscopus nullam temporalem iurisdictionem in iudicem, coosules^ 
scabinos et universitatem predictos seu halMUtore» oppidi supradtctt 
obtineret. 
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treffen und vor das weltliche Gericht gehören. \) Mit dem Ge- 
richt, dessen Übergritle durch diese Bestimmung beseitigt werden 
sollten, ist olTenbar das geistliche Gericht der kölnischen Kirche 
gemeint. Warum hatte nun der Erzbischof nicht seine herzog- 
liche Gerichtsbarkeit angewandt, um wehliche Prozesse voTl- 
stäntlig rechtmässig aus der Grafschaft Berg vor sein Forum 
zu ziehen: Die Antwort lie^i nahe. Die herzü^iiche Jurisdiktion 
war /LI schwach, als dass sie noch Beachtung m dci Grafschaft 
Berg gefunden hätte. Da es aber im Mittelalter bei der so 
engen Verbindung weltlicher und geistlicher Interessen nicht 
schwer war, rein bürgerliche Sachen auch vor das geistliche 
Gericht zu bringen, so sah der Erzbischof in diesem den letzten 
Anker, mit dem er seinen richterlichen Einfluss in der Graf- 
sdiafi Berg festhalten konnte. Diese Hoffnung wurde dann, 
wie wir gesehen, durch die Schlacht bei Worringen vereitelt. 

Die Sühneurkunde, welche auf Grund der Vereinbarungen 
zwischen dem Erzbischof Sigfrid und dem Grafen von der 
Mark nach der Schlacht bei Worringen 1289 zustande kam^J, 
enthält eine Bestimmung, wie wir sie eben betreffs der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit des Erzbischofs kennen gelernt haben, 
nicht, wohl aus dem Grunde, weil der Graf von der Mark 
nicht so sehr unter dieser zu leiden hatte, denn sein Territoriitm 
grenzte nicht wie das des Grafen von Berg hart an das köl- 
nische Gebiet. In beiden Sühneurkunden wird also die herzog- 
liche Gerichtsbarkeit der kölnischen Kirche mit keinem Worte 
angedeutet. Da die Grafen von Berg und von der Mark nicht 
wohl die RechtmUssigkeit derselben für ihr Gebiet be- 
streiten konnten, so liessen sie die^clbt^ völlig unbeachtet in 
der festen Überzeugung, dai.s, nacüdcm die Macht des Erzstifts 
durch die Schlacht bei Worringen einen so sdiweren Stoss 
erhalten hatte, von einer thatsiich liehen Ausübung der 
herzoglichen Jurisdiktion nicht mehr die Rede sein könne. Für 
ihre Person freilich leugneten sie die Überherrlichkeit und damit 
die Obergerichtsbarkeit des Herzogs noch nicht aber von 
ihren Territorien waren sie au& entschiedenste gewillt, alle 
fremden Gerichte fem zu halten. 

Wirklich haben die Erzbischöfe seit den Ereiii,;i -^cn des 
Jahres 1288 in den westfälischen Territorien, soweit sie nicht 

1) item concUctum est et aaum, quod nultus laicus alium laicutn de 
terra comitis predtcti (von Berg) citare vel in causam trahere debet auc- 
torilatc nostra (des Erzbischofs) aut ofticialis nostri pro tempore existentis 
seu archidiaconi cuiuscunque super his, que spectam ad jus dvile et forum 
secnlare. Lacomblet u, 865. 

2) Lacomblet n, 867. 

3) S. Seibertz I, 438 und unten § 9. 

Hlitoilidhe AbhwdlungBo, VII. Holt iW. 4 
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unmittelbar unter kölnischer Holieit standen, die herzogliche 
Gerichtsbarkeit nicht mehr ausgeübt. In dem Vergleiche, welcher 
auf Vermittlung des Erzbischofs Sigfrid 1290 zwischen der 
Stadt Dortmund und dem Dechanten von Mariengraden zustande 
kam, wird der Anspruch der kölnischen Kirche auf die welt- 
liche Gerichtsbarkeit in Dortmund, welcher gelegentlich des 
Patronatsstreiies hervorgeireien war, gar nicht mehr erwalmi.') 
Vielleicht um jene Zeit, mdglidierweise auch schon früher, 
wurde in der oben angeführten Stelle ^) des Dortmunder Stadt- 
rechtes das W^ort duce gestrichen und dafür imperio einge- 
setzt.'*) Die Stadt r)ortmund zerriss dadurch das letzte schwache 
Band, welches sie an das alternde und zerfallende Institut der 
Herzogsgewalt knüpfte. 

Im Jalire 1299 bestätigte König Albrecht dem Erzbischofe 
Wifibold das alte Recht, den im Herzogtum \^'estfalen zum 
Toae Verurteilten einen Strafaufschub von sechs Wochen zu 
gewähren, damit jener über Recht oder Unrecht des Todes- 
urteils befinden könne.*) Daraus könnte jemand den Schluss 
ziehen, die herzogliche Gerichtsbarkeit sei also damals doch 
noch in den westrälischcn Territorien wirksam gewesen. Indes 
dürfte ein solcher Schluss mit nichten gerechtfertigt sein. Die 
kölnische Kirche suchte eben damals, weil sich gerade Gelegen- 
heit zur Auffrischung alter Rechte bot, ihr Reservat betreffs 
der Todesurteile wieder hervor^) und bat den König um Ee< 
stätigun^ desselben und zugleich um Festsetzung einer Strafe 
gegen die .Rebellen", welche das Recht nicht berücksichtigten.®) 
Ud nun die Auffrischung des Privilegs und die Festsetzung 
einer Strafe gegen die »Rebellen" die gewünschte Wirkung 
ausgeübt habe, muss um so mehr bezweifelt werden, als bald 
darauf König Albrecht mit dem Erzbischofe in Konflikt geriet 



torialherren tief demütigte. 

Wenn der Schreiber des Verzeichnisses der herzoglichen 
Rechte in Westfalen noch um die Wende des iß. und 14. 
Jahrhunderts behauptete, der Erzbischof könne an jedem Orte 
seines Herzogtums seinen Richterstuhl aufschlagen und zu Ge- 

1) Rübel, D. U., 227. 

2) S. uhen S. 10. 

3) Vcrgi. die Anmerkung bei Frensdorf f, a.a.O. S. 31, u. Kahne, 
D. U. I, S. 12 A. 8. 

4) SeiberTz, f, 4S3. 

5) Vergl. i.acüinbiet II. io4i Anmerkung. 

6) cum adjectione penc contra rcbclles hoc jus seu consue- 
tudinetn infringentes. Seibertz I, 483. Man beachte das Präsens 
(nicht etwa Futur) des Participiums. 
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richte sitzen'), so war das wohl ein 7.11 Recht bestehender 
Anspruch, welchen die kölnische Kiiciie ioo Jahre 
später noch ebenso gut hätte aufzeichnen können. 
Aber die thatsüchlichen Verhältnisse hatten sich bereits am 
Ende Jcs 1-^. Jahrhunderts so cntwickeh, dass ein Er/bischof 
gar nicht mehr daran denken konnte, auf Grund seiner Herzogs- 
gcwalt in dem Territorium jedes beliebigen Herrn, Grafen und 
Edlen, Gericht abzuhalten. Schon der Umstand allein, dass 
die Erzbischöfe sich seit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
mehr und mehr aus Westfalen zurückzogen, musste ihr gutes 
Recht hierselbst in Vergessenheit bringen, und wenn sie es nun 
trotzdem im 14. Jahrhundert bei ihrem seltenen Aufenthalte in 
Westfalen geübt hätten, so würde das jedenfalls bei den auf 
die Unabhängigkeit ihrer Territorien so sehr bedachten Herrn 
die grösste Aufregung hervorgerufen haben. Es würden sich 
wohl Spuren von solchen Ansprüchen seitens der köhlischen 
Kirche, Spuren von Zurückweisung seilen'? der Grossen aus 
dem 14. Jahrhundert erhalten haben. Docii deren wird man 
in den zahlreichen Sühneurkunden, welche in jener Zeit von 
der kölnischen Kirche und den westfälischen Grossen ausge- 
stellt sind, vergeblich suchen. Wohl aber machte die kr»lnische 
Kirche öfter den Versuch, mit ihrer geistlichen Gerichtsbarkeit 
sich in die inneren Angelegenheiten der Territorien einzumischen. 
In den fünfziger Jahren des 14. Jahrhunderts^ kam es haupt- 
sächlich mit aus diesem Grunde zur Fehde zwischen dem Erz- 
bischofe von Köln und dem Grafen von Arnsberg; dieser wurde 
1354 besiegt und musste dem Erzbischofe zugestehen, ihn nie- 
mals bei der Ausübung der geistlichen Gericntsbarkeit in der 
Grafschaft Arnsberg zu stören.^) Arnsberg führte eben, wie 
wir später noch an anderer Stelle sehen werden, in jeder Be- 
ziehui^ den Kampf gegen das Erzstift unglücklich, bis endlich 
die ganze Grafschaft 1368 in den Besitz der Kirche überging. 
ErfriliTrcicher war die Beschwerde des Grafen Engelbert von 
dei iMarlv über die Ein^rifte des Erzbischofs von Köln in seine 
weltliche Gerichtsbarkeit.") Das kölner Domkapitel entschied 
1387, dass keine an einem weltlichen Gerichte in der Graf- 
schaft Mark schon anhängige wehliche Sache und kein Streit 

i) Scibcrt z I. S. ()44. 
a) Seibertz U, 731. 

3) Sie lautet: dat uose herre vanCoelne sich vernietet und annympt 

unses Enpelbrechts grevcn wercltlichs Berichtes bvnnen unsmc lande ind 

grais$chatl van der Marke in deil ind ouch al in dat geistliche gerichte to 
rengene mit geverde, argelysc, verborgene henknisse ind ouch mit bueser 
gewuenJe und unwetenschapp (des Grafen von der Mnak. und seiner 
Beamten). Lacomblet III, S. 779 Anm. 

4« 



Digitized by Google 



-sa- 
uber Eigentum eines Mann- oder Hofgutes vor das geistliche 
Gericht gezogen werden dürfe. 0 Derartige Versuche der köl- 
nischen Kirche, mit der geistlichen Gerichtsbarkeit sich in welt- 
liche Processe einzudringen, mögen noch oft vorgekommen sein. 
Sie beweisen uns am sichersten, dass die herzogliche Ober- 

gerichlsbarkeit der Lrzbischöfe so gut wie abgestorben war. 
>as territoriale Princip hatte schon in der zweiten Hälfic des 
13. Jahrhunderts den Sieg über die herzogliche Gerichtsbarkeit 
davongetragen. 

§ 9- 

Die Schutzgewalt undPriedeustfaätigkeit des Herzogs. 

Eine der vornehmsten und schönsten Pflichten der Krz- 
bischöfe als Herzöge von Westfalen war es, fär den Schutz 

der Schwachen gegen die Mächtigeren und für die Aufrecht- 
crhaltung des Lanafriedens Sorge zn tragen. Schon das geist- 
liche Amt machte es ihnen zur Aufgabe, stets und überall im 
Sinne des Friedens zu wirken*), das herzogliche Amt betonte 
diese Pflicht noch stärker und gab ihnen zugleich^ das Recht, 
mit der Strenge des weltlichen Gesetzes gegen die Friedens- 
brecher einzuschreiten.^] Wir haben schon oben kurz erwithnt, 
wie des öfteren Grafen oder Fdle, die als Richter die Ptlichi 
gehabt hätten, in ihrem Gebiet das Recht zu schützen, selbst 
sich die gröbsten Ausschreitungen gegen die in ihren Territo- 
rien liegenden Klöster oder gegen schutzlose Reisende zu 
Schulden kommen Hessen. In solchen Fällen war es dem Be- 
drlingten und Geschädigten nur möglich, beim Herzoge sein 
Recht zu tindcn. Dieser konnte auf dem Botding die Übel- 
thäter vor sein GeiiLliL zieiien*} und zum Schadenersatz oder 
doch zur Einstellung der ÜbergrilTe durch richterliches Erkennt- 
nis zwingen. 

Die Folge hiervon war, dass einzelne Personen oder ganze 
Körperschaften sich dem herzoglichen Schutze besonders an^ 

i) La comb! et III, S. 779 Anm. 

3) Die Kirche rejgte gegenüber dem zunehmenden Fehde wesen 
zuerst die Idee von Friedensverordnungen an, indem sie durch die sog. 

Treugen das Fehdewesen wenigstens für bestimmte Zeiten verbot. Der 
erste Gottesfriede in Deutschland ging, was uns interessieren muss, vom 
Kölner Erzblschof Sigwin am 20. April 1083 aus. Darauf folgte io85 der 
Gottesfriede für das ganze Reich und 1103 der erste Reichslandfriede 
Heinrichs IV. Vergl. Altmann-Bernheim, Ausgewählte Urkunden zur 
Erl d. Verfgesch. 4t a, 4t 4ia. 

3) S. S. 80. 

4) S. S. 8a. 
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vertrauten, um desselben im Notfälle um so sicherer zu sein. 
Wie retsende Kaufleute sich durch herzogliche Geleitsbriefe 
^egen Beraubung sicher zu stellen suchten, davon werden wir 
im § 1 1 eine genauere Darstellung geben. Hier wollen wir 
zunächst eingehend behandeln, wie sich ganze Körperschaften^ 
geistliche wie weltliche, Klöster wie Städte, in den Schutz der 
Erzbischöfe begaben und denselben im Notfalle auch genossen. 
Vornchmtich waren es die Klöster, welche des Schutzes be- 
dürftig waren. Fehdelustige Nachbarn suchten auf allen Seiten 
Stücke vom Kirchengute abzureissen, gewissenlose Vögte be- 
nutzten ihr Schutzamt nur dazu, für ihren eigenen Vorteil kräftig 
zu sorgen. Wenn eine im Vergleiche zu andern doch immer- 
bin bedeutende Abtei wie Corv^ am Ende des 12. Jahrhun- 
derts den Schutz Kölns aufsucht^), »weil sie, ein kleines Fahr- 
zeug, nicht ohne den Schutz eines grösseren durch die wilden 
Stürme der Zeit sicher hindnrchsieuern könne", so wird man 
es verstehen, wie noch ganz anders kleinere Klöster unLci den 
wilden Fluten der Zeit, der Raubsucht und Gewaltthätigkeit der 
Edlen zu leiden hatten. Sie traten daher, weil sie von den 
Erzbischöfen, als Trägern einer hohen geistlichen und weltlichen 
Würde, ein besonderes Interesse und nachdrücklichen Schutz 
für geistliche Institute erwarteten, gern in ein Schutzverhältnis zur 
kölnischen Kirche. Freilich war es für sie nicht leicht, von 
ihren bisherigen Vögten sich frei zu machen, und sie bedurften 
dazu oft der nachdrücklichen T'ntcrstützung der Erzbischöfe. 
Denn die Vögte verzichteten nur ungern auf ihr gewinnbringen- 
des Amt, dessen Einkünfte sie durch Erpressungen noch zu 
steigern wussten. 

Dass die Abtei Corvey sich besonders wohl wegen der 
Ausbreitungsgelüstc des Hochstifts Paderborn eng an die köl- 
nische Kirche anschloss und fast wahrend des ganzen 13. Jahr- 
hunderts unter der Tutel derselben blieb, haben wir bereits an 
anderer Stelle*) erwähnt, weshalb es hier genügen möge, darauf 
hinzuweisen. Auch das Stift Herford stand seit dem Ende des 
12. Jahrhunderts von Reichswegen in einem nahen Verhältnis 
zum Erzstifte Köln.'') Der Erzbischof war von Kaisers und 
Papstes Gnaden oberster Vogt und Bescnützer des Stiftes und 
übte als solcher einen nicht unbedeutenden Einfluss in demselben.*) 



1) S. S. 17 Anm. 7. 

2) S. S. 17. 

3) S. S. 18 nebst Anm. 5. 

4) Wilmans, W. V. IV, S. >r-i Anm. i: Archiepiscopus ecclesie 
Coloniensis per Romanorum ponütices et imperatores aatus est tutor et 
defimsor ecaede collegiate Herfonfena exeni|Äc ad tuendum et defenden- 
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Beide Abteien , Corvey sowohl als Herford . lagen ausserhalb 
der kölnischen Kirchenprovinz, aber innerhalb des Herzogtums, 
so dass wir die Schulzgewalt, welche die Erzbischöfe über die 
Stifter besassen, wohl mit ihrer herssogUchen Stellung in Ver- 
bindung bringen dürfen. 

Die Erzbischöfe r!;ewährten auch ausserhalb ihres Herzog- 
tums gelegenen Klöstern Schutz für ihre innerhalb desselben 

telegenen Güter. So verglich Erzbischof Philipp 1 186 Streitig- 
sten zwischen dem der Diöcese Münster an^ehörigen Kloster 
Licsborn und dem in der Diöcese Köln ansissigen Ritter Adolf 
von Beftinghausen fbei Erwitte) und setzte die Rechte des 
Klosters an dem Hofe Bettinghausen fest.'} 

Im Jahre 1194 nahm Erzbischof Adolf das in der Diö- 
cese Paderborn gelegene Kloster Flechtorf in seinen Schutz 
und bestätigte ihm alle seine Besitzungen.") Der Graf Her- 
mann von Waldeck dagegen wurde durch eine Summe Geld 
veranlasst, auf die Vogtei des Klosters zu verzichten.^) Wie 
schwer es aber auch lür den Herzog war, die Beutegier von 
Leuten zu zähmen, welche auf alle nur erfindbaren angeblichen 
Rechtstitel hin Ansprüche auf die Vogtei machten , geht daraus 
hervor, dass 1 199 der Abt von Flechtcrf schon wieder Hilfe 
gegen die Anmassung von Laien bei Adolf suchen musstc, der 
denn auch noch einmal energisch erklärte, das Kloster Fleclitorf 
unterstehe infolge der Verzichtleistune Hermanns von Waldeck 
keines Laien Vogteigewalt mehr.*) Auch das scheint noch nicht viel 
eholfen zu haben, musste doch später Erzbischof Engelbert I. 
cn Abt sogar gegen körperliche Missliandlungen des Grafen 
Volquin von Schwalenberg schützen, der sich wieder in die 



dum i[>sam ecclesiarn personas res et bona» jura, exeroptiones, libertates 
et privilegia eiusdem. 

1) Scibertz f, Scibcrtz bemerkt zu den Zcupen : „Ks kommen 
unter iimcn vor: Arnokius et Fridericus coniitcs de Arnsberghc, welche 
sich in keiner anderen l rkunde dieser Zeit linden und auch zur Genea> 
logie der (irafen gar nicht nassen". (Janz recht! S. hiittc aber erkennen 
müssen, dass in den Abschriften entweder Arnisberg stau Altena ver- 
schrieben ist (denn 2 Urkunden spiter kommen bei S. selbst Arnoldus et 
{•"ridericus de Althcna vor), oder, was noch wahrscheinlicher ist, dass 
mehrere W örter au5|;efallcn sind. Li hat vielleicht im Uriginal gclieissen: 
Arnoldus et 1 ridericus comites de Althena Henricus comes de Arnisberg. 

2) Ztschrft. f. vaterl. Gesch. 8. Bd., S. 62. Adolf Erzbischof von Köln 
bekundet, quod nos — cenobium quod est in P'lectorp - consiructum — 
quud propter remotiunem locorum frcquentcr itiiquorum hominum patitur 
incursus, in protcctionem beati Pctri et nostram nostrorumquc successorum 
archiepiscoporum recepimus etc. 

3) Ztschr. f. vaterl. Gesch. 8. Bd., S. 65. 

4) Ztschr. f. vaterl. Gesch. Bd., & 66. 
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Vogtei des Klosters einzudrängen suchte.^ Erst 1249 entsagte 
Graf Adolf von Waldeck dem Erzbisdiof Konrad von Hostaden 
gegenüber endgültig allen seinen Ansprüchen auf die Vogtei.*) 

Um im iNntfalle zuverlässiger auf den Schutz der Erz- 
bischöfe bauen zu können, Hess sich das in der Diöcese 
Paderborn gelegene Kloster Hardehausen in Gegenwart des 
Erzbischofs Adolf Ton Köln als Herzogs von Westfalen 
den Erwerb mehrerer Güter in Bunessen vom Freigrafen Adal- 
bert ^von Everstein?) bestätigen.') Ebenso musste der Graf 
von Arnsberg dem Kloster fjrafschaft bei Übertragung eines 
Zehnten versprechen, diesen Akt in Gegenwart des Kölner 
Erzbischofs zu wiederholen, damit das Kloster nach Em- 
pfang des Zehnten aus des Erzbischofs Hand sich des Besitzes 
desselben um so ungestörter erfreuen könne.^) 

Schwierig war es für die Erzbischöfe, dem Kloster Marien- 
feld, welches zur Diöcese Münster gehörte, den Besitz des in 
der Diöcese Paderborn, also im westfälischen Herzoetume der 
Kölner gelegenen Hofes in Stapellage zu sichern. Am 7. Juli 
T 194 bestimmte Erzblschof Adolf auf dem Landtage zu Pader- 
born infolge der Klagen des Klosters den Grafen Heinrich von 
Schwalenberg durch seine richterliche Autorität, dem Kloster 
den Besitz des Gutes, welches er ihm entfremdet hatte, wieder 
einzuräumen.*) Trotzdem vergriff sich der Sohn Heinrichs, 
Volquin, wieder an dem Gute der Kirche, so dass Engelbert 
im Jahre 1221 abermals einschreiten und den Grafen zur Vcr- 
zichtleistung auf das Gut bewegen musste.®) 

Auch das der Diöcese Paderborn angehörige 
Cistercienserkloster Bredelar hatte sich der Gunst 

i) Varnhagen, Wald., Landesgeschichtc I (Götlinpcn lüzb), S. zSz 
Anm. 10. 

3) Cardauns, Regesten des Konrad von HostadeOt Annalen des 
historischen Vereins für Niederrhein, XXXV, 24i. 

3) Urk. abgedruckt bei Schaten, Annalcs Paderb. ad annum 1187, 
S 881. Wir haben die beachtenswerte Stelle aus der Urkunde schon oben 
S. 5o angeführt und verweisen daher auf dieselbe. Spi Icker, Evcritcin- 
sches Urkundenbuch u), hält wohl mit Recht den Grafen Adalbert für einen 
Eversteiner, irrt aber," wenn er das Stück zum Jahre nS? setzt. 1187 ent- 
stand die Haupturkunde; postmodum, wie es in der Urkunde he?sst, d. i. 
nach dem Regierun£;santritte Erzbischofs Adolf, fand die Hcstatit^un:; statt. 
Ich setze die Bestät^ngsurkunde ins Jahr i iq4, weil der Erzbischoif Adolf 
sich damak in Westfalen «ufhielt und den Grafen Albert von Ever- 
stein in seiner Umgebung hatte. VergL Falkmann- Prelis 
Lipp. RegesteHi 119. 

4) Wigand, ArchiyVI, S. aoi. 

5) Erhard, Cod. dipl, 536. — Falkmann-Preuss, Lipp.Reg^ 11^ 
Vcrgl. Urauert, a. a. O., S. 9 Anm. 3. 

6) Ficker, E. d. & 333. 
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der Erzbischöfe zu erfreuen. Schon Erzbbehof Adolf erklärte 

es fUr frei von aller Vogteigewalt. ') Ebenso waren seine Nach- 
folger, wie wir im folgenden noch sehen werden, sehr auf die 
Wühlfahrt und das Gedeihen dieses Klosters bedacht. 

Erzbischof Bruno befreite im Jahre 1208 das Kloster 
OJin^ausen von je^icher Vogteigewah und nahm es in seinen 
väterlichen Schutz*), wUhrend noch Erzbischof Philipp im Jahre 
1174, also vor Erwerbung des Herzogtums, ihm freie ^'Qgtwahl 
zugesichert hatie.'^) Die Zeiten hatten sich geändert; der Vor- 
gesetzte des Klosters in geistlichen Angelegenheiten konnte jetzt 
auf Grund seiner herzoglichen Gewalt dasselbe auch mit dem 
Schwerte schirmen. 

Nicht ganz glatt scheint sich für das Walburgiskloster in 
Soest die Befreiung von der Vogtei vollzogen zu haben. Ob- 
wohl schon Erzbischof Engelbert im Jahre 1218 in einer Ur- 
kunde eine entsprechende tlritlärung abgab*), konnte er erst 
1221 die Ansprüche beseitigen, welche ein gewisser Thymo 
und der Graf von Arnsberg auf die Vogtei machten.^) Auch 
einzelne Höfe, welche Klöstern gehörten und auf welchen noch 
Vogteigewalt lastete, suchte Engelbert von dieser zu befreien. 
Im Jahre 12 16 beiiundet er, dass der Edle Hermann von der 
Lippe die Vogtei Über Grundstücke des Walburgisklosters, die 
er von ihm zu Lehn getragen, resigniert habe, und bestimmt, 
dass die Vogtei bei ihm und seinen Nachfolgern bleiben solle.") 
Ebenso veranlasste der Erzbischof 122;^ Heinrich den Schwarzen 
von Arnsberg,..die Vogtei über den Hauptliof Linne, welcher 
dem Kloser ÖJinghausen gehörte, diesem zu übertragen, wo- 
durch der Hof dann unter die Schutzgewalt des Erzbischofs 

1) Selber tz III, 1077. et successor eius (Philipps) Adolphus hec 
omnia (die Güter des Klosters Bredelar) a jure advocatie seu (^uoUbet 
onere Cistercieosium consuetudini contrario penitus excmpta nobis per- 
petuo confirmavit. 

2) Scibcrtz I, 133. Erzbischof Rruno bekundet: nos circumspecta 
ac provida consideratione saluti noveUe ^lantationis in Ulenchusen invigi- 
lare et cam sub alis nostre proteetionis pateme confoventes ab omni 
honcrc et conditionis consuetuuine advocalic alicuius vcl aliquorum advo- 
cutorum eximimiu aucturitate nostru decementes, ut ad nos tantum et 
successores nostros in perpetuum rcspectum habeat. 

3) Seibert z I, 07. Der Schluss der Urkunde lautet: Preterea sta- 
tuimus et lirmissinic banai nosin auctoritate roborarous, ne quisquam 
aliquod jus in advocatia prediorum aut mandpiorum eonindem sibi ven- 
dicare presumat, ne novelia plantatio eradicetur, nisi quem prepoaitus 
loci et ecciesia sibi adoptaverit. 

4) Kicker, Engelbert d. H., S. 3*6. 

5) Seibert z I, i('4. . . . eadem ccclesia non altum preterquam Co- 
lon iensem archiepiscopum habeat deiensorem. 

6) Ficker, Engelben d. H., Reg. 38. 
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kam.') Im Jahre 1221 vereinbarten die Äbtissin von Herford und 

der Graf von Ravensberg uniereinander, verschiedeneStrdt fragen 
über Güter der Entscheidung des Er/biscliofs anheimzustellcn.-) 
Auch von höherer Srcüe wurden kirchliclic Institute dem 
Schutze der Erzbischof - Herzüge anvertraut. Nachem Engel- 
bert d. H. 121^ das Katharinenkloster in Dortmund aus eigener 
Initiative in seinen Schutz genommen hatte*), empfahl Rönig 
Friedrich U. dasselbe 1220 noch ganz besonders der F'ürsorge 
des Kölners, indem er sich selbst die Vogtei vorbehielt.*) Um 
den Schutz des Kr/.bischofs zu gewinnen, überlicss in demselben 
Jahre der Abt des in der Diöcese Puderborn gelegenen 
Klosters Helmarshausen die Hfilfte seiner Stadt dem Erzoiscliofe.*) 
Zwei Jahre später forderte dann Papst Honorius III. den Erz> 
bischof auf, dieses Kloster, welches dem papstlichen Stuhle 
unmittelbar unterworfen sei, in seiner tVcil eit und im Hesiize 
seiner Guter zu schützen-*') Dass gerade der Papst den Erz- 
bischof von Köln für sehr befähigt hielt, auf Grund seiner 
weltlichen Macht auch in Bezirken, welche nicht seiner Metro- 
politangevvalt unterstanden, die Ordnung aufrecht zu erhalten, 
beweist der Auftrag, welchen er demselben 1224 geben liess, 
nämlich während der Zeit des Paderborner Schismas die Ein- 
künfite des Hochstifts einzuziehen und dem rechtmässigen Bi* 
schofe aufzubewahren.') — Durch, den Rat und die Unterstützung 
Engelberts d. H. gelang es der Äbtissin von Herreke, sich mit 
einer Summe Geld von der Vogtei eines Bruno Stipel zu be- 
freien und diese für ihre Ministerialen zu erwerben.**) Wir haben 



1} Selber tz I, 172. N08 (Engelbertus) aiitem predicte curtis advo« 

catiam cum familia et mansis attinentibus mcrrorate ecclesie libere con- 
tulimus, nolentes ipsam aliquo jure racionc advocatie gravari vcl molcstari 
sed cum ceteris bonis suis sub nostra et successorum oostrorum esse 
protectione 

2) Wiiniaas IV, 91. super aliis dampnis et prediis . . . ad ordina- 
tionem Coloniensis ardiiepiscopi diiatum est, ut si lieri possit eios consUb 
illa causa decidatur. 

3) Rubel, D. U., 60. Fahne, D. U. I, 3. 

4) Rubel, D. IL, 62, Kaiser Friedrich fordert den Erzbischof auf: 
nulii unquam hominum eidem monasterio irrogare injuriam permittas. 

5) Wenck, Hess. I^ndesgesch., Urkk, S. i4o. Der Abt macht die 
Schenkung pro spc pacis ipsorum et Jcfcnsiunis. 

6) Finkc, Papsturkunden, 304. Wiloaans, W. IV, 110. 

7) Wilmans, W. U., IV. 130 Der Enbischof erfdUt den Befehl, 
quatinus reditus episcopatus Patherbumensts coUigi fackt futuro Pather- 
burnensi episcopo conservandos. 

8} Im Jahre 1236 bekundet Bernhard von Strunkethe, quod consilio 
et promolione dominl Enpclberti . . . Hatewipa abatissa de Herreke et 
suus conventus cmcrunt advocatiam ecclesie sue pro io5 m. a Brunone 
miUte dicto StipelL v. Steinen, W. G. IV, 99. 
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bereits früher gesagt, dass es keine kleine Aufgabe war, den 
eigennützigen Vögten ihre Gewalt zu entwinden, namentlich den 
mächtigeren Edlen. Was wir schon beim Kloster Flechtorf 
beobacntet haben, können wir beim Kloster Essen noch deut- 
licher wahrnehmen. Essen stand unter der Vogtei Friedrichs 
von Isenburg, eines Neffen Erzbischofs Engelbert I., und wurde 
nach der Sitte der damaligen 2«eit von demselben furchtbar 
gebrandschatzt, so dass der Erzbischof wohl oder übel gegen 
seinen Verwandten einschreiten mii'^ste.') Aber dieser war mit 
nichten gewillt, sein Verhalten gegen das Stift zu ändern und 
verbündete sicii, als der Erzbischof energischer inuiinte, mit den 
übrigen Grossen Westfolens, die gleicnfaUs mit dem kräftigen 
Regimente des Kirchenfürsten und Herzogs unzufrieden waren, 
zum Sturze desselben. Es ist bekannt, wie Friedrich dann 
selbst im Jahre 1223 seinen Oheim ermordete."} Diese grauen- 
hafte That eines Neffen gegen seinen Oheim lässt uns erraten, 
was die KIdster unter dem Schirme eines solchen Edlen zu 
leiden hatten. 

Engelbert starb als Märtyrer für sein geistliches und welt- 
liches Amt; jedoch der Übelthäter erhielt auch den gebührenden 
Lohn; er selbst endete durch Henkershand und seine Grafschaft 
ging zu gründe. Das Kloster Essen aber kam in die Schutz- 
gewalt vnn Procuratoren. ") 

Auch Engelberts Nachfolger, Heinrich I , nahm sich der 
Klöster an. 1227 unterstellte er das Kloster Küstelberg seinem 
Schutze*), dem Kloster Bredelar bewies er wiederholt seine 
Gunst und nahm es 1233 mit allen lebenden Wesen und 
Uzenden Gütern in seinen besonderen Schutz.*) Um dieselbe 
Zeit bestätigte Erzbischof Heinrich der Äbtissin von Herford den 
Erwerb der Voigtei über mehrere Güter, welche bisher der 
Edle von Blankena in Händen gehabt hatte.*) 



i> Schon am t. Man: 1221 hatte Papst Honorius III. an den Erz- 
budiot und seine SufTragane Refehl ergehen lassen . den EiedrUckungcn 
d«r Kirchen Jurch die Vögte zu steuern, I.a com biet II, 03 u. Anm. 

2) Über diese Vorgänge s. die ausführliche Darstellung F Ickers, 
Engelbert d. S. i45 ff. 

3) König Heinrich (VIL) schreibt 1227: fklelibus suis A. de Gimeliih, 
necnon uaiversis in officio et procuratione advocatie Assindensis eidcm 
succedentibus. Vergl. Geuer, Der Kampf um die essendische Vogtei, 
Bciträ £ic zur Gesch. von Stadt und Stift l'.sscn, i ^. Heft, S. io5 !f. Diese 
trelTliche Arbeit ist mir erst nachträglich zu Gesichte gekommen, so dass 
ich <ic nicht schon S. 17 heranziehen konnte. 

4) Wieand, Archiv VI, S. ii5. 

5) Seibert z I, 202. 

6) MitteUttf^en des hbtorischen Vereiiis za Otnabiilpk IV, S. 306. 
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Eine grossariige Wirksamkeit zum Besten der Klöster ent» 
faltete Erzbischof Konrad von Hostaden. Schon im ersten 
Jahre seiner Regierung zwang er den Grafen Gottfried III. von 
Arnsberg zu dem Versprechen, die Vogtei über Kirchcngüter in 
Soest, Menden, Summern, Kysborn und (Grafschaft nur in hcr- 
kummlicher Weise zu üben. Dem Kloster Flärsheim wurde 
wohl durch den Einfluss des Erzbischofs 1240 von dem bis- 
herigen Vc^te das Recht zugestandoi, sich den jeweiligen Erz- 
bischof von Köln zum Beschützer zu w ählen, In seiner Ver- 
tretung schlichtete sein Mnrschnl! 124 1 einen Streit zwischen 
dem Kloster Bredelar und Konrad von Visbeck über einige 
Güter in Nutlon.') Konrad selber bestängte 1242 die Stiftung 
des Klosters Wdwer und nahm es in seinen Schutz, indem er 
ihm unterKönigsbann steten Frieden zusicherte,*) Kloster 
Drolshagen, welches 1244 in seinen Schutz überging, stellte er 
auch gegen etwaige Ansprüche seiner eigenen Beamten sicher 
und versprach, es selbst niemals mit der Forderung von Diensten 
zu belästigenv^) In demselben Jahre gab er dem Stifte Geseke 
das Recht zurück, gewisse Hühner zu erheben, welches seit 
einiger Zeit der westfölisclie Marschall ausgeübt hatte.") Um 
nocii kräftiger zum Wohle der Klöster wirken und ungerechten 
Vögten noch energischer entgegentreten zu können, erwirkte 
der Erzbischof vom Papste mnocenz IV. auf dem Cond! zu 
Lyon 1245 eine strenge Verfügung J[egen die Edten^ welche 
sich als Vögte ('bcrgriffe crlaiibten. ') Im Jahre T247 veran- 
lasste Konrad den Kdlen Heinrich von Heinsberg sowie die 
Edlen Simon und Gottfried von Sponheim, auf ihre Kechte an 
der Vogtei zu Essen zu verzichten.') Eine gleiche Erklärung 
empüng er bald darauf von dem Edelherrn Dietrich von Lim- 
burg, welcher dafür die k(>lnischen Lehen, welche seinem nn- 
glückiichen Vater abgesprochen waren, zurück erhielt.^) Das 



1) Scihcrt z I, 212. 

2) Staatsarchiv Münster, Herzogtum Westf. u. Vest Recklinghausen, 
Coptatbttch II, 70. 

3) Wilma ns, W. II IV, 311. 

4) Seibcrtz I, iib: sub anathcmatis vinculo nec non sub banno 
rcgali firmam pacem stabilimus. 

3) Seibc r t z f, 231. 

6) Selber i z I, 233. 

7) La comb! et II, 293. 

8) La com biet II, 316. Nos veno Henncus dominus de Heinsberg, 
Symon de Spainheim et Godefridus tilius comitis Johannis prefati de 
Spainheim renunciamus omni actiofii et iurit si quod habebamus, in . . . 
advocatia Assindensis ecclcsie. 

|y) Lacorablet II, 323. 
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Kloster Flechtorf wurde, wie schon früher erwähnt 0, durch 
Erzbischofs Konrad Vermittlung der Vogtei der Grafen von 
Waldeck entzogen und dem Schutze der kölnischen Kirche 
unterstell r. Als nun des Erzbischofs Beamte dann selbst gleich- 
sam als V ogte sich Einnahmen in dem genannten Kloster zu 
verschaffen suchten, verbot er dies mit Urkunde vom Jahre 
1252 aufe strenjpte, indem er erklärte, die kölnische Kirche 
besitze nicht die Vogtei, sondern nur die Schutzgewalt über 
das Kloster.^) In demselben ^ahre nahm der Erzbischof das 
Kloster Paradies in seinen Schutz.^) Am 20. April ver- 
zidiicie der Vogt von Geseke, Gottschaik von Erwitte, mit 
seinem Sohne Rudolf auf verschiedene angemasste Vogtei- 
rechte.^) Auch hier war des Erzbischofs Eimluss thätig, wie 
daraus hervorgeht, dass der Marschall von Westfalen Hunold 
die darüber ausgefertigte Urkunde mitbesiegelte. Kurz vor 
seinem Fode nahm Konrad noch das in der Diöcese Paderborn 
gelegene Kloster Helmershausen ausdräcklich wieder in den 
Schutz der kölnischen Kirche.*) Durch den Tod Krzbischofe 
Konrad im Jahre t2*)i verloren die westfötischen Klöster einen 
energischen Beschützer und Wohhhäter.*) 

Erzbischof Engelbert von Falkcnburg, der Nachfolger 
Konrads von Hostaden, besass nicht de Macht seines Vor- 
gängers, um in demselben Masse wie dieser zum Schutze der 
Klöster wirken zu können. Der Erzbischof wurde 1262 zum 
Vogte des Klosters Essen gewählt i'^i trotzdem sah sich König 
Rudolf 1273 zu einem Erlasse genötigt, in welchem er dem 
Erzbischofe besonders einschärfte, für den Schutz..des Klosters 
zu sorgen.^) Als der Ministerifü Hunold von Odingen und 
sein Sohn das Kloster Welwer unter einem gewissen Vorwande 
benachteiligen wollten, stellte Marschall Arnold durch Unter- 

1) S. S. 60, 

2) S. S. 45. 

3) Münster Staatsarchiv, Mftc. Vll, 6107, 13. 

4) Seibertz I, 311. 

5) Finkc, W. ü. IV, S45. 

6) Über Konrad von Hostaden im aUgemeineo vergl. die vorzügliche 
Monographie von H. Cardauns, Konrad von Hostaden, 1880. 

7) La com biet II, 5i4, 

^ Lacomblet II, 643. £$ mag freilich in der Urkunde eine kleine 
Bosheit des Königs liegen, da der Erzbbchof sidi selber wohl nicht ganz 

von Eingriffen in die t^cistlichen Angelegenheiten des Stifts frcifjehalten 
hatte. Dass es sich aber auch um oic äussere Sicherung des Stifts han- 
delte, beweist eine an demselben Tage ausgestelhe Urkunde des Könk^ 
durch welche dieser dem Hurgprafcn zu Reineck befahl, die Güter des 
Stiftes in Breisig zu schützen. - Ich verweise an dieser Stelle auf Finke, 
W. U. IV, 1345 adwt Anmerkung. 
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suchung die Nichtigkeit des Vorwandes fest^ Der westfälische 
Marschall Heinrich von Plettenberg gewährte i^ik) dem Kloster 
Welwer Schutz gegen die Bedrückungen Gerhards Klot von 
Dinker. ' I Im Jahre 1267 einigten sich der Erzbischof von Köln 
und der Bischof von Pnderborn, die Abtei Corvey gej^en alle 
Angriffe zu verteidigen und. wenn möglich, die Vogtei über 
Höxter vom Herzoge von Braunschweig zurück zukuufen.*; Der 
Marschall des Erzbischofs Robot war als Zeuge mit anderen 
zugegen, als die RatmSnner von Brilon erklärten, dass sie dem 
Kloster Bredelar wegen der Tötung Gonfricds von 
Huckarde und Frankos so lange jährlich zu ih:ein Anni- 
versar eine Mark zahlen würden , bis sie dem Kloster eme 
gleich grosse andere Rente verschafft hätten.^) 1275 veranlasste 
der Erzbischof den Theoderich von Limburg, endg(iltig auf 
alle Ansprüche an der Essener Vogtei zu verzichten, Nach 
Engelberts Tode aber wählte das Kloster Essen nicht seinen 
Nachfolger Sigfrid von Westerburg 7x\m Vogte, sondern den 
König Rudolf von Habsburg.*) Dieser übertrug dann freilich 
im folgenden Jahre (1276) dem Erzbischofe wicäer die Vogtei, 
weil er, wie er erklärte, aus weiter Feme nicht so energisch 
für das Wohl der Abtei wirken könne wie Sigfrid von Wester- 
burg aus der Nähe.'j Aber das Kloster war mit dicker Hand- 
lung und Erklärung des Königs durchaus nicht zufrieüen. Es 
mochte wohl nicht mit Unredit fürchten, dass es, wenn es 
noch länger unter der Vogtei der kölnischen Kiirche bliebe, 
schliesslich auch in kirchliche Abhängigkeit von derselben ge- 
rate. Daher schloss sich das Stift trotz des königlichen Er- 
lasses eng an den Grafen von der Mark an — und König 
Rudolf sanctionierte, nadidem er mit dem &zbisdiofe zer- 
fallen war, das Verhälmis zwischen dem Grafen von der Mark 
und dem Kloster Essen, indem er, unbekümmert um seine 
Verleihung vom Jahre 1276, im Jahre 1288 dem Märker die 
Vogtei des Klosters übertrug.''} Seitdem blieb das Stift auch 
trotz aller späteren könifiüchen \ erfügungen unter der Vogtei 
der Grafen von der Manc. 



1) Münster Staatsarchiv, Kloster Welver 49. 

2) Seibertz I, 340. 

3) Lacombiet II, 568; Seibertz III, 1093: Fioke, W. Ü. IV, 
1106 Regest. 

4) Fink c, W. r. IV. U67. 

5) Krem er, Akad. Beiträge II, i3. 

6) Lacombiet n, 676. 

7) Lacombiet n, 688. 

o) Lacombiet, II, ä49 nebst Anmerkung. 
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Energisch schützte Sigfrid gleich nach seinem Regierui!!«* 
antritt die Bewohner des Kircnengutes von Menden, welaie 

unter den Überc^riffen ihres Vogtes, des Ritters von Rodenberg, 
zur Zeit Engelberts ar^ gelitten hatten. Kr zwang den Ritter 
einfacli, ihm die Vogtei von Menden zu resignieren.*) In einem 
scharf gehaltenen Schreiben fordert derselbe Erzbischof 1275 
seinen Marschall auf, energisch die Interessen des Klosters 
Waiburgis bei Soest zu vertreten und nicht zu dulden, dass 
es fernerhin unter den Übergriffen einiger Böswilligen zu leiden 
habe. Er hoffe, dn^s er ihn nicht noch einmal in dieser Sache 
zu eimuiinen biauche."; Deutiicii tritt die herzogliche Schutz- 
gewalt dem Hochstifte Paderborn gegenüber im Jahre 1278 
hervor. Als nach dem Tode des streitbaren Bischofs Simon 
von Paderborn ein Schisma im Bistum eintnr, wurde von 
Seiten des Grafen von F^ietberg und verschiedener Stiidte des 
Hochstifts eine Vereinbarung g^trotlen, dass die bischöflichen 
Einkünfte bis zur Erledigung des Streites von einer Kommission 
von zu ölf Mitgliedern cmgezogen werden ollten. Wenn diese 
sich über die V^erwendung der Einkünfte nicht einigen könnten, 
sollte die Stimme des westfälischen Marschalls Dietrich aus- 
schlaggebend sein. Es wird also hier, um Streitigkeiten und 
Gewättthaten zu verhüten, eine höchste Instanz in dem Beamten 
des Erzbischof-Herzogs geschaffen. 

Corvey blieb während der Regierung Sigfrids von Wester- 
burg und auch noch wiihrcnd der seines Nachfolgers Wigboid 
unter dem Schutze der kctlnischen Kirche*) 

Ziehen wir nun einmal die Summe aus dem, was die Erz- 
bischöfe Engelbert U. und Sigfrid von Westerburg zum Wohle 
der in ihrem Herzogtume gelegenen Klöster und Kirchen gethan 
hohen, so müssen wir zugeben, dass sie, von der holien Pfiicht 
ihres herzoglichen und geistlichen Amtes durchdrungen, noch 
manches Gute für dieselben gewirkt haben. Aber mit der 
Thätigkeit Erzbischofs Konrad von Hostaden verglichen, be- 
deutet die ihrige doch einen unverkennbaren Rückschritt. Konrad 
wusste durch die Überlegenheit seines Geistes und die Energie 

1) Der Ritter Goswin von Rodenberg sieht sich zu den Zugeständ- 
nissen veranlasst propter multiplicia et enormes excessus, quos quonJam 
iilius meus Bernardus ac alii consanguinei mei et amici in viUam de Men- 
den« ac homines ibidem, ecclesie Coloniensi attinentes, inddxte perpetra- 
nint. La com hl et II, 689. 

2) Münster Staatsarchiv, Kloster Waiburgis 26. 

3) Finke, W. U. B. IV, i5i9. Si autem idem duodecini in hac or- 
dinatiune concordare non possent. cum qua parle domiaiis ThidericQS 
marscalcus Goloniensis consenserit, huc habet^it processum. 

4) S. o. S. 13 tt. i4. 
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seines Charakters der westfälischen I erritorialherren Meister zu 
werden und konnte daher Kirchen und Klöster gegen Verge- 
waltigungen grosser und kleiner Herren beschützen. Dagegen 
hatten Erzbischof Engelbert und Sigfrid nur voriibcrgenende 
Erfolge den Grossen gegenüber aufzuweisen, indem jener fast 
immer unglücklich mit ihnen kämpfte, dieser aber nach glück- 
verheissendem Anfange schliesslicn alles durch den einen Tag 
von Worringen verlor. Beide Hessen es an gutem Willen für 
kirchliche Institute nicht fehlen, aber es fehlte ihnen an Maclit, 
sie nachdrücklich zu beschützen. Nach dem Tode Sigfrids 
sehen wir kaum noch eine Spur von herzoglicher Thätig- 
keit der Erzbischöfe zum Besten geistlicher Körperschaften 
ihres Herzo^ms. Sie begnügten sich damit, durch Androhung 
gebtlicher Strafen für den Schuu der Klöster ihres Bistums 
zu sorgen.') 

Seitdem in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts der 
Kampf zwischen der Herzogs- und der rerritorialgewalt sich 
mehr und mehr zu Gunsten der letzteren entschied, schlössen 
sich die Klöster im allgemeinen wohl enger an den Herrn des 
Territoriums an, in welchem sie lagen. Sic büssten dadurch 
an Selbständigkeit ein -), hatten dafür aber wenigstens Schutz 
gegen die Übergritle beliebiger Personen. 

Es war keine retn herzogliche Thätigkeit, wenn die Erz- 
bischöfe für das Wohl der Kirche in weltlichen Angelegenheiten 
wirkten; hier traf das geistliche Hirtenamt mit der lierzoglichen 
Schutzgewair zusammen. Aber unzweifelhaft spielte gerade die 
letztere dabei eine grosse Rolle, wie daraus hervorgeht, dass 
auch Klöster derPaderbornerDiöcese den Schutz der Kölner 
nachsuchten und erhielten und dass ferner in Vertretung des 
Erzbischofs sein erster weltlicher Beamter in Westfalen, der 
Marschall, die Schutzgewalt über die Klöster ausübte. Stets 
ist auch mit dem Steigen und Fallen der Herzogsgewalt eine 
entsprechende Veränderung in der Thätigkeit der Erzbischöfe 
fQr das Wohl der Kirchen und Klöster zu bemerken. 

Geistliche Institute bedurften des Schutzes der wehlichen 
Gewalt, des gladius materialis in besonderem Masse, aber 
auch Personen und Körperschaften ^^-eltlichen Charakters ge- 
nossen gern den Schutz des Herzogs und vertrauten sich dem- 
selben sehr oft ausdrficklidi an. Im Jahre 121 7 nahm Erz- 
bischof Engelbert I. auf dem Landtage zu Rüthen die Einwohner 
von Paderborn in sänen Schutz und versprach sie zu halten 

1) Vergl. Seibertz il, 609. 

2) Vergl. Geucr, a. a. S. 137. 



_ _ 



wie die Bewohner seiner Residenz Köin.^j 1275 sichern die 
Bürger der genannten Stadt dem Erzbiscbofe, in dessen Schutze 

sie standen, für 10 Jahre ihre Hilfe im Kriege zu*) und als 
zwei Jahre später nach dem lOdc Simons von Paderborn eine 
/wiesplütige Wahl im Bistum geschehen war, wandten sie sich 
aus Furcln vor den Anhängern des ilinen wenig genehmen 
Kandidaten Otto von Rietberg im Mai 1278 an den hrzbischof 
Sigfrid und baten ihn, da sie ausser ihm keinen Herrn und 
Bescliützer 'kitren, i-nterthnnigst , ihnen seinen Schutz zu 
gewähren.^/ Km Soester Bürger, Hermann von Steugraven, 
trug dem Krzbischof Heinrich 1. und der kölnischen Kirche 
sein Eigentum pro spe pacls et defensionis auf, was Erzbischof 
Konrad 1242 bestätigte.*) Die in der DiÖcese Paderborn an- 
sässigen Grafen von Kvcrstein iibf-'^abcn dem Krzbischof 
Engelbert II., weil sie von ihm in ihren Rechten beschützt 
werden könnten, mehrere Güter, wogegen der Erzbischof ihren 
Wunsch erfdtlte und sie so gut als möglich zu schützen ver- 
sprach.*) Später übertrug noch Graf Konrad von Everstein 
in der zuverlÜssiCTen Hoffnung auf Schutz und Förderung von 
Seiten des Erzbischofs Sigfrid der kölnischen Kirche einige 
Besitzungen.") Im Jahre 1260 trat der Graf Herbord von 
Dortmund einen Teil seiner Gefölle in der Stadt an den Erz- 
bischof Engelbert IL ab, damit er und seine Nachfolger des 



1) Wilmans IV, 69. Der Erzhischüf nimmt die PaJcrhorncr in 
seinen Schutz, ita quod eis sicut civibus nustris Coloniensibus et aliis 
oppidanis nostris in suis necessitatibiis benignum et efficax auxUium im- 
pendemus. 

2) Die Paderborner erklären, quod venerabili domino archiepiscopo 
Coloniensi decem annis nunc instamibus, quibus nos et nostra in suam 
protectionem recepit et tutelaj et quia etiam in suo ducatu 
consistimus, contra quoslibet tnhinatores eidem ... in terminis sitis 
inter tlumina, que Rure et Wesera vulgariter appellantur, in ipsius domini 
Coloniensis ducatu nos obltgavimus et presenti scripto obiigamus pro posse 
nostro et viribus servitiiros. Lacomblet H, 678. 

3) Finke, W. U. IV, i5i4. Cum ergo millum dominum aut tutorem 
habeamus preter vos, reverentie vestre humiiiter supplicamus ut . . . 
nos vestre protectionis clipeo, ut tenemmi et devolns confidimus, 
dignemini defensare. 

4) Münster Staatsarchiv, Paradies Msc. Vli, Ö107, 33. 

5) Lacomblet 1^ 56o: Die Grafen erkülreil me Schenkungen zu 
machen, quod per refercndum patrem et dominum nostrum Engelbertum, 
archiepiscopum Coloniensem et successores suos etc. possimus et debeamus 
in nostris iuribus confoveri. 

6) Lacomblet II, 787: ob spem et fiduciam proiuotioois 
et protectionis revereni patris domini Sifridi . . . archie» 
piacopL 
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Schutzes der Erzbischöfe um so sicherer seien. König 
Albrecht I. gab 1299 dieser Erklärung noch besonderen Nach- 
druck, indem er selbst den Erzbiscnof Wtgbold aufforderte, 
den Grafen Konrad, Sohn des genannten Herbord, in allen 
seinen Rechten zu Dortmund 7x1 schützen.') 

Die Einwohner von Dortmund baten T248 den Erzbischof 
Konrad von Hostaden, ihnen stets mit Rat und I hat zur Seite 
zu stehen"), suchten jedoch spMter aus Furcht für ihre Selbst- 
ständigkeit jede Verbindung mit dem Kölner Kirchenfürsten zu 
lösen. Als nun König Albrecht I. den widerstrebenden Bürgern 
die Statthalterschaft des Er/.bischofs Wigbold aufdrängen woilte, 
wies er, um sie gefügiger zu machen, darauf hin, dass sie 
durch den Erzbisdiof besser als durch irgend einen andern 
geschützt werden lt<)nnten.*) 

Des Schutzes bedürftig waren im Mittelalter namentlich 
die Juden. Sie galten als die geschworenen Feinde des Christen- 
tums und durften daher, so glaubte man, ohne weiteres aus- 
gerottet werden. Indes nahmen sich die Kaiser des unglücklichen 
Geschlechtes an und gewährten ihnen als ihren Kammerknechten 
gegen eine gewisse Abgabe den besonderen kaiserlichen Schutz. 
Auch in Westfalen gab es im i*^. Jahrhundert schon Juden, 
namentlich in den grösseren Städten.^) Hier wäre nun der 
Erzbischof als Herzog der geeignetste Beschützer derselben 
gewesen. Indes war der Judenschutz nicht Perdnenz des Herzog- 
amtes, sondern im allgemeinen noch R^L*) Z.B. stand dem 
Herzoge der Judenschutz nicht in Dortmund zu, sondern wurde 



1) Lac om hl et II, SSg. Ego Herbordus comes de Trcmonia et 
castrensis in Ahusin . . comidmtionem meam dirigei» ad hoc; Quod tarn 

ego quam hercdcs mct in postcrum per revercnJuni patrcm ac dominum 
meum Engelbertum architpiscopum Coloniensem et successores suos . . . 
in nostris iuribus aJiuvari poterimus et defendi. 

2) R ühel, D. U-, 261. 

3) L a com biet H, 338 Anm. Die Dortmunder schreiben: vestre 
omni ciua possumus devotione supplicamus paternitati, quatinus . . . devoti 
servicli nostri respectu . . . nobis coQSÜUs et auxifio vestm patrocinari 

dignemini etc. 

4) Lacomblet II, w*^. Der König sagt : considerantcs ctiam in hoc 
vestram non modicam uiihtatem, quod sub re^imine et umbraculo pro- 
tectionis sue commodius quam per alium in tcrmmis Ulis nobis pro romani 
imperii negotiis agentibus in remotis potcritis defensari. 

3) Vergi. Rubel, D. L'. I, 87; Seibcrtz 1, S. 621 und die Notiz in 
der Urkunde Errbischofs Walrara betreffend die Ernennung des Grafen 
von ArnsbcrL; zum Marschall: de iudeis ctiani nostris in r)piJis et 
munitionibus nostris residentibus sc non intromittet. Farrag. Gel. 
tom. in, S. 182. Münster Staatsarchiv, Msc. Vü, 54oi. 

G) Darauf macht sch^n Lindner, a. a. O., S- 3&i gegen Cardauns, 
Konrad von Hustaden, S. 53 aufmerksam. 

Hislo^lie Abhandlungen, MI. Heft ia9S. 5 
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ihm eibi einmal von Jci Stadt selber'), dann öfters von den 
Königen übertragen.'^) König Albrecht verlieh sogar 

nachdem er sich mit dem Erzbischof Wigbold überworfen 
hatte, dem Grafen von der Mark nicht nur in Dortmund den 
Judenschutz, sondern auch in ganz Westfalen, -^j Die kölnische 
Kirche war jedoch unzweifelhaft mancher Orten in Westfalen 
durch besondere königliche Verleihung im erblichen Besitze 
des Judenschutzes, so nachweisbar in Soest*) und in Verbin- 
dung mit dem Grafen von der Mark in Bochum. -'i Erst durch 
die goldene Bulle wurden die Krzbischöfc von Köln als Kur- 
fürsten eo ipso Schutzherrn der Juden, aber nur für ihr 
Territorium. *) 

Nachdem wir bis jetzt <^e Thätigkeit der Erzbischöfe zum 
Schutze der Schwachen und Bedrückten festgestellt haben, 

erübrigt es noch, auch ihre Sorge für Aufrechterhaltung des 
Frieden'? zwischen den einzelnen Grossen einer genaueren 
Untersudiuii^ zu unterziehen. Es gab in jener Zeit nur allzu 
viel Anlass nir die Territorialherren, mit einander in Konflikt 
zu geraten. Die Grenzen der kleinen und kleinsten nach Selb- 
ständigkeit strebenden staatlichen (Gebilde hatten sich noch 
nicht ninreichend festgesetzt, dass nicht ihretwegen erbitterte 
Kämpfe ausgebrochen wären. Schnell war der Fehdehandschuh 
hingeworfen und aufgenommen ; der Gegner suchte den Gegner 
an Greuelthaten zu überbieten, man sengte und plünderte das 
flache Land, vernichtete die Saaten und verbrannte die offenen 
Dörfer. Nicht die Grafen tind Edelherrn, welche die Kriege 
führten, wohl aber die Bauern, welche in harter Arbeit die 
Fluren bestellten, und die Kaufleute, welche unter steten Ge- 
fahren aus der Feme die Güter herbeiführten, hatten unter 
diesen ewigen Fehden sehr zu leiden. Die Herzöge hatten 
daher die Pflicht, zum Besten des T uides die Fehden zwischen 
den Grossen hintanzuhalten, oder wenn es bereits zum Kampfe 

1) Rubel, D. ü.. 87. 

a) Lacomblet II, io4o Anm.; III, 68 u. a. 

3) Lacomblet III, 3. 

4) Scibertz I, S. Gzi. Ircm jiulci susatenses «olvunt annuatim VIU 
marcas, quas tollit ofliciatus (sc. archiepiscopi). 

5) SeibertE II, 714. In der Sühne zwischen Erzbischof Walram 

und Graf Engelbert von der Mark hcisst es: Voiit wanT die vurschr. ijreve 
van der Marken vt)r uns f;egict hait, dat dei hogerichte zu Boichum mid 
alle syme zubehoeren heirlichcid ind nutze die van kirsten of van juden 
Valien mach die zu demselven hogericfate gehoerent, halff sy uns vurg. 
heren ind des gestichts \an Kolne. 

6) Goldene Bulle, abpedr. hei Alt mann- Bern heim, Ausgewühlte 
Urkunden zur Erl. der Vcrt\iSsungS!^e<5chichtc , S. 52. Den KurfUrsten 
wird das Recht eingeräumt, nec nun judcos habere. 
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fekommen war, für die Beendigung desselben zu wirken. Die 
ehde war ja im Mittelalter von Reichs- und Rechtswegen 

durchaus nicht ganz verpönt, sie galt vielmehr als secundäres 
Rechtsmittel. Das Reicnslandfriedensgesetz Friedrichs II. vom 
Jahre 1235 bestimmte darüber folgendes: die Eigenhilfe an 
sich solle untersagt sein; der von emem anderen Geschädigte 
solle vielmehr zuerst vor dem zuständigen Richter sein Recht 
suchen und nur in dem Falle, dass er es hier nicht finde, dem 
Gegner nach bestimmten Vorschriften die Fehde ansagen.') Für 
das kölnische Herzogtum war nun der bei Streitigkeiten zwischen 
Grossen competente Richter unzweifelhaft der Erzbischof. An 
ihn hätte sich also jeder Grosse, welcher von einem anderen 
benachteiligt war, zuerst wenden müssen, um wiedor zu seinem 
Rechte zu gelangen, und erst im Falle der Rechtsverweigerung 
von Seiten des Herzoes oder der Ohnmacht des herzoglichen 
Gerichtes dem Friedebrccher gegenüber zur Eigenhülfe greifen 
dürfen. Nun wäre es ja wohl denkbar gewesen, dass cueErz- 
bischöfe, wenn ne selbst nicht so tief in die territorialen Wirren 
in Westfalen verwickelt gewesen w'aren und den Konflikten 
der Grossen persönlich ganz fern gestanden hätten, als unpar- 
teiische Richter in vielen Fällen Fehden hatten verhindern 
können, namentlich, wenn sie über eine genügende Anzahl 
von Truppen verfügt hätten, um ihren Urteilen den nötigen 
Nachdruck zu geben. Aber in dieser Beziehung lagen die 
Verh;UTnis'=;e sehr ungünstig. Die F'^/bischöfc waren selbst zu 
sehr i erriLoriaiiieiicn und in cibLer Linie Terriioriailicrren, um 
nicht darüber die Pflichten des Amtes zu vergessen, welches 
sie über eine kleinliche Territorialpolitik hätte erheben sollen. 
Sie suchten ihren Grundbesitz in Westfalen zu vermehren, 
zeitweise veraltete !^ echte sehr scharf, oft sogar ungerecht 
hervorzukehren und gcricicn so selbst in KonHikte mit den 
Grossen. In Anbetracht solcher Umstände wird man es ver- 
stehen, dass die herzc^llche Gerichtsbarkeit nur wenig im suuüde 
war, den Landfrieden zu sichern, begreift man es, dass das 
13. und 14. Jahrhundert westfälischer Geschichte fast ganz 

i) Moo. Germ. LL. II, S. 3t4. Statuünus igitur, ut nuUus, in qua- 

cunque re dampnum ei vel gravamen fuerit illatum, se ipsum vindicet, nisi 
prius ijuereiam suam corani suo judice prupositam secundum jus usque 
ad difhnitivam sententtam prosequatur; nisi in contincnti ad tutelam 
corporis sui vel bonorum suorum vim vi repeilat, quod dicitur nothwere. . . . 
Si quis vero coram iudice sicut prediaum est in causa processerit, si jus 
non fuerit consecutus et neccssitatc cogcnte oportet cum diffidare inimi- 
cum suum, ^uod vulgo diotur widersage, hoc diurno tempore faciat; et ex 
tunc usque m quartum diem (jd «st post tres integros dies) dififiduis et 
diffidatus integram pacem servabunt sibi in personU et rebus. 
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ausgefüllt ist von K&mpfen der Grossen unter einander oder 

der Erzbischöfe gegen aie Grossen. 

Indes lassen sich doch auch manche Handlungen der Erz- 
bischöfe nachweisen, welche uns zeigen, dass diese ihres hohen 
Berufes, Fehden zu verhindern oder Frieden m stiften, nidit 
ganz uncingedenk gewesen sind. Zum ersten Male tritt Erz- 
bi^chof Engelbert d. H. energisch für den Landfrieden ein, 
indem er eine zwischen der Stadt Paderborn und einem ge- 
wissen lymmo tobende Fehde beilegt. ,Da wegen dieser 
Fehde", erklSrt Engelbert 1217 auf dem Landtage zu Rüthen, 
.viel Unheil in unserem Herzogtume und (ierichtsbearkc ge- 
schehen ist, so haben wir, da uns infolge der Übertragung 
des weltlichen Schwertes durch die kaiserliche 
Gnade die Pflicht obliegt, für den Frieden des 
Landes zu sorgen, unter Beihülfe des Bbchofs von Pader- 
born und anderer angesehenen Männer zwischen den Bürgern 
von Paderborn und Tymmo nebst seinen Verwandten eine 
Süline zu Stande gebracht u. s. w.*'t Scharf wird hier das 
Herzogtum als Fnedcnsamt hingestellt. Und Engelbert war 
wohl im Stande, die Pflichten seines Amtes zu erfüllen. Er war 
mit den Territorialherrn um ,das Mein und Dein' noch nicht 
in Konflikt geraten und stand als Fnedcn^fdrst lioch über den 
Parteien. So kräftig waltete Engelbert seines geistlichen und 
weldichen Amtes, so starken Eintluss übte er auf alle, welche 
irgendwie von ihm abhängig waren, dass selbst die ausserhalb 
des köinischoi Herzogtums ansässigen Grafen von Ravensberg 
und Teklenburg, welche nur Lehnsträger des Erzstifts waren, 
an ihn ^als ihren Herzog* die Entscheidung eines zwischen 
ihnen schwebenden Streites zogen. Nach Engelberts Tode 
begann der Kampf der kölnischen Kirche mit den westMschen 
Grossen, so dass von dem herzoglichen Friedensamte unter 
dem Erzbischöfe Heinrich I. und auch währen ! der ersten 
Regierungsjahre Konrads von Hostaden wenig zu merken ist. 
Vielleicht kann man. einen Appell an die obernchterliche Gewalt 
des Erzbischofs in jener Abmachung des Grafen Wilhelm von 
Jülich mit dem Erzbischöfe Konrad vom Jahre 1242 finden, 
laut welcher dieser den Grafen von der Mark veranlassen soll, 
dem Grafen von Jülich seine Erbschaft herauszugeben.^} Auch 



1) Wilmans, W. U. IV, 69. S. oben S. 13 nebst AnnL a. 

2) Wilmans, W.U.III, 393. S.Grattert, ii.«.0.. S^i2 und Lind- 
ncr, a. a. O., S. 339. 

3) Lacomblet II, 270. Der Erzbisdiof verspricht: Item nos tenemus 

(tenemuf') hnna fuic laborare pro possc nostru ad hoc quod comes Marcie 
dimittat cumiti Juliaccnst hereuitatem suam et dampna restituat. 
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hier soll durch das Eingreifen des Erzbischofs ein drohender 
Krieg vermieden werden. Im Jahre 1258 war der Marschall 
des Erzbischofs im Bunde mit dem Bischöfe von Paderborn 
thätig, zwischen den in der Diöcese Paderborn ansässi- 
gen Brüdern K dien Berthold d. Ä. undBerthoid d.J. 
von Büren einen Frieden m vermineln. Nachdem ihnen dies 
gelungen, wurde eine Sühne zwischen beiden vereinbart und 
darin festgesetzt, dass derjenige von den beiden Brüdern, 
welcher die Bestimmungen derseilDen übertrete, dem Erzbischofe 
von Köln und dem Bischöfe von Paderborn 1000 M. Strafe 
bezahlen solle. Wofür diese die Pllicht übernahmen, den An- 
gegriffenen und Geschädigten zu unterstützen. ^) Kmcii Streit 
zwischen dem Dekan und Kapitel der Soester Kirche einer* 
seits und Heinrich von Anröchte und seiner Ehefrau andererseits 
legte der Marschall Ilunold im Jahre 1260 bei.^) 

Die Beamten des Kr/.bischofs Engelbert IL, Johann Mini- 
sterial von Hurcneii und Robert Richter von Recklinghausen, 
vermittelten 1205 einen Vergleich zwbchen den Brüdern Wis- 
celus und Adolf von Lenbeke einerseits und der Stadt Dortmund 
andererseits.^) Im Anfang der sechziger Jahre gerieten der 
Bischof Simon von Paderborn und der G^:\( Heinrich von 
Hessen mit einander in Streit und t elidc. Kndlicii kam, wahr- 
scheinlich auch unter Vermittlung des Erzbischofs von Köln, 
der Friede zustande, welcher von dem westfälischen Marschall 
Arnold im Namen des Erzbischofs, ferner vom Grafen 
Ludolf von Dassel und dem Edleo Konrad von Schonenburg 
garantiert wurde.*) 

Erst im Jahre 1291 hören wir wieder von der herzoglichen 
Landfriedensthätigkeit eines Erzbischofs von Köln. Der oischof 
von Paderborn und der Graf von A'-nsberg waren in eine 
heftige Fehde mit einander geraten, lieiae Parteien wurden 
endlich durch Vermittler nach Lippsiadi berufen, um hier in 
Verhandlungen über einen Ausgleich einzutreten. Damals be- 
hauptete nun der Bischof von Paderborn, es sei bereits eine 
Sühne abgeschlossen, was indes der Graf von Amsbei^ be- 

c) Finke, W. U. IV, 730. 

2) Münster Staatsarchiv, Orig. Patroclus ?;ocst 4oa 

3) Rübel, D. U. I, 119: Die Versöhnung kommt zu stände mediante 
consilio officialium venerabilis domini Engelberti archicpiscopi Coloniensis 
Johannis vidclicet militis de Hurchen et RuJberti iuJicis de Rykelenghausen. 

4) Finke, W. ü. IV, 1026. Am Schlusü heisst es: Nos Arnoldus 
marscalcus Westfalie nomine venerabilis domini nostri Coloniensis archie- 
piscopi et nos l Aidolfus comes de Dassele et Conradus nobilis de Sconcn- 
berg predictam pacem in omnibus articulis secundum quod superius est 
predictum» proiDi«imus inviolabiUt^ observare. 
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stritt. Es erhob sich darauf eine AMeinun^sverscliieüenheit in 
der Versammlung, ob der Bischof allein out dem Zeugnis von 
sechs semperfreien Leuten das Vorhandensein einer solchen 
Sühne beweisen könne oder nicht. Da eine Einigung über die 
Frage nicht erzielt werden konnte, so beschloss man, den 
Erzbischof Sigfrid von Köln als Herzog von Westfalen um 
Entschddung in dieser Sache anzugehen. Wenn der Erzbischof, 
fügten die versammelten Grossen hinzu, seine Entscheidung 
verweigere, so würden sie sich an den König wenden. ') Der 
Erzbischof fitlUe darauf im März 1291 eine dem Bischöfe von 
Paderborn günstige Entscheidung. ^) Zu den Grossen, welche 
auf dem Tage zu Lippstadt den Urteilsspruch des Erzbischofs 
anriefen, gehörten neoen dem Bischöfe von Paderborn und 
dem Grafen von Arnsberg auch die Grafen von der Mark, von 
Schwalenberg, von Waldeck und von Everstein, welch letzterer 
damals das Marschallamt verwaltete. Das macht die Episode 
gerade so interessant, dass wir sehen, wie alle die genannten 
Territorialherrn noch im letzten Dezennium des 13. Jahrhunderts 
den Erzbischof von Köln nach dem Könige für die höchste 
Autorität in der Entscheidung von Rechtsfragen 
halten. Trotz aller Streitigkeiten, trotz aller P'ehden, welche 
die Grossen mit den Vertretern der Herzogs^ewalt gehabt 
hatten, hatten sie nicht vergessen, dass es ein Mittelglied 
zwischen ihnen und dem Könige in der Person des Herzogs 
gab, dass diesem von Rechtswegen die Entscheidung über 
zweifelhafte Rechtsfragen zustehe. So bemerkenswert indes 
die erwähnten Vorgänge aus dem Frühjahr 1 29 1 sind, wdl sie 
uns das Fortleben der Idee von der obersteh Gerichtsgewalt 
der Herzöge erkennen lassen, so sehr müssen wir uns davor 
hüten, ihnen eine allzuhohe Bedeutung beizulegen. Es war im 
Grunde genommen doch nur eine theoretische Rechtserklärung, 
um welche der Erzbischof angegangen wurde und welche er 
gab. Dass dieser Erklärung nun auch gleich von der durch 

1) Seibertx f, 4^8. Der Schluss kotet: Super isto questionis casu 
nos episcopus et comes predicti, nos quoque de Marca, de Swalenherp, 
de Waldegge comites et Otto comes de fC\ erstene marescalcus Westfalic . . . 
qui Iniiusmodi tractatui interfuiraus, vcstram discrctioncm consulimus et 
rogamus, quod nobis pro communi nostra utilkate, cum officii vestri 
deoitttin id exigat ratione ducatus vestri, dotnine et pater reve- 
rende Coloniensis Archicpiscopc, vcstram scntcntiam et jus dare et docerc 
dignemini super eo, alioquin huiusmodi jus et scntcntiam a serenissimo 
Roroanorum rege nos requirere oportcbit. 

2) Finkc, W. II. IV, 1^03 5. Die Urkunde, ausgestellt tu Bonn, ist 
gerichiet an: venerabili in Christo patri domino O. Paderburnensi episcopo 
ceterisque comitibus, nobflibiu militibus in termini« ducattts West- 
falic oonatitutis. 
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sie benachteiligten Partei Folge und Nachachtung gegeben wäre, 
ist kaum anzunehmen, wenn man bedenkt, wie geschwächt die 
her/angliche Centralgewait namentlich seit der Schlacht bei 
Worringen war. Thatsachlich bestand auch noch im Jahre 
1294 eine scharfe Spannung zwischen dem Bischöfe von Pader- 
born und dem Graten von Arnsberg, und es dürfte wohl nicht 
zu gewagt erscheinen, sie daraus herzuleiten, dass von dem 
Graten die Entscheidung des Erzbischofs unbeachtet gelassen 
■ war. Daher versprach der Er/.bischof Sigfrid dem Bischöfe am 
12. Dez. 1294 seinen Beistand, wenn der Graf von Arnsberc 
nicht bald den Beschwerden des Paderborners Rechnung trage.^ 
Jedoch scheint es bei dem Versprechen Sigfrids geblieben zu 
sein, da dieser genug mit seinem alten und gefährlichen Gegner 
Everhard von der ^\a^k zu thun hatte. Diese Vorgange bilden 
den letzten Akt der Landfriedensthätigkeit der Erzbischöfe von 
Köln als Herzöge von Westfalen, nicht ihrer Land- 
friedensthätigkeit überhaupt. Vom Könige Adolf von Nassau 
wurde die kölnische Kirche mit der Stattnalterschnfr über den 
Landfrieden für ganz Westfalen betraut und begann nun auf 
Grund dessen eine grossartige, ganz Westfalen umfassende 
Landfriedensthätigkeit zu entwickeln, der wir, da sie sich von 
der herzoglichen Friedensthätigkeit scharf unterscheidet, ein 
besonderes Kapitel widmen wollen. 



§ 10. 

Die Rechte des Herzogs bezüglich der Anlage von 

Befestigungen. 

Auf Grund ihrer her/oglidien Gerichtsbarkeit*) nahmen die 

Erzbischöfe das Recht in Anspruch, nach freiem Erme^tsen die 
Anlage von Burgen seitens der Grossen zu genehmigen oder 
zu untersagen.') Auch tauchte zeitweilig bei ihnen der Anspruch 



1) Seibert« I, 45o; s. o. S. 32. , 

2) DasBiiriibaurechT L;;ilt im allgemeinen als AusHuss derGerichtshoheit. 
Vergl. des Sachsenspiegels Landrecht, Kap. 66, % n man ne mot nine 
borch howen noch staa vestenen mit planken noch mit muren noch berch 
noch vserder noch torne binnen dorpe ane des richtcrcs orlof des landes. 
SpccicU für Westfalen vergL Finke, P. U., 587, wo der Papst dem Bi- 
schöfe von Paderborn ijtSy Büttgen in seinem Stifte zu bauen gestattet, 
Coloniensis archicspicopi, qui in laicos dumtaxat Padebrunensis civitatis et 
diocccsis jurisdictionem obtinet temporalem, contradictione iniusta etc. 

3) In den Hcsch\vcrdc[>unlacn des Krzbischofs Wiphold f^egcn den 
Grafen Ludwig von Arnsberg heisst es unter anderem: Item petit archie- 
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auf, nach Belieben in ihrem Herzogtume auf eigenem Grund 
und Boden Befestigungen errichten zu können.*} Die Anlage 

von Befc^tifjungen war für die Erzblschöfe sehr wichtig, einmal 
um das Merzogtum im Notfalle gegen äussere Feinde zu ver- 
teidigen^ dann aber hauptsächlich deshalb, um sich dauernden 
Etnmiss in Westfalen zu sichern. Gelang es ihnen, in ihrem 
Herzogtume an vielen Punkten Burgen zu bauen, die Errich- 



so konnten sie jederzeir leicht einen starken Druck auf das 
wehrlose Gebiet der Territorialherren ausüben. Ausserdem 
konnten sie reisenden Kaufleuten unter dem Schutze ihrer 
Burgen sicheres Gdeit gewähren und Ausplünderungen der- 
selben durch kleine und grosse Herren vom Stegreif fast un- 
möglich machen. Aber alles das, was den Erzbischöfen das 
Burgbaurecht so wertvoll machte, musste es den i erritorial- 
herren, welche den Einfluss der Erzbischöfe aus ihren Gebieten 
beseitigen wollten, ebenso verhasst machen. Kämpfe zwischen 
Territorialhcrren und Herzögen waren daher unvermeidlich, so- 
bald letztere ihre Ansprüche energisch durchzusetzen suchten. 
Oft wussten die Grossen aber auch augenblickliche Verlegenheiten 
der Erzbischöfe zur Anlage von Burgen auszunutzen^, und die 
Er2l)ischöfe erkannten dann später wohl die vollzogene Thasache 
an. Meist aber suchte diejenige Partei — Erzbischöfe oder 
Territorialherren — , welche gerade die Überhand hatte, die Be- 
festigungen des Gegners zu beseitigen. Im folgenden wollen 
wir den Kampf um das Burgbaurecht in der Weise behandeln, 
dass wir zuerst untersuchen, inwieweit und wie lange die Erz- 
bischöfe ihr Einspruchsrecht bei der Anlage von Burgen seitens 
der Grossen geltend gemacht haben, und dann, in welchem 
Umfange sie selbst mnerhalb der Territorien der Grossen 
Burgen angelegt haben. 

Gleich bei Anlage der ersten grösseren Befestigung, welche 
nach dem Jahre 1180 in Westfalen entstand, wurde die Ge- 

piscopus Castrum et oppiüum Eversberg simiiiter inter terminos tlucatus 
absque consensu archiepiscopi ac suorum predecessonun edificatum dcstnii 
et denioliri. Tross, \\'cstfa!ia iS'iS, x. S. 27. 

1) Der Urzbischof Heinrich von Köln erklärt 1307 bctreüs der Erbauung 
einer Burg im gräflich waldeckschen Gebiete: item Castrum nos potuisse 
et dehere construere tamquam in ducatu nostro et fundo seu proprietace 
nosira. Kindl Inger, Münstersche Beiträge III, 109. 

2) Vergl. I.c\ old von Northof, Chronik Jcr (irak-n von der Mark, 
ed. Tross (Hamm iä59)j S. 132. Eodem anno guerra inter regem et 
pre^ctos archiepiscopos mdpiente moveri . Rutghenis de Akena dapifer 
tn die Servatii oppidum, quod Nyestadt vocatur, et in crastino bcati Rt- 
migü Castrum Svrartenbergh construxit atque lirmavit. 
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nehmigung des Erzbisehof^ ehigehok und erteilt. Es geschah 
dies gelegentlich der Erhebung einer Villa des Edlen Bernhard 

von der Lippe zur Stadr. Der Edelherr musstc die FHrtnbnis 
durch Anerkennung der Lehnshoheit der kölnischen Kirche 
über den (später Lippstadt geheissenen) Ort erkaufen.') Es 
blieb in der Folgezeit Regel, dass die Genehmigung zum Bau einer 
Bi\T^ von den Erzbischöfen gegen Auftrat der ganzen Be- 
festigung 7AI Lehn oder t'berlassung der Hälfte derselben zu 
nutzbarem Ei^en gegeben wurde. 

In der Grafschaft Berg vollzog sich die (irunduiig und 
Befestigung der ersten Stadt, Wipperförth, gleichfalls im Ein- 
verständnisse mit der kölnischen Kirche, nämlich zu der Zeit, 
da das Erzstift und die Grafschaft Berg in der Hnnd Eni^cl- 
berts des Heiligen vereinigt waren. '^j Während der Regierung 
dieses Kirchenfürsten erbaute der Graf von Nassau im süd- 
lichsten Teile Westfalens die Stadt Siegen und erhielt die Er- 
laubnis dazu unter der Bedingung, dass er die HSlfte der Stadt 
dem Erzstifte abtrete.^) Auch der Abt von Helmarshausen 
erkannte das Einspruchsrecht des Frzbischofes Engelbert an, 
indem er diesem die Hälfte der Stadt Helmarshausen und der 
Burg Krukenberg abtrat^) 

Die Verwirrung, welche nach der Ermordung Engelberts 
des Heiligen in Westfalen Platz griff, glaubte Graf Adolf von 
Altena benutzen zu müssen, um ohne Widerstand von selten 



1) Erhard, Cod. dlpU 54i : cum c^^o Bcrnhardus de Lippia, impera- 
toria majestate favente, in bonis propnerate mihi cedemHnis, civitatem 

novcllam plantarem, suasione amicorum accedcnte, hcato Petro in 
Colonia progr icia tem co tenorc assignavi, ut ego et posttri 
mei beneficio gaudentcs quieta possessione perfruamur. 
Dass 7.U der unpefähr gleichzeitig erfolgten Refcstigunt^ Bürens die Ge- 
nehmigung des iirzbischofs eingeholt ist, muss bezweifelt werden, Ja die 
Edlen von Büren die Stadt nur dem Bischöfe von Paderborn zu Lehn 
auftrujgen. VergL Ilgen, Übersicht Uber die Städte des Bistums Pader- 
born im Mittelalter (Münster), S. 84 nebst Anm. 4. 

2) Lacomblet, Archiv f. (Jcscli. des Niederrheins III, i, S. 4: 

3) Laconipiet II, 120; zuletzt bei Philip pi, Sie^ener Urkunden- 
bucb, 8: Erzbiscnof Kngelbert I. bekiuidet, quod opidi Stge de novo con- 
Striicti comcs Nassowensis in moneta. rclnnco et omni jure siio nicdte- 
tatem nobis et ecclesie b. Petri Coloniensi libere contradidit et absolute. 
Vergl. Philipp!, a..a. (_).. S. .XX f. Krzbischof Engelbert befestigte 
pcmcinsnni mit der Ahfissin von Herford die Neustadt llerford. Wieweit 
seine herzoglichen Rechte dabei in Frage kamen, ist nicht klar, weil er 
auch Schutzherr der Abtei Herford war. S. Ilgen, Ztsdirft. f. vaterl. 
Gesch. 49. Bd., S. 4. 

4) S. Wenck, a. a. (). 11, S. i4o. Finke, P. U-, 3p5. Wilmans, 
W. r. IV, 304 ncb.st K\CLirs, S. -07 gegen die beirCH. AusfllhrUngetl 
gchatens und Fickcrs, Engelbert d. H., iS. 77. 
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der Herzogsgewalt zu finden, die Villa Hamm zu befestigen 
und die Burg Blankenstein zu bauen.') Obgleich diese Grün- 
dungen dem Erzstifte zweifdlos sehr nachteilig waren, hat 
Erzbischof Heinrich I. doch niemals, so viel bekannt, dagegen 
Einspruch erhoben oder sich die üblichen Zugeständnisse 
machen lassen. 

Wenn der Abt von Corvey ungefähr zu derselben Zeit 

gegen die immer näher rückende Macht der Erzbischöfe von 
Köln sein Gebiet schützen zu müssen glaubte und daher den 
aussersten Punkt desselben im Westen, den Ercsbcrii, befestigte*), 
so sollte er bald erfahren, dass Erzbischof Heinrich, obschon 
von Natur nicht energisch und noch dazu im ersten Jahre 
seiner Regierui^ mit Sorgen überhäuft, trotzdem nicht geneigt 
war, sich in semen herzoglichen Rechten durch den an äusserer 
Macht nicht gerade hervormgenden Abt beeinträchtigen zu 
lassen. Vermutlich wussic Jer Erzbischof durch den Hinweis 
auf die widerrechtliche Befestigung der Stadt und ihre für das 
&zstift bedrohliche Lage den jungen König Heinrich (VII.) auf 
dem Reichstage zu Würzburg zu bestimmen, ihm das Eigentum 
des Eresberges zu übertragen. ^1 Freilich erklarte Kaiser 
Friedrich il. 1228 von lialicii aub Jie Sclicnkun^ seines Sohnes 
für ungültig und setzte Corv^ wieder in den Besitz der Stadt*); 
aber der Abt sah sich schliesslich infolge der Anfeindungen 
des machtigen Erzstiftes doch genötigt, diesem wenigstens die 
Haüie der Stadt Marsherg als Figentum zu übertragen.^) Es 
war das eine bedeutende Erwerbung, welche der Erzbischof 



0 Levold von Northof, a. a. O., S. 7a u. 74. 

2) Dass Marsberg zu jener Zeit befestigt wurde, geht aus Seibertz 
I, 186 hervor, wo die Einwohner von Marsberg i. J. 1229 erklären, obschon 
sie von Horhusen ihre Wohnsitze auf Jen Marsherp verlegt und diesen 
befestigt hätten, würden sie doch der geistlichen Gerichtsbarkeit des Bi- 
schöfe von Puderbom untenhan bleiben. Dass die Befestigung auf Ver- 
anlassung des Abtes von Corvey geschah, hc\\eist Wilmans, W. 1'. IV, 
120. Der Abt von Corvey und nicht, wie Besse n, a. a. O., S. 196 glaubt, 
der Erzbischof von Kfiln war es auch, weldier die geistliche Gerichtsbar- 
keit in Marsberg an sich m stehen trachtete, wie aus Seibertz I, a5i 
hervorgebt. 

3) Böhmer-Ficker, Regesten des Kaiserreiches V Abt. II, 4097 
vermutet wohl mit Recht auf dem genannten Reichstage 1326. 

4) Wilmans, W. Ü. IV, 161. 

5) Wilmans, W. U. IV, 180. Der Erzbischof Heinrich bekundet, 
quod super controversia Inter nos et Hcrlmannum abbatcm Corbeygensem 
super Monte Martis et aliis habita, nos tum propter pacem terre, cum 
propter ecclcsie nostre et suc mutuani in pcr peiuum promotionem et familia- 
ritatem . . . cum ipso composuimus in hunc modum, quod nos videlicet 
et ecclesiaColoniensisretinebimus medietatem tarn dicti montis cum omni 
jure et proventu etc. 
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durch Ausnutzung seines herzoglichen Einspruchsrechtes gegen 
die Befestigung von Marsberg machte. 

Im Janre 1341 erhob Graf Adolf von der Mark das Dorf 
Schwerte zur Stadt und befestigte es vermutlich ohne die 

Genehmigung des Erzbischofs Konrad einzuholen, der damals 
in die Gefangenschaft des Grafen Wilhelm von Jülich Hei. 

Ein gewaltiger Streit über das Burgbaurecht entbrannte 
zuerst zwischen dem Erzbischofe Konrad und dem streitbaren 
Kscbofe Simon von Paderborn. Dieser befestigte nicht weit 
von dem im Osten der kölnischen Diöcese sich bildenden erz- 
stiftischcn Territorium die Srndr Salzkotten und baute neben 
dieser Stadt die Burg Vilse. Der Lrzbischof glaubte dies nicht 
dulden zu dürfen und ^riff zu den Waffen. War nun, diese 
Frage dürfte hier vielleicht auftauchen, der, Einspruch des Erz- 
bischofs gegen die Befestigung Salzkottens und die Erbauung 
Vilses rechtmässig? Bekanntlich hatte König Heinrich ^VII.) 
im Jahre i2v durch ein Weistum den Bischöfen und Reichs- 
fOrsten das Burgbaurecht verliehen und damit den Einspruch, 
welchoi der Herzog von Bayern gegen die Befestigung Preisings 
seitens des Bischofs von Freising erhoben liatte, tür nichtig 
erklärt.*) Indes hatte dnmnls Erzbischof Heinrich von Köln, 
obschon in der Umgebung des Königs bclindlicii, jenes Weis- 
tum nicht mit unterzeichnet, vermutlich, weil er ebenso wie 
der Herzog von Bayern dadurch seine herzoglichen Rechte 
geschmälert sah. Doch mochte immerbin der Bischof sich auf 
jenes Weistum bei der Anlage von Befestigungen stützen können; 
es kam nun darauf an, ob er sein gutes Recht auch mit den 
Waffen behaupten konnte. In dieser Beziehung aber war ihm 
der Erzbischof überlegen, und so kam denn durch Vermittlung 
des Bischofs Otto von Münster und des Abtes Hermann von 
Corvey eine Sühne zu stände, in welcher bestimmt wurde, der 
Bischof von Paderborn solle die Befestigungen von Salzkotten 
schleifen lassen und versprechen, fernerhin nur Befestigungen an- 
zulegen, wenn er auf dem herzoglichen Botdinge die Erlaubnis 
dazu erhalte. Vilse durfte damals stehen bleiben.^) Indes 



1) Stangefol, Annal. Circ. Westph. III, S 360. 

2) Mon. Uerm. Leg. II, S. 283: lata sententia fuit el ab omnibiis ap- 
probata, ()uod quilibct cpiscopus et princeps imperii civitatcin suam dcbcat 
et possit ad opus et obsequium imperii et ipsius in fossatis mun's et in 
omnibus munire etc. 

3) Wilma ns, W. U. IV, 390. , Über die Entstehung der Städte im 
Bistum Paderborn vergL Jlgen, Übersicht über die Städte des Bistum* 
Paderborn im Mittelalter. Über das Verhältnis Konrads von I lostadcn zu Simon 
von Paderborn s. Cardauns, Konrad von Hostaden (Köln liUio), Kap. 3, 

s. 75 if. 
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gbubte der Bischof Simon infolge des einige Jahre später ein- 
tretenden Zerwürfnisses des Erzbischofs mit König Wilhelm 
nunmehr ungestraft Salzkotten wieder befestigen zu können. 
Wieder kam es zum Kampfe, wieder wurde >^mon, jobschon 
er an dem Herzoge von Lauenburg *) und dem Bischöfe von 
Münster*) mächtige Bundesgenossen hatte, in der Schlacht auf 
dem Wulfskampe bei Dortmund geschlagen und gefangen ge- 
nommen. Zwei Jahre wurde er in Haft gehalten und sah sich 
schliesslich genötigt, durch die empfindlichsten Zugeständnisse 
sich die Freiheit wieder zu erkaufen. Die Burg Vilse sollte 
geschleift werden. Dagegen durfte Salzkotten als Festung be- 
stehen bleiben, aber um einen hohen Preis. Neben anderen 
Opfern an Land und Leuten musste Simon dem Erzstifte die 
Städte Salzkotten und Geseke zur Hälfte überlassen und sich 
fest verptlichten, niemals wieder irgend eine Befestigung gegen 
den Willen des Kölner Erzbischofs anzulegen.') So feierte hier 
die Herzogsgewalt der kölnischen Kirche einen vollständigen 
Triumph. Jedoch blieben die Erfolge des Erzbischofs Konrad 
keineswegs unangefochten. Papst Alexander IV. nahm sich 
nämlich des Bischofs Simon gegen den Kölner Kirchenfürsten 
an. Dieses Eingreifen des Papstes ist eine der interessantesten 
Episoden in aer Geschichte der westi^bchen Herzogsgewatt, 
so dass wir wohl einen Augenblick dabei verweilen dürfen. 

Schon bald n;fch dem Siege über den Bischof wandten 
sich die Bundesgenossen des Erzbischofs in einem längeren 
Schreiben an den Papst, um die Gefangennahme jenes als einen 
Akt der Notwehr darzustellen, weil er nicht nur eine auf Be- 
fehl des Herzogs niedergelegte Festung wieder aufgebaut, sondern 
auch das Gebiet der kölnischen Rundesgenossen arg verwüstet 
habe. Sie versuchten auch, den Erzbischof von aller Schuld 
an der Gefangennahme des Bischofs freizusprechen.*; Auch 
Simon selbst wurde kurz vor seiner Haftentlassung von dem 
Er/bischofe genötigt, in einem Schreiben dem Papste seine 
Gefangennahme als selbstverschuldet darzustellen und die Milde 



0 Sein Eingreifen in diesen Kampf ist durch Grauerts scharfsinnige 
Beweisführung wahrscheinlich ^cmacht. S. (iraucrt, a. a. O., S. III. 
Dagegen Steuden er, Albrecht I., Haller Di&s. 1894, S. 97 ff. 

2) Nach der Vermutung Cardauns'. a. a. O.. S. 39 A. ». 

3) Finkc, W. U. IV, 666. t'nter ;m>.lcrcm heisst es in der Urkunde: 
Item Vilsc äine licencia archiespiscopi Coloniensis nullatenus reedißcabitur, 
et nullo untjuam tempore aliqua nova municio vel Castrum 
aliquod per ipsum episcopnm Paderbornenscm vcl ipsius auctoritatc aut 
promocione seu procuratione in terminis ducatus archiep iscopt 
Coioniensis absque ipsitt$ Uceneia construetur. 

4) Seiberts 
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des Erzbischofs wShrend seiner Haft hervorzuheben.^) Die 

Furcht des Krzbischo& vor dem Einschreiten des Papstes ist 

rech.r nnftVlIcnd, wenn man bedenkt, dass derselbe Erzbischof 
um dieselbe Zeit vor aller Augen ein Attentat auf den König 
versuchte.-; Indes mochte er sich v^'ohl erinnern, dass ein 
Kampf mit der Kurie schon einem seiner energischsten Vor- 
gänger verhängnisvoll geworden war. Mit dem Könige zerfallen, 
musste er daher wenigstens einen Bruch mit der Kurie zu ver- 
meiden suchen. Thatsüchlich ging auch Papst Alexander IV. 
vorerst nicht otfen gegen den Kölner vor. Erst anfangs 1257, 
also nach Simons Haftentlassung, erklärte er den Vertrag der 
beiden Kirchenfürsten f ir ingiltig*) und beauftragte dann meh- 
rere Prälaten, den Kr/.bischof unter Androhung der schärfsten 
Kirchenstrafen zu bewegen, dem Paderborner Stifte die ent- 
rissenen Gebiete zurückzugeben und den Bischof fürderhin bei 
Anlage einer Befestigung nicht zu hindern.'*) Diesem selbst 
erteilte er am 30. Mai 1257 die Erlaubnis, auf eigenem Grund 
und Boden in seiner Dir)cese nach Belieben Burgen zu bauen.*) 
Doch blieben diese Erlasse nur pergamentene Erlasse. Köln 
behauptete sich im Besitze der Hiilften von Geseke und Salz- 
kotten und der übrigen ehemals paderbomischen Gebiete. 

Im Anschlüsse an diese Episode wollen wir noch bemerken, 
dass in dem 1255 an den Papst gerichteten Schreiben sämt- 
liche Bundesgenossen des Er/'hischofs von Köln, die Grafen 
Gottfried von Arnsberg, Otto von Altena, Engelbert von der 
Mark, die Edlen Dieiridi von Neulimburg, Bertnold von Büren, 
Dietrich von Bilstein einmütig das Einspruchsrecht des Kölners 
bei Anlage von Birgen anerkennen, gewiss ein Beweis für 
das grosse Ansehen des Erzbischofs als Herzogs von Westfalen. 

Die Nachricht eines westfälischen Chronisten, Bernhard 
von der Lippe habe im Jahre 1248 ,mit Erlaubnis des Kaisers 
Konrad seine Stadt zur Lippe" wieder aufgebaut^, darf gewiss 
nur mutatis mutandis aufgenommen werden. Es ist sehr leicht 
möglich, dass Lippstadt in dem Kriege des Erzbischofs gegen 
den Bischof Simon von Paderborn zerstört wurde. Wenn 
aber irgend jemandes Erlaubnis zum Wiederaufbau der Stadt 



1) Finke, P. L'., SyS. 

2) Car Jauns, a. a. ()., S. 4o. 

3) Finke, P. ü., 58o. 

4) Finke, P. U., 582 und 584. 

5) Finke, P. ü., SS; 

6) Stangefol, Ann. Cir. Westph. III, S. ^64. Lippia civitas ex con- 
cessione Conradi imperatoris IV. a Bomharao Lippiano comitc ninus 
aedificatA tt munita est privilegUsque aucta. 
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fiotwendig War, so war es nicht die des damals in Westfalen 

&Xiz machtlosen Königs Konrad, sondern die des Erz- 
bischofs Konrad, der eben seinen Triumph über den Bischof 
Simon und seinen Bundesgenossen Bernhard von der Lippe 
gefeiert hatte. 

Ende der fünfziger Jahre wurde die Stadt Berleburg in 

Westfalen befestigt, jedenfalls im Einverständnisse mit Erz- 
bischof Konrad, oer 1259 seiner Anwesenheit in Berleburg 
die Übertragung der Stadt vom Kloster Grafschaft auf den 
Grafen von Wittgenstein bestätigte.*) 

Noch eine Festung, welche während der Re^erung Konrads 
im Paderbomischen entstand, bleibt zu erwähnen. Im Jahre 
1260 erlaubte Bischof Simon den Einwohnern der Neustadt 
Warburg, sich mit Wall und Graben 7x\ schützen.*) Von einer 
Zustiniinung des Erzbischofs zur Erriciuung der Festungswerke 
verlautet in der betreffenden Urkunde Simons nichts. Ob 
Konrad die Erlaubnis thatsäcblich gegeben hat oder nicht, ist 
schwer zu entscheiden. Es mag hier bemerkt werden, dass 
Erzhischof Konrad sich in jenen Tagen in Westfalen at^f hielt. 
Wic uns eine Urkunde, welche er am i. Juni zu Kogeinbcig 
mit ausstellte, beweist.*) 

Nach dem Tode des kräftigen Kirchenfürsten glaubte Graf 
Engelbert von der Mark ungehindert neue Befestigungen 
anlegen zu können. Während der ersten Regierungsjanre des 
Erzbischofs Engelbert IL befestigte er vermutlich die One 
Unna, Camen und Iserlohn. Freilich gelang es diesmal 
der Herzogsgewalt, noch einen Erfolg zu errii^eo, aber einen 
nur schwachen. Graf Engelbert musste sich im Jahre i2(>5 
dem Erzbischof Engelbert II. gegenüber verpflichten, die ge- 
nannten Orte nicht stärker zu befestigen, als sie es bereits 
waren.') Eine volle Anerkennung des Burgbaurechtes fand 
der Erzbischof 1263 beim Grafen von Arnsberg. Dieser sudite 

1) Seibert« I, ^oq. 

>) Kinke, W. U. fV, S'jj: Bischof Simon erklärt: nos novum oppi- 
duni nostrum in Wartbcrg* . . . cupicntcs in omnibus specialiter proinovere» 
consulibus et univerritati ehisdem oppidi, capituli Paderbornensis, 
ministerialium et universitatis eiusdcm ecclesie nostre 
communi accedentc connivencia et cünsensu ex dilectione et 
gracia special! duximus indulgendum, ut oppidum suum muro . . . muniant 
et circumdent. Soviele Worte von EinwUliuung aller mögUchen Faktoren, 
von einer herzoglichen Kriaubnii aber ist keine Rede. 

3) Finke, W. U. IV, 831. 

4) Lacomblet U, 33 1; nos (E. comes^de Marcs) villas Unna, Cha- 
in ene et Iserenlon non munfemus vel firmabimua alio modo quam 
ad presens sunt munite et fimiatc. quaniJiu idem dominus archiepticopus 
vixerit, sine sua conniveniia et consensu. 
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die Erlaubnis des Kirchenfürsten zur Befestigung des Ortes 
Neheim nach und erhielt sie ge^en das Versprechen, der 
kölnischen Kirche treue Hilfe zu leisten. ') Es war kein hoher 
Preis, um weichen der Frzbischof hier seine Genehm^ung 
erteihe. 

Vielversprechend war namentlich hinsichtlich des herzog- 
lichen ESnspruchsrechtes gegen die Anlage von Burgen der 
Regierungsanfang des Erzbischofs Sigfrid von Westerburg. 
Nachdem das grosse Bündnis, welches die meisten westfälischen 
und niederrheinischen Grossen gegen ihn geschlossen hatten, 
durch den Tod mehrerer da* angesehensten Herren wirkungs- 
los geworden war, konnte er seine Gegner unter den für sich 
günstigsten Bedingungen zum Frieden zwingen. Im Jahre 1277 
Sühnte sich bereits Graf Gottfried von Arnsberg, bevor es zum 
äussersten kam, mit Sigfrid aus ^;; vorher war allerdings schon 
die noch nicht allzu lange bestehende Festung Neheim nieder- 
gelegt worden und sollte auch, scheint es, nicht wieder auf- 
gebaut werden.'') Schlimmer erging es dem Grafen Everhard 
von der Mark, der für die Feindschaft seines Vaters gegen 
den Erzbischof büssen musste. Er sollte, so wurde bei der 
SiUine zwischen ihm und dem Erzbischofe bestimmt, die Be- 
festigungen von Iserlohn und Camen abbrechen und von einer 
derselben das Baumaterial abliefern. Auch Lüdenscheid sollte 
entfestigt werden, wenn der Graf nicht innerhalb einer be- 
stimmten Frist die Einwilligung des Erzbischofs in das fernere 
Bestehen der Festunffibauten erlangen könne.^) Der Graf er- 
hielt dieselbe thatsäcnlich (Mai 1279), musste dafür aber die 
Stadt der kiHnischen Kirche zu Lehn auftragen. ''1 Das war 
ein harter Schlag für den Grafen: infolgedessen wurde er der 
erbittertste und gefährlichste Feind des Erzstifts. 

Das Jahr 1288 brachte dem Erzbischofe Sigfrid auch die 
Anerkennung des Eii»pruchsrechtes gegen Burgbauten von selten 
des Bischofs Otto von Paderborn. Dieser hatte die Städte 
Steinheim und Borgenireich befestigt und versprach nun, die- 
selben je nach der Verfügung des Erzbischofs nicderzurcissen 
oder stehen zu lassen.*) Die Befestigungen blieben erhalten, 

1) Seibertz 1, 327. 

2) Seibertz I, 377. 

3) Tross, Westpnalia i835, St. 39. 

4) Lacomblet II, 716. 

5) Lacomblet II, 726. 

6) Finke, W. IJ. IV, 1978: Et nos cpiscnpus PaJerburnensis pre- 
dictus promittinius timniter per presentes, *^uud ccssante gwerra, quam 
nunc ioem dominus Colonicnsis habet contra Everhardum comitem de 
Marca, »uper monitionibus Berichintrike et Stenhem stabimus diclo et- 
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denn in demselben Jahre 1288 wurde bekanntlich Erzbischof 
Sigfrid vernichtend geschlagen und vom Grafen von Berg ge- 
fangen fTcnommen. In der Sühne, welche der Erzbischof i2!<o 
mit den Grafen von Berg und von der Mark schloss , wurde 
bestimmt, dass weder der Erzbischof in den Gebieten der 
Grafen von Berg und von der Mark Burgen anlegen dürfe, 
noch diese in dem Territorium der kölnischen Kirche.') In 
den Verträgen werden also beide Parteien als vt)llst"andig c'cich 
stehend anerkannt, der Krzbischof nur als 1 erritorialherr jn 
Westfalen und ebenso die beiden Grafen. Herzoglicher \''or- 
rechte des ersteren geschieht keine Erwähnung mehr. That- 
sächlich machte die Schlach t bei Worringen dem Einspruchsrecht 
des Herzogs hinsichtlich der Burgbauten im grossen md ganzen 
ein Ende, wenn es sich auch in einzelnen Zuckungen noch bis 
in die Mitte des 14. Jahrhunderts nachweisen lasst. Nach der 
Schlacht bei Worringen befestigen die Grafen von der Mark 
und von Berg nach Belieben ihre Dörfer oder legten neue 
Burgen an. Der Graf von Berg umgab Düsseldorf mit Wall 
und Graben'): der Graf von der Mark legte einige Jahre später 
die Befestigungen des Dorfes Neustadt und die Burg Schwarzen- 
berg an.^) Der Graf von Arnsberg baute Neheim wieder auf 
und befestigte die Stadt Eversberg.*) Der Bischof Simon von 
Paderborn oaute verscliicdenc Befestigungen, ■/.. B. Borgholz^), 
nachdem er 1290 vom Könige Rudolf die Erlaubnis erhalten 
hatte, zwei Plätze seines Stiftes zu befestigen.**) Der Graf von 
Waldeck befestigte Landau und Rode.') Nirgends ist die 
Genehmigung des Erzbischofs eingeholt worden. Als der Bbchof 

ordinationem (r) ipsius üomini archiepöcopi, utrum velit deponere prelatas 
vel ne. 

1) Lacomblct II, 865 und 8C7. 

2) Lacomblct, Archiv für Geschichte des Niederrheins III, 1 ^ 24. 

3) Levold von Northof, a. a. O., S. 13a. 

4) Tross, Westphalia i8»5, Iii, S. 27. 

3) Vergl. Ilgen, Übersicht Über die StUdte des Bistums Paderborn« 
S. f ber l^ort'holz s. auch Griie, Geschieht!. Nachrichten über Stadt 
und Pfarre BorgKolz in der Ztschrft f. vaterl. Gesch. Bd. 43, S. 86 tl*. 

6) Finke, W. U. IV, 2076. Schon im Jahre T381 hatte K6n^ Rudolf I. 
in Saneck dem Rittci Arnold von Horst gest;itTct, eine befestigte Stadt 
anzulegen. Münster Staatsarchiv Msc. II, 4o, 553 und Vesi Recklingnausen, 3. 
Gedruoct mit falschem Datum Rccklin^hauser Ztschrft. II, iio. 

7) Finke, W. T. IV, 2312: Item dtcinius et iirJinamus. quoJ sl comes 
de Waidek :>tructiirani castri et oppidi Roden untiquitus abiuratam et 
Structuram oppidi Landowc in gra\ c prciudtcium archiepiscopi (von Köln) 
et episcopi (von Paderborn) . . . infra terminos ducatus Westtalie de novo 
constructatn non deposucrit, dicti archiepiscopus et cpiscopus . . . sibi . . . 
routuum auxilium prcstabuni ad demolicioneRi . . . mumtkmum et stnic- 
lurarum predictarum. 
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von Paderborn daher im Jahre i-^n^ von dem Grafen von Arns- 
beri^ und Waldeck arg bedrängt wurde, sah er sich, um die 
Hilfe des Erzbischofs zu erlangen, zu der Erklärung genötigt, 
er werde binnen Jahresfnst die Erlaubnis zu den Burgbauten 
bei Berkholz und anderswo nachholen. \) Aber bei dieser Er- 
klärung IST es geblieben. Die f^i'=chi .fe Hessen die Befestigungen 
von Borgholz und anderen Orten stehen und erlaubten im An- 
fange des folgenden Jahrhunderts noch einer Menge von Städten 
und Klöstern, sich durch Wall und Graben zu scnützen"), ohne 
sich im geringsten um die Herzogsgewalt der Kölner zu be- 
kümmern. 

Eine hervorragende Holle spielt das Burgbaurecht in dem 
Streite, welclier um die Wende des 13. und 14. Jahrliundcrts 
zwischen dem Erzbischofe Wigbold undf dem Grafen von Arns- 
berg ausbrach. , Dieser beschuldigte die kölnische Kirche, dass 
sie sich mehrere Übergriffe In seinem Territorium habe zu 
Schulden kommen lassen.') Dagegen machte nun der Erz- 
bischof, um den Grafen einzuscnuciuciii, geltend, jener habe 
ohne seine Erlaubnis Neheim und Eversberg befestigt.^) Wie 
die Sache weiter abgelaufen, ist nicht bekannt; nur so viel ist 
gewiss, dass die kölnische Kirche im Besitze der (Gebiete blieb, 
welche der Graf /urückforderte. und dass andererseits die Be- 
festigungen von iNeheim und Eversberg weiter bestanden. 

wfiirend König Albrecht I., nachdem er mit der kölnischen 
Kirche zerfallen war (1300), die herzogliche Stellung der Erz- 
bischofe in Westfalen zertrümmern half, machte sein Nach- 
folger Heinrich VII. dem Erzbischofe Heinrich II. von Köln, 
dessen Bemühungen er zum guten 1 eil seine Wahl verdankte, 
^nz bedeutende Zugeständnisse.^) Im Glänze der königlichen 
Gnade hofite der Erzbischof denn auch auf eine Wiederbelebung 
seiner herzoglichen Gewalt; stolz nannte er sich zuerst Herzog 
von Westfalen'^) und führte auf seinem Landfriedenssiegel den 
schönen i itel Herzog von Westfalen und Friedensfürst.'; Dass 
er auch an eine wirkUche Handhabung der alten herzoglichen 
Rechte dachte, beweist wohl der Umstand am besten, dass er 
beim Herzoge Erich von Sachsen Erkundigung einzog, inwieweit 

1) Finke, W. L'. IV, 2312. 

2) S. Spancken, Zur Geschichte des (laues Soratfeld unJ Jcr Go- 
und Freigerichte im paderbornischen Lande, Ztschrft. f. vaterl. Gesch. 
Bd. 4o, S. «). 

3) Seibertz I, 471. 

4) Tross, Wesrphalia i8i3, III, S. 27. 

3) Lacomblet III, 6S, -S, 76, St, 8», 90^ 92, 93. 

6) Seibertz II, 332; s. o. S. i4. 

7) S. o-, S. t5. 

HistortoGlit AMiudlung«ii, VII. Heft ia»s. 6 
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es Jemandem gestattet sei, in einem Herzogtume ohne Geneh- 
migung des Herzogs eine Befestigung anzulegen. Die Antwort 
lautete: , Überhaupt nicht.") 

Es finden sich aus späterer Zeit noch Spuren, dass die 
Erzbischöfe hin und wieder mit ihrem Einspruchsredlt hin- 
sichtlich der Burgbauten in Westfalen durchgedrungen sind. 
Der Graf Heinrich von VValdeck musste im Jahre 1 323 dem 
Erzbischöfe Heinrich 11. die Hälfte der von ihm erbauten Weiicr- 
burs zu nutzbarem Eigen überlassen. Die BurgmSnner der 
beiden sollten ^egen einander Burgfrieden beobachten.^) Der- 
selbe Graf Heinrich musste 1343 laut eines Schiedsspruches 
den Grimmenstein, welchen er der erzbischöfiichen Burg Kan- 
stcin gegenüber aufgebaut haue, wieder abreissen.") Im Jahre 
1340 fand der Erzbischof Walram noch eine unumwundene 
Anerkennung seines Einspruchsrechtes seitens des Grafen Gott- 
fried IV. von Arnsberg. Dieser holte damals die Erlaubnis des 
Erzbischot's zur Befestigung der Villa Hirschberg ein und erhielt 
dieselbe unter der Bedingung, dass er die Stadt als Lehn und 
Offenhaus der kölnischen Kirche auftrage.*) Graf Gottfried 
war damals Marschall von Westfalen und durfte als erster 
Beamter des Herzogs niclit wohl selbst dessen Rechte unbe- 
achtet lassen. Es ist das der letzte Fall der oftenen Anerken- 
nung des herzoglichen Einspruchsrechtes gegen Burgbauieu 
sdtois eines westfUischen Grossen. Ministerialen freilich 



1) Seibertz Ii, 34i. Der Hcrzut; von Sachsen schreibt an den Erz- 
bisdiof; Vestra a nobis rcquiri fecit Joniinatiu, (^uid quantum et quafiter 
cum ponte versatili muris et fossatis absque ducis liccntia infra ducatum 
aliquid edificari possit. His itauue per sententiani u nostris tidelibus 
ex<^uisitis vobis duximus rescribendum, uuod in ducatu nostro ntüli prorsus 
quidquam edificare licet absque nosira liccntia spedali cum ponte versatili 
muris fossatis sive vallis. 

2) Seibertz II, ^uj. Der Erzbischof bekundet, quod (der Graf von 
Waldeck^ Castrum Wetterburg prope Wulfhagen per eum constructum 
pro medietate cum fotsatis et indagme prout hoc ipsum castnun ambniit 
nobis et ecciesie nostre tarn jure proprietatis quam utilis dominii per nos 
successores nostros et ecclesiam Colon iensem perpeiuo libere possioendum 
pro se et heredibus supportavit et donavit. 

3) Seibertz II, 688. Die Schiedsrichter bestimmen : so sal die greve 
van Waldecgen dai huyss, dat man nennet den Gr^'mmenstein, dat hie 
gebuvet hait vur den Kamsteyn su matte afbreggen md afdoin sol altie- 
handt ind sonder wederrede. 

4) Seibertz II, Ü73. Der Graf bekundet; quod . . . duniaius W'al- 
ramus archiepiscopus Coloniensis nobis et heredibus nostris indulserit . . ., 
ut villam nostram dictam Henesberg infra ducatum quidem Westphalie 
scd in puro et libero allodio nostro sitam in opidum crigeremus . . . 
Castrum quoque, si nobis placeret, possemus construere in eodem, sup- 
portavimus et supportamus ... in manus dicti domini archiepiscopi et 
acdesie Golonienus dictam villam noatrain Hertesberg etc. 
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bewarben sich auch später noch um die Erlaubnis der Herzöge 
zur Anlage von Burgen, weil sie in grösserer Abhängigkeit von 
den ErzbischÖfen als ihren Lehns- und Territorialherren sich be- 
fanden.^) Wenn die Erzbischöfe später wohl noch die Nieder- 
legung bestimmter Burgen auch von den Grossen forderten, 
so thaten sie das nicht mehr auf Grund ihrer Herzogs^ewait, 
sondern aus Gründen^ von denen sidi damals alle Territorial* 
Herren leiten Hessen, nämlich als Sieger die Besiegten möglichst 
zu schädigen und drohende Burgen derselben zu beseitigen.*) 
Nachdem wir bis Jetzt festgestellt haben, inwieweit und 
wie lange die Grossen bei Anlegung einer Burg das Einspruchs- 
recht Oer Erzbischöfe herOcksichtigt haben, messen wir uns 
nun näher mit dem Ansprüche beschäftigen, welcher von selten 
einiger Erzbischrfe ' rhoben wurde, die kölnische Kirche habe 
das Recht, überall in ihrem Herzogtume auf ihrem Grund und 
Boden Burgen anzulegen. Hier kommt zuerst eine Urkunde 
in Betracht, weldie der ErzMschof Philipp 1 184 in Köln aus- 
stellt. In derselben heisst es : der Erzbischof habe in Sachsen 
ein Allod Udistorp gekauft und auf Ihm zum Schutze für sein 
Herzogtum eine Hurg gebaut, welche er, weil sie in der Graf- 
schaft Widukuids von Pyrmont gelegen sei, diesem zu Lehn 
gebe.^) Die Begründung, weil sie in der Grafschaft Widukinds 
von Pyrmont liege, ist wohl zu beachten. Doch gehen wir 
vorerst weiter. 

Gegen das Ende des 1-2. .lahrhunderts erbaute Erzbischof 
Adolf die Stadt Rüthen aul einem Haupthofe der kölnischen 
Kirche und iiberliess am 29. September 1200 die Hälfte der 
ESnktinfte der Stadt dem Grafen von Arnsberg, wie er erklärte, 
in Anbetracht der guten Dienste, welche der Graf und seine 
Vorgänger stets der kölnischen Kirche erwiesen hätten.*} 

Über die Stadtgründungen, welche auf Erzbischof Engel- 
bert d. H. zurückgeführt werden*), ist im allgemeinen so wenig 



1) Vcri:;!. z. B. Lacomblet IN, 827: Goswin von Meldrike erhält die 
Krla'i^n; . eine Burtj zuAnröchre ihei IJppstadt) zu bauen, wofür er diese 
der küinisclien Kirche als Leim und Ollenhaus auftragt (ijyy). -(ihnlich 
Lacomblet HI, 867. 

a) Vergl. Lacomblet III, 1043 und Seibertz II. 708 und 111» 906. 

3) Varnhagen, Urkundenbudi zur Waldeckiscnen Landes^ und 
Repentcngcschichie, IV. Quoniam auteni hoc ipsum Castrum infra co- 
mitatum et iurisdictionem domini Widekindi fratris Volquini de 
Permunc erat, (fimidietatem eidein ... in perpetuum possidendam iure 
feodali concessimus. 

4) Seibertz I, 113. 

5) Ver^ im allgemeinen Seibertz, Landes- und Reditsgesdiichte 
des HenogtuiQs Westfalen UI, 2 S. 162 If. 

6* 
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bekannt, dass sich gar nicht angeben lässt, ob sie glatt oder 
unter dem Widerspruch der westföUschen Grossen vor sich 
gegangen sind. WahrscheinUch wird Engelberts EtUergie jeden 

Widerspruch niedergeschlagen haben. 

Als Erzbischof Konra^l im Jahre 1251 Dorsten befestigte, 
musste er dem Grafen von Qeve eine Mark Einkommen aus 
der Stadt zusichern und die Neutralität derselben für den 
Kriegsfall.^) Konrad von Hostaden sollen noch mehrere west- 
fälische Städte ihren Ursprung verdanken. Jedoch ist über die 
Art und Weise ihrer Gründung nur wenig bekannt. Alle 
Städte, welche Erzbischof Engelbert I. und Erzbischof Konrad 
von Hostaden anlegten, umklammerten fest das Gebiet der 
Grafen von Arnsberg. Dieses im Kampfe gegen die kölnische 
Kirche lässigste Geschlecht mnchre auch keine energischen An- 
strengungen, die Orte, welche von Erzbischof Sigfrid neu be- 
festigt wurden , nämlich Werl, Warstein, CaUenhardt, Fürsten* 
berg und Almena-), wieder zu beseitigen, obschon sich ihm 
nach der Schlacht bei Worringen eine günstige Gelegenheit bot. 
Später freilich erhob der Graf Ludwig papierene Proteste.^) 

Ganz anders trat das jugend frische Geschlecht der märki- 
schen Grafen den Erzbischöfen gegenüber auf. Kräftig und 
zielbewusst suchte es die Anlage erzstiftischer Burgen in seinem 
Gebiete zu verhindern und bereits angelegte hei der ersten 
günstigen Gelegenheit zu zerstören. Erzbischof Philipp hatte 
z. B. den Besitzer der Burg Mark bewogen, diese von ihm als 
Lehn zu nehmen*), wahrscheinlich um dem Grafen von Altena 
daraus nötigenfalls Schwierigkeiten zu bereiten. Graf Adolf 
von Altena kaufte daher zur Zeit Erzbi'^chof'? Heinrich 1. die 
Burg für sich und machte dadurch die HoÜnungen der kölni- 
schen Kirche zu nichten. Der Graf von der Mark war 
auch gegen Ende des 1 3. Jahrhunderts neben dem Grafen von 
Berg am eifrigsten thätig, alle ihm unangenehmen Befestigungen 
des Erzstifts mit Gewalt zu breclien. Volmestein una Isen- 
bcri^, welche in seinem Territurium gelegen waren, Menden 
und Werl, weiche seine Grafscliafl bedrohten, zerstörte er 
wShrend der Gefangenschaft des Erzbischofs Sigfrid nach der 



1) Lacomblet II, 370. 

2) Stangefol, Ann. Girc. VVestph. iU, S. Setbertz, Diplomat. 
Fainilicngesch. der alten Grafen von Westfialen, S. 187. 

3) Seibertz I, 471. 

4) Seibertz I, 99. 

5) Levold von Northof, a. a. O.» S. ift. Audi Haeften, a- a. O. 
III, S. ibo. 
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Schlacht bei Woringen ') und liess sich beim Friedensschlüsse 
von diesem die Versicherung geben, niemals mehr in der Graf- 
schaft Mark eine Befestigung anzulegen.") Dasselbe Zugeständnis 

musste der Erzbischof dem Grafen von Berg machen.*) Ja, 
im Jahre i'^02 sah sich der Erzbischof Wigbold zu einer Sühne 
mit dem Könige Albrecht genötigt, laut welcher er überhaupt 
keine Burg, welche ihm in dem verflossenen Kriege von den 
rheinisch-westfälischen Grossen zerstört war, wieder aufbauen 
dürfe, wenn ihm nicht vom Könige die Erlaubnis gegeben 
würde.*) Diese erhielt Erzbischof Heinrich später zu der 
Wiederbefestigune von Rodenberg und Dorsien/') Deutlich 
tritt seit dem Knde des 1 3. Jahrhunderts das Streben fast sämt- 
licher Territorialherrcn hervor, nicht nur die in ihren Gebieten 
selbst gelegenen erzstiftischen Befestigungen zu beseitigen son- 
dern auch solche, welche hart an der Grenze ihrer Territorien 
lagen. Der Herr von der lippe zerstörte Pyrmont®), der Graf 
von Waldeck Hallenberg'), der Graf von Arnsberg die Stadt 
Winterberp.^ Menden hatte unter den Angriffen der Grafen 
von der Mark und Arnsberg zu leiden.'*) Daher gewahrten die 
EjTzbischöfe den an den Grenzen ihres lerritoriums gelegenen 
Städten wegen ihrer gefährdeten Lage besondere Pri- 
vilegien.^**) 

Im Jahre 1307 errichtete Erzbischof Heinrich II. im Terri- 
torium des Grafen von Waldeck auf dem Zegenbcrge nicht 
weit von Medebach eine Burg. Der Graf protestierte auf 



1) Im Protokoll über die Feindseligkeiten der Kölner Bürger gt^ea 

Erzbischof Sigfrid wird j^esagt: Comes etiam de Marca tempore captivi- 
tatis archiepiscopi preüicti Coloniemis expugnavit et funditus destruxit 
oppidum dictum Werle, Castrum Isenberg, Castrum deVolmesteyne, oppt- 
dum de Mendenc. I^acomblcl ?I, 8q2. 

2) La Combi et II, 867. Prumittimus iiisupcr, quüd nos (archicpis- 
copus) . . nec alitjuod Castrum vel munitionem edificabimus seu ecUficari 
fademus in terra et dominio coroitis de Marca memorati. 

3) Lacomblet II, 865. 

4) com biet III, 21: Darüber swaz stete oder borge gebrochen 
sint in diesem urloge van unsen heifern, di sal man nicht wider bowen 
an unseren wälen. 

5) Lacomblet III, 4i. 

6) Seibertz I, S. 638. 

7) Seibertz I, S. 609. 

8) Seibertz II, y44. 

9) Henricus de Herfordia, über de rebus memorabilibus, ed. Aug. 
Potthast (Göttingen i85').), S. 266. 

10) Z. B. tieisst es einmal in der Begründung: diversis angustiis et 
infestanttuni insultibus, qutbus Scd opidani in Wynterbe^ in extremis 
tcrminis ecdesie Coloniciisis situati, cottdie graviter (^primuntttr. Sei- 
bertz II, 744 Anm. 
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Grund seiner freigräflichen Gewalt; dagegen behauptete der 
Ensbischof, auf seinem Grund und Boden in seinein Herzog- 
tume nach Belieben Burgen anlegen zu können. Wer hatte 
Recht? Eine kurze Rekapitulation einzelner oben angeführten 
Thatsachen wird die Antwort m. K. nicht zweifelhaft erscneinen 
lassen. 1 1 84 überträgt der Erzbischof Philipp dem Grafen von 
Pjn'oiont wegen seiner Grafschaftsrechte die Hälfte der in Udis- 
torp angelegten Burg. 1200 erhält der Graf von Arnsberg die 
Hiilfte der Kinkünfte aus der Stadt Rüthen vom Krzbi'^chofe 
Adolf ohne Zweifel, weil er alte gräfliche Rechte über Ruthen 
besass.") 1251 überweist der Erabischof bei Befestigung der 
Stadt Dorsten dem Grafen von Qeve, welcher freigräf liehe 
Rechte über Dorsten besass, eine gewisse Einnahme a\i? der 
selben.^) Ferner beschwert sich Graf Ludwig von Arnsberg 
um 1300 darüber, dass der Erzbischof von Köln in seiner 
Preigrafschaft die Burg Pürstenberg angelegt habe.^) Zieht 
man dann noch den Pall, von welchem wir ausgingen, in Be- 
tracht, so kann es meiner Ansicht nach nicht zweifelhaft sein, 
dass der Anspruch einzelner Krzbischöfc auf unbeschränktes 
Burgbaiirecht in ganz Westfalen mit nichten begründet war. 

1) Krzbischof Heinrich II. bekundet, quod cum nnbilis vir Henricus 
comes de Waldeck nos et ecciesiam nostram impctcrct super structuris 
castri in monic Jicto /cücnhcri; juxta Medcbeke de novo constructi. asse - 
rens ipsum Castrum in preiudiciuia suum et suoruro, to quod 
infra comecikm suam que dicitur frygrafscbtftconstruetQm 
tlicatur, pctcns ob hoc Ipsum deponi, nobis in contrariuni asscrcntibus 
idem Castrum nos potui^äc et deberc construere tamquam in ducatu nostro 
et fundo scu pruprietate nostra seu nostrorum, nec ipsum comitem posse 
vel debere hoc ae jure prohibere. Kindlinger, MUnsteriache Beitiüge 
III, I, 109. 

2) Seibertz I, 113 und derselbe^ Landes- und Rechtsgeschichte des 

Herzogtums Westfalen III, 2, S. 169. 

3) La Combi et II. 370. Lindner, a. a. O., S. 56 findet auf Grund 
einer Urkunde des Münsterschen Staatsarchivs, laut welcher die Stadt 
Dorsten abi dem Grafen von Cleve den Treueid geleistet zu haben be- 
zeugt, Spuren, dass die Grafen um diese Zeh Genchtsherren in Dorsten 
gewesen sind. Auf Grund der eben anceführtun Fülle und Jer gleich 
folgenden Urkunde (Seiberiz I, 471) darf ich vermuten, dass die Inhaber 
der freigrii fliehen Gerichtsbarkeit dem Herzoge gegenüber ein Einspruchs» 
recht bei der Anlage von [Befestigungen besassen. Hinsichtlich Dorstens 
wird zur Befestigung die Zustimmung des Grafen on Cleve vom Erz- 
bischofe erkauft — es ist also ziemlich sicher, da die Beobachtung Lind- 
ners und die meinige sich gegenseitig stützen, dass die Grafen vonQeve 
thatsiichlich im Besitze der Gerichtsbarkeit über Dorsten waren. 

4) Scihcrt/ I, 471. Kt infra terminos istorum duorum juJiciorum 
predictorum ad ipsum comitem de jure spectantium, ut premissum est, 
nec non infra terminos libere comicte dicti comitis idem dominus 
arcliie|>iscopus de novo Castrum construxit in monte qui dicitur Vorsten* 
berg similiter in ipsius comitis danmum et gravamen. 
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Die Grossen konnten auf Grund ihrer Freifferichtsbariceit, welche 
sie vom Könige zu Lehn erhielten, im Namen des Königs 
die Anlage von Hurgen in ihren Freigerichtsbezirken beanstanden. 
Hinsi entlieh des Burgbaurechtes in Westfalen 
konkurrierte also die Herzogs gewalt mit der 
Königsgewalt, letztere vertreten durch die Grossen. 
In Sachen der vom Erzbischofe errichteten Burg auf dem 
Zegcnberge wurde eine Kommission niedergesetzt. Ihre Ent- 
scheidung ist nicht beiiannt. Vun der Burg Kaiistein, weiclie 
der Erzbischof in dem Territorium des Grafen von Waldeck 
erbauen Uess, musste er diesem später die Hälfte zu Lehn 
überlassen, so dass der Burgmann auf dem Kanstein nunmehr 
sowohl dem Grafen von Waldeck als dem Hrzbischofe auf 
Ansuchen die Burg öffnen musste.') 

Im atigemeinen hätte die kölnische Kirche um die Mitte 
des 14. Jahrhunderts viel zu thun, um ihre bisher errichteten 
Befestigungen in Westfalen zu behaupten. Erzbischof Walram 
liess sich z. B. vom Grafen von der Mark, welcher sieh in einer 
vorübergehenden Zwangslage befand, 1347 die Versicherung 
geben, dieser werde der Wiederbefestigung von Menden, einer 
auf altkölnischem Boden gelegenen Stadl, keine Schwierigkeiten 
bereiten. So hatten sich die Verhähnisse infolge des Erstarkens 
der Territorialgewalten in Westfalen geändert, dass jetzt nicht 
mehr die Grossen den Erzbischof um Genehmigung von Bur^- 
bauten ersuchten, sondern der Erzbischof die Grossen.*) Ja, die 
kölnische Kirche musste Sorge tragen, d:-,ss die wcstf-ni-^chen 
Herren ihr nicht Burgen ins eigene Territorium setzten und 
erwirkte sieh daher im Jahre 1372 eine Verfügung vom Könige 
Kart IV., durch welche es jedem aufs strengte untersagt wuroe, 
im Territorium der Kirche und Innerhalb einer Meile von dem- 
selben irgendwelche Befestigungen anzulegen.') Die Herzöge, 

t) Seibertz II, 6(j8. 

2) Seibertz II, 708. Die Schiedsrichter bekunden, dass man sich 
auf beiden Seiten dazu vertragen: Tzu dem eirsten so mach die . . . 
ertzebussdiof van Colne ind sine nacoemtinge. wanne siy vnllent, weder- 

buwcn ind machen dat sloss zu Menden zu irme willen ungehindert van 
dem greven van der Marken ind van der graisschap, ind van den synen. 
Vout gewyelt also hernamails dat eynche vyants^an ind urloge opquemen 
tusschen . . . onsmc hcren heri Walraven dem ertzebusschof van Colne 
ind dem grcven van der Marken, so sal dat sluss zu Menden irre beider 
levedage also stain dat usscr demselven slosse noch usser dem 
ampte dat dair zu gehoirt geynerleye schade geschien sali 
dem greven noch den synen noch der graisschaf van der 
Marken. 

3) Lacomblet III, jz^: Der Kaiser bestimmt: Nec etiam aliqua 
castra, fortaltda seu opida nova in ip^ius ee4etieGoIoiikfisi8 iuri«MoQh 
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welche rechtlich jede Anlage von Burgen in ihrem Herzogtume 

untersagen konnten . suchten sich also , um die Anlage von 
fremden Rurgen in ihrem Territorium zu verhindern, auf die 
Autorität des Königs zu stützen. Nichts kann m. E. besser 
die Schwäche der Hensogsgewalt beleuchten. Trotz jener könig- 
lichen Verfügung würden die Tcrritorialherren durch ihre ewigen 
llbergriffe doch nocli den gan7.en Besitzstand der kölnischen 
Kirclie m Westfalen vernichtet haben, wenn diese nicht mit 
der hochwichtigen Erwerbung der Grafschaft Arnsberg im Jahre 
1368 das Bindemittel für ihre bisher zerstreut liegenden Be- 
sitzungen gefunden hätte. Das gab den Erzbischöfen die Macht, 
ihr Territorium in ^^'e'^rfalc^ den Grossen gegenüber zu be- 
haupten, aber nicht ninrcichende Kraft, um die alten abgestor- 
benen Herzogsr echte wieder zu beleben. 

§ tl. 

Das Geleitsrecht des Herzogs. 

Die Rrzbischrjfe nalimen als herzogliches Reservat für sich 
das Gcleilsrecht in ihrem Herzogtume in Anspruch, d. h. sie 
wollten die einzigen sein, welche für das gesamte zwischen 
Rhein und Weser gelegene Land das Geleit gewähren könnten.^ 
Thatsächlich wurde auch dem Erzbischofe Philipp in der kaiser- 
lichen Verleihung vom Jahre 11 80 das Geleit als herzogliche 
Pertinenz mit verliehen.^) Was bedeutet nun der Ausdruck 
Geleit? Einmal ist Geleit, im eigentlichen Sinne genommen, 
die Begleitung, welche jemand emem anderen zum Schutze 
gewlihrt ") , dann die Abgabe, welche er dafür empfängt, und 
schliesslich auch noch das Gebiet, über welches sich jemandes 



hus duminiis scu Jistricübus vel infra unam Icucam a locis ^cu tcrniinis 
jurisdictionis aut districtus eiusdem etiam rationc cuiuscunque nroprietatis, 
allodii feudi, advucatie seu alio quocunque pretextu editicare vel construcre 
sine dicr? archtepiscopi Coloiriensis et successonim suoram . . . spectali 
consensu et libera voluntate, nisi ad hoc faciendum ex donatione scu pri- 
vilegio vei indullo cesareo sivc regio Rümanorum kgitiniam atque speci- 
ficam habeant potestatem. Vom Herzogtum der kölnischen Kirche ist in 
der ÜrkiitiJe mit keinem Worte die Rede. 

1) Seibcrtz I, S. 6-44: Item jus ducis Westphalie est conductus a 
Wesera usque ad Renum. 

2) Dem Erzbischof wird das Herzogtum verliehen cum omni iure et 
iurisdictionc, viJclicel cum comitatibus cum advucatüs cum conducti- 
btts etc. Wilmans, W. K. II, 24o. 

3) Z. B. in der Verbindung pacem securitatem et cooductum in der 
sog. constitucio pacis Fridertci u v. J. 1235. 
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Schutz erstreckt.') Will man das Geleit als Rechtsinsdtut seinem 
Wesen nach kurz charakterisieren, so kann man es mit einem 

modernen Ausdruck als Unfalls- und Transportversicherung be- 
zeichnen. Derjenige, welcher ein Land durchzog, entrichtete 
dem, welcher die höchste Gerichtsbarkeit daselbst besass, eine 
bestimmte Abgabe und genoss dafür den besonderen Schutz 
des Empfätigers; wurde ihm trotzdem etvias durch Wegelagerer 
abgenommen, so konnte er von dem, welcher das Gcleit^geld 
erhalten hatte, Schadenersatz verlangen.') Wir müssen ur- 
sprünglich scharf zwischen Zoll und Geleit imterscheiden ; jener 
war eme Zwangsabgabe, dieses eine freiwillig entrichtete Geld- 
summe.") Indes scneint schon früh der sdiarfe Unterschied 
zwischen beiden Abgaben verschwunden zu sein, da das Geleit 
immer mehr den Charakter eines Zolles , also einer Zwan^s- 
abgabe, annahm. Wohl nur in den seltensten Fällen erhielt 
derjenige, welcher das Geleitsgeld entrichtet hatte, von dem 
Empfänger eine bewaffnete Begleitmannschaft *) ; meist musste 
er sich mit einem Geleitsbriefe begmic^en. der ihm allenthalben, 
so weit das Geleit des Ausstellers reichte, freien Durchzug und 
Sicherheit gewährleisten sollte.*; 

Für das ganze Reich konnte allein der König das Geleit 
erteilen, so dass diejenigen, welche sich des königlichen Geleites 
erfreuten, von allen Zoll- und Geleitsabgaben im ganzen Reiche 
befreit waren. Mit diesem Vorrecht waren z. B. in Westfalen 
die Bürger der Reichsstadt Dortmund ausgestaltet.*) 

1) Für die beiden letzten Bedeutungen vergl. Sachsenspiegel Land- 
recht II, 27. Sweme «ver he ge leide gift, die sal in scaden bewaren 
binnen simc geleidc oder he sal ne im gelden. 

2) S. Bühmer, Reg. Rud. 74 (abgedr. bei Warnkönig, Flandrische 
Staats- und Rcchtsgeschichte It, i. lTrkk. S. 176. Ferner Böhmer, Reg. 
Rud. 010, abgedr. in Mon Germ. I I.. II, S. -M^). 

3) Geht z.B. aus Sachsenspiegel II, 27 hervor: unde mit rechte si 
he gelcidcs vri, svar he sincs gudes oder sines lives genen- 
den wcl, d.h. niemand ist rechtlich zur Bezahlung des Gclcitsgeides ver^ 
pflichtet, wenn er auf eigene Gefahr hin eine Reise unternimmt. 

4) Vielleicht handelt es sich um ein persönliches Geleit seitens des 
Grafen von Waldeck im Auftrage des Krzbischofs, wenn 1323 von damnis 
die Rede ist, que in nostro (archiepiscopi) conductu se {dtr Graf) asserit 
pertulisse. Seibertz H, 597. 

5) Vergl. Seibertz I, 644 den Ausdruck littera conductus. Die 
Prd^e für das Geleite s. ebendaselbst. 

6) S. Wilmans, W. K.II, 276; Rubel, D. V. I, 74 Der Kaiser er- 
klärt: Preterea cum ipsi cives necesse habeant cum mercimoniis suis ad 
dtversa provindarum loca septus transineare et suas negottaeiones exer- 
ccrc nc pervcrsornm hominum graventur iniuriis, statuimus et jus 
eis indulpcmus, nequis iniusta, occasiuJie, quocumqueperUmiies 
imperii Romani profect i fuerint, per duellum eos impetere 
possit — ferner ab omni theloneo Üben sine et absolutL 
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Auch die unoiitteltrar unter dem Könige stellenden Grossen, 
die Herzöge, konnten fClr ihre Gebiete das Geleit endlen.*) 

So scheint es im allgemeinen bis gegen das Ende des 12. Jahr- 
hunderts geblieben zu sein. Derjenigen, weiche das Geleitsrecht 
besassen, waren daher nicht allzu viele und diese waren mächtig 
genug, die Anerlcennung ihrer Geleitsbriefe tiberall in ihrem 
Bezirke durchzusetzen. Seit dem Ende des 12. Jahrhunderts 
aber änderte sich die Lage der Dinge. Die bisher so mächtigen 
Zentralgewalren, die Herzogtümer, wurden sehr geschwächt; 
dagegen erhoben die bis dahin von den Königen und Herzögen 
stark abhängigen Reichsfiirsten stolz ihre Häupter und suchten 
sich von der Unterordnung unter Jene möglichst zu befreien. 
So gelang es ihnen auch wohl, sich selbst in den Besitz des 
Geleitsrechtes für ihre Gebiete zu setzen. Im Verfassungsieben 
des Mittelalters geben die Reichsgesetze oft dem, was sich 
längere Zeit schon thatsäc blich ausgebildet hat, nachträglich 
(in der Kegel stillschweigend 1 die rechtliche nestätigimtT. So 
ging es auch mit dem Geleite. Kaiser Friedrich 11. rechnete 
einfach mit den thatsachlichen Verhältnissen, wenn er \n dem 
sog. statutum in favorem principum vom Jahre 1233 das Geleit 
als selbstvcrstSndlich fürstliches Nutzungsrecht voraussetzte.*) 
Aber nicht nur sämtliche l^cicbsfürsten , nein auch kleinere 
Gewalten strebten nach dem Besitze des Geleitsrechtes, auch 
diese glaubten Herren der Strassen in ihren Gebieten zu sein; 
und so gab es denn, als das Reich in kleine und kleinste Terri- 
torien auseinander ging, fest soviel Geleits- als Territorialherren. 
Am meisten hatten unter diesem Wandel der Dinge die Kauf- 
leute zu leiden. Im 12. Jahrhundert hören wir noch keine 
Klagen über Unfug, der mit dem Geleile getrieben wäre; 
FriMrich IL aber sah sich schon geriötigt, auf dem Reichstage 
zu Mainz 1235 ganz energisch den ÜbergifTen derer entgegen 
zu treten, welche slc1i unbefugt das Geleit anmassten.') Ge- 
nützt wird die beireüende Verfügung natürlich nur so viel 



1) In der Kaiserurkunde Wilmans 24o gilt das Geleit als herzog- 
liche Pertinenz. Vergl. R.Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte*, S. 577. 

2) Mon. Germ. LL. II, S. 29« R. Conductum piincipucn (besciromt 
der Kaiser) per terram eorum, quam de manu nostra tenem' in reotla, vel 

ßer nos vel per nostros nnn impeJicmus vel infringi paciemur. Döberl, 
lon.^Genn. seL V, München ib94, sagt in einer Anmerkung zu der con- 
stitutio pads Friderici II S. 82 : Beide, aas statutum wie die constitutio pacis, 
setzen das fürstliche Geleitsrecht innerhalb ihres Q des fürstlichen) Terri- 
toriums als selbsverständlich voraus. 

3) Mon. Germ. LL. II, S. 313 ff. Finniter (erklart der Kaiser) inhibe- 
mus, ne c^uis conductum alicui precto prebeat, nisi jus conducendt teoeat 
ab imperio jure feodaii. 
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haben, als die Fürsten im stände waren, ihr mit den Waffen 
Nadidruck zu geben. Die Entwickedung des Geleitrechtes sing 
in Deutschland im grossen und ganzen parallel mit der Äus- 

bildunp; der Territorialität. Wo es grossen oder kleinen Herren 
gelang, ihre Gebiete fest abzuschliessen, da übten sie bald auch 
das Geleitsrecht aus. 

Was nun das südliche Westfalen betrift, so stand hier, 
wie eingangs gesagt, dem Herzoge allein das Recht zu, Geleit 
zu geben. Wer beim Eintritt in das Herzogtum dem herzog- 
lichen Beamten das Geleitsgeld entrichtete, sollte im ganzen 
Herzo^tume auf allen Strassen und an allen Orten frei und 
ungehindert verkehren können.') Wenn er trotzdem von Wege- 



Erzbischofe Ersatz für den Verlust erhalten.*) Der Herzog hatte 
demnach ein grosses Interesse daran, dass sein Geleit nicht 
verletzt würde, und dass, wenn es schon vorkam, die Übel- 
thSter nicht der Strafe entgingen. DaJier wurde es den Ver- 
tretern der herzojglichen Gewalt in Westfalen, den Gografen, 
beim Empfange oes Bannes zur Pflicht gemacht, auf das Ge- 
heiss des Erzbischofs oder seines Marschalls den Friedebrecher 
mit der waffenfähigen Mannschaft ihrer Bezirke zu verfolgen 
und wenn möglich einzufangen, damit ihm der Raub wieder 
abgenommen würde und er die gebührende Strafe erhalte/' 

Eines grossen Privilegs erfreuten sich die kölnischen T crn- 
lorialstädie : sie waren nämlich von der Entrichtung jeglichen 
Geleitsgeldes innerhalb des Herzogtums frei.*) Dieses Vorrecht 
dehnte Erzbischof Heinrich II. im Jahre 1324 auch auf die 
Einwohner von Lippstadt aus, so dass die iCaufieute dieser 
Stadt nun nicht mehr das Geleitsgeld , welches die Beamten 
des Erzbischofs erhoben, zu entrichten brauchten.*) Der Stadt 
Soest, welche als kölnische 1 erritorialstadt natürlich auch dieses 
Vorzuges sich erfreute, glaubte König Wilhelm von Holland, 
um sich ihres Wohlwollens zu versichern, eine noch grössere 
Gnade gewähren zu müssen, indem er sie aus dem Geleite des 
Herzogs in des Reiches Schutz nahm und allen strengstens 



0 Ks war auch möglich, sich für längere Zeit mit einem Gelettsschein 
zu verschen. Vergl. Seibertz I, S. 644. 

2) Seibertz I, S. tA4'. Et quffndoctiiique conductus vlolattu luerit, 
dux solvet ablata mercatoribus. 

3) S. oben § 8. 

4) Lacomblet III, 201, l-i iure et Übertäte, quibus opida nostre 
Westphalie eccksie nostre attinentia absque conductus Solution« 
vadant et redeant cum bonis suis. 

5) Lacomblet m, aoi. 



lagerern oder Strauchrittern 
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untersagte, ihr mehr als den gebCibrenden Zoll abzunehmen.') 
Wie stellten sich nun die Grossen des Herzogtumes zu dem 

Geleirsrechte des Herzogs? Sie hatten kein Recht an den 
Strassen, weiche ihre Territorien du^chzo^en und durften dem- 
nach auch nichts von den KeisenJcii fordern.^) Selbst für den 
Fall, dass der Erzbischof mit einem der ihm unterstellten Terri> 
torialherren in Fehde geriet, war es nach dem geltenden Retchs- 
gesetz nicht statthaft, dass das herzogliche Geleit von dem 
Gegner verletzt wurde. Auch bei Fehden, welche die Grossen 
mit einander ausfochten, hatten diese durchaus nicht das Recht, 
der eine des anderen Unterthanen, welche unter herzoglichem 
Schutze reisten, auszuplündern.') So die Theorie. Aber in 
Wirklichkeit lagen die Verhältnisse ganz anders. In Westfalen 
hatte es, worauf schon oft hingewiesen werden musste, von 
der Mitte des lo. Jahrhunderts an bis zum Beginne des 12. 
keine besondere Herzogsgewalt gegeben, so dass die Grossen 
hier leicht auf den Gedanken kommen konnten, unmittelbar 
unter dem Könige zu stehen; für sie war eben damals König 
und Herzog ein und dieselbe Person. So war es möglich, 
dass sie selbst sich in ihren Gebieten fast als Herzöge fiäilten 
und dementsprediend das Geleit ausübten. Die nicht sehr 



i) Seibertz I, 2-4. Nachdem der König eine Bestimmung über den 
Zoll der Soester in Holland getrotfen, fährt er fort: Et ut majori pre 
ceteris dicti cives Ubertate gHudeant ex ducatu personas ipsorum 
cum rebus in nostram er imperii prntectionem ettutelam 
recipimus specialem niandantes ac auciuriiate regalis culminis 
districtius inhlbentea» ne quis in terra nostra Hollandeiui ailt per totiiin 
Romanum Imperium a predictis civibus jplus tbelonü exigat. quam est 
dictum et per nos concessum, aut ipsos in aliquo gravare presumat vel 
indcbite moleslare. ,E\ ducalu* ist nier m. E. gleich e\ .conductu ducis' 
zu setzen. — Schon Kaiser Heinrich IV. hatte verfügt: Burßensibus Co- 
lonlensibus, Susatiensibiis et alÜs de oppidis et villis Coloniensts ecciesie 
tale jus prestamus, quod non aliud pedat^ium solvent per totum Im- 
perium nisi secundum tenorem privüegii predecessoris nostri pie rccor- 
dationis imperatori.s. Wilmans, Kaiserurkunden II, i4i. 

1) Scibcrtz If, 652. Vorr sprechen wir (die Schicdsricluer) dat die 
grcve (von der Mark) geyns geleyde.s sich ensal annemen in dem hertochen- 
riche van Westphalen. — La com biet III, 948 i. Der Kizhischof erklärt, 
dat der herzöge vurschreven (von Berg) noch yman anders buyssen uns, 
geyn geleyde noch eynich gcleydeghelt ofT toll da zu geven, zu nemen oft 
2U heiven haive, noch nemen otl i^hcven sulle noch enmage mit reichte. 

3) in der Constitutio pacis Friderici U. v. J. 1235 heisst es: Si bellum 
vel werra fuerit inter aliquos, quorum alter vel uterque in strata tdoneum 
habet vcl conductum, neuter illorum nec quilibet alius in odium vel cul- 
pam illius, ad quem jus telonei pertinet vel conductus, quicquam trans- 
euntibus rapiat, ut transeuntes per stratam securitate gaudeant et quiete; 
qui contra hoc fecerit, tanquam predo pubiicus puniatur. Mon. Gemit 
LL. II, S. 313 ff. 
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kräftige Oberherrschaft Lothars von Siipplinbiirg und Heinrichs 
des Löwen hatte in dieser Beziehung wohl wenig Wandel ge- 
schaffen und die kaiserliche Verleihung des Geleites in dem 
neuerworbenen Herzogtume bedeutete für die kölnische Kirche 
wenig mehr als einen Rechtstitel, für den sie selbst erst wirk- 
liche Geltung erstreben musste. 

Der Besitz des Geleites brachte es mit sich, dass die Erz- 
bischöfe sowohl selbst als auch mit Heeresgefolge frei überall 
in ihrem Herzogtume verkehren konnten , ohne erst für ihren 
Durchzug durch das Gebiet eines Territorialherrn dessen Er- 
laubnis nachsuchen oder gar eine Gcleitsabgabe entrichten zu 
müssen. Dieses Recht, welches für die Erzbischöfe bei der 
Lage ihrer Territorien im östlichen Westfalen sehr wichtig war, 
wurde ihnen in Friedenszeiten seitens der Grossen wohl nicht 
bestritten. Wenn aber eine Fehde oder Spannung zwischen 
den Erzbischöfen und den Grossen bestand, so kam es darauf 
an, ob die Erzbischöfe die Macht hatten, sich den Durcnzug 
durch das Gebiet der Grossen zu erzwingen. Im anderen Falle 
mussten sie sich demütigen und sich freien Durchzug erbitten. 
Die Chronik der Grafen von der Mark berichtet, im Jahre 
1296 (1295) nach des Herrn Geburt sei der Kolner Er/.bischof 
(von Rüthen aus) innerhalb des vom Könige angeordneten 
Landfriedens nach dem Rheine zurückgekehrt und habe vom 
Drosten Rutger (des Grafen von der Mark) Geleit erbeten und 
erhalten.') 

Was nun das Geleil der Reisenden und Kaufleute anlangt, 
so kümmerten sich die Territorialherrcn wenig um das Reservat 
der Erzbischöfe. Sie gewährten oder versagten den Kaufleuten 
in ihrem Gebiete einfach den freien Durchzug oder Schutz, je 
nachdem sie mit den Herren derselben, oder mit den Städten, 
aus welchen jene stammten, in Frieden oder im Kriege waren. 
Sie erhoben unzweifelhaft auch selbst einen Gclcitszoll, den die 
Kaufleute in Hinblick auf den Wen ihrer Güter schwerlich ver- 
weigern mochten, wenn sie sich auch im Besitze eines her- 
zoglichen Geleitsbriefes befanden. Der Vogt der Paderborner 
Kirche, der Graf von Waldeck, übte das GeleitsrcL t im Hoch- 
stift Paderborn aus und überwies im Jahre 11 8y die daraus 
fliessend en Erträge zur Deckung einer Anleihe.*) Die 

1) Levold von Northof, a. a. O., S. 124. 

2) Varnhagen, Grundlage der Waldeckischen I.anJes- undRegenten- 
geschichte (Ciöu. 1823), Urkundenbuch, 5. Ad j)ersoh endum argcntum sibi 
«reditum tempore absentiae suae fideübus suis . . . assignavit duas deci- 
mas Godolovessen, Imminchusen , et tres cunas iJalpenhusen, Witmari, 
Messere, et peda^^um sive ducaium Patberburne (r), ut ipsi omnem 
proventum annuatim fideliter in ecclesta repoaertnt etc. 
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Paderborner Kirche trat, nachdem der Waldecker die Vo^tci 

resigniert hatte , selbst in den Besitz des Geleitsrechtes ein ') 
und erhielt für die thatsächliche, aber immerhin gesetzwidrige 
Ausübung desselben die reichsgesetzüche Anerkennung durch 
das oben erwälinte sog. statutum in favorem principum vom 
Jahre 1232. Dass sich jemals um das Gelat ein Streit zwischen 
einem Ejrzbischofe von Köln und einem Bischöfe von Pader« 
bom erhoben hätte, ist mir nicht bekannt. 

Der Graf von Altena beschränkte um 1200 den freien 
Verkclir mi Hcrzogiume in einer Weise, die für die Bedeutung 
des herzoglichen Schutzes und Geleites ein nicht gerade diren* 
volles Zeugnis ablegt. Den Kaufleuten der Stadt Bremen, mit 
welcher der Graf in Streit geraten war, unter^^n^re er vr)llig 
den Durchzug durch sein (iebiet und gab ihnen ersr wieder 
nacii der Aussöhnung mit der SiaJt sein Geleil z.urück, d. h. 
die Mö^ichkeit, in seinem Territorium wieder frei zu verkehren.*) 
— Im Jahre 1 260 nabpi Graf Engelbert von der Mark die Be- 
wohner von Büren in seinen Schutz und versprach ihnen in 
seiner Herrschaft sicheres Geleit, damit sie keinen Schaden 
erlitten. Nur in dem Falle, dass der Graf mit dem 14errn von 
Büren in Fehde gerate, sollte dies Verhältnis aufhören.*) Auch 
hier erscheint ein Magnat des Herzc^gtumes im Besitze des Ge- 
leites für sein Gebiet und das zu einer Zeit, da ein Mann wie 
Erzbischof Konrad von Hosiaden an der Spitze des Herzog- 
tums stand. Wir dürfen auch annehmen, dass ebenso die 
Grafen von Berg und von Arnsberg das Geleitsrecht in ihren 
Gebieten thatsächlich ausgeübt haben. Eine interessante auf 
die Grafschaft Arnsberg bezügliche Urkunde ist aus dem Jahre 
1338 erhallen. In dieser Urkunde wird dem Grafen Gottfried IV. 



1) Aus dem i4. Jahrhundert ist ein Beleg erhalten, dass die Paderb. 
Kirche das Geleitsrechi iusgcübt. \'ortmer nc wille \vv, crkliirt der Bi- 
schof Balduin 1341, neyn geleidc efte toi laten nemen in unseme stighie 
van Unsen bordieren beyder stede to Waitberge un van den, de en tohoret. 
Spancken, Gau Soratfeld, Ztschrft. für vaterl. Geschichte 4o, Hd II, S. 5o. 

2) Bremer ürkundenbucli 1, yo: Insuper ducatum ipsis civibuü eundi 
et redeundi per totam terra m nostram pacificum concecnmus. (Aussteller 
der Urkunde i'^r (iraf Arnold von Altena mit meinem Sohne Eberhard.) 

3) Finke, \V. L. IV, 844. Engelbert bckuiiaLi, nus univcrsos bur- 
genses de Buren cum integritate bonorum suorum pro nobis et omnibus 
amicis nostris ... in nostram recepisse protectionem et conductum, 
ita viddicct quod m termfnis nostre jurisdicrioms a nobis vel ab ipsis 
nullam sentiant inipedimentum vel gravami'n, nisi aliqua inter nobiles viros 
dominos de Buren et nos oriatur discordia, quod aosit. Tunc predictos 
cives de Buren ad octo dies, priusquam aliquod datnpnum eis inferatur 
a nobis, debemus prevenire et nostrum conductum durente iUa dbcordia 
denegare. 
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vom Kaiser Ludwig dem Baicrn unter den Reichslehen auch 
das Geleit in sdner Grafschaft bestätigt.') Man kdnnte ein> 
wenden^ dass ^s Geleitsrecht für Arnsberg gar nicht Reichs- 
lehn war, sondern von rechtsweeen Pertinenz des kölni^ichen 
Herzogtums. Indes so gut wie Friedrich II. auf Grund der 
thatsächiichen Verhältnisse 1232 sämtlichen Reichsfürsten das 
Geleit zugestanden hatte und zwar in vielen Fällen zum Schaden 
der Herzogsgewalten, so gut konnte auch Ludwig IV. dem 
Grafen von Arnsberg das Geleit, welches dieser wohl schon 
lange thatsächlich in Händen hatte, als Reichslehn bestätigen. 
Der kölnischen Kirche erwuchs ja auch kein materieller Schaden 
daraus, höchstens ein ideeller. Aber das kümmerte den Kaiser 
wenig, der damals in scharfem Gegensatz zu dem Inhaber des 
kölnischen Erzstifts stand. Die Grafen von Arnsberg besassen 
in ihrem Lande auch einen Brückenzoll zu Neheim, welcher 
der kölnischen Kirche schwerlich angenehm war.*) 

Auch die Herren von der Lippe scheinen trotz des herzog- 
lichen Geleitsrechtes ein eigenes Geleit für ihr Territorium ge- 
habt zu haben. Der Beweis ist freilich erst aus der Mitte des 
14. Jahrhunderts zu erbringen, aber es ist wohl sicher, dass 
schon lange vor dieser Zeit der Lipper thatsächlich das Geleits* 
recht ausgeübt hat. Im Jahre 1366 giebt Junker Simon IIL 
seiner Stadt zur Lippe die Gnade und Freiheit, dass die Strasse 
von Paderborn, von Delbrück und von Anreppen in das Stift 
von Köln und in das Stift von Münster, welche zur Herrschaft 
von der Lippe gehören, für diejenigen, welche die gedachte 
Strasse von Lippstadt aus hin und zurück gebrauchen, von 
Zoll und Geleite frei sein und ewiglich blei^n solle binnen 

1) Seiberts II, 666. Der Kaiser verlieh dem Grafen unter anderem: 

ducatum infra terminos Jominii sui. Ich schliesse mich den Ausführungen 
Lindtiers, dass unter ducatus Geleii zu verstehen sei (a. a. O. S. 348), an. 
Wenn Lindner aber von einem damals schwebenden Streite über das Geleit 
zwischen iem Frzhischnfe und dem Grafen von Arn<5bcrg redet, so ver- 
wechselt LT den (jrakii von Arnsberg mit dem Graten von der Mark, 
weich letzterer allerdings 133$ auf das Geleit in seiner Graftchaft xa 
Gunsten des £rzstifts verzichten musste. Seibertz II, 65a. 

2) 1314 belehnt König Ludwig den Grafen Wilhelm von Arnsberg: 
de pedagio \ ulpariter dicto Brupgenpelt in oppido suo Nehem, quod pater 
ibidem habuit. Seibertz II, 364, Anm. An anderer Stelle heisst dieAb- 
gäbe: pedagtum vel theloneum in Neyheym. Seibertz !F, 666. Dass die 
Erzhischöfe recht ungern solche Zölle in ihrem Geleitsgcbiete sahen, be- 
weist das Versprechen, welches Heinrich von Luxemburg für den Fall 
seiner Wahl zum Könige 1308 dem Ersbischofe von Köln leisten musste; 
Item promittimus deponere ex toto theloneum in Hamcr>;te!n nec unquam 
ibidem vel alibi infra ternnno:» conduclus et ducatus ccciesie Coloniensis 
reponere vel reassumere vel ab aüquo reponi vel reassumi promittemus. 
Lacomblet Ol, 68. 
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und ausserhalb der Stadt.') Jedenfalls waren auch die Graten 
von Schwalenberg und Evemein im Besitze des Geleites. Von 
dnem der letzteren erwarb Erzbischof Konrad von Hostaden 
im Jahre 1259 die Hlilfte des Geleites auf der Weser und auf 
dem Lande, soweit es dem Grafen zustand.^) 

Wir sehen aus der vorhergehenden Untersuchung, aass es 
mit der stolzen Bemericung des Aufiseidiners der herzoglichen 
Rechte, dem Erzbischofe stehe in seinem Herzogtume das 
Geleit vom Rheine bis zur Weser zu, seine eigene Bewandtnis 
hat. Der Erzbischof mochte ja um eine bestimmte Geldsumme 
für das genannte Gebiet seinen Geleitsbrief erteilen, das hinderte 
aber die Grossen nicht, auch ihrerseits dem wehrlosen Kauf- 
manne noch eine Abgabe, mochten sie dieselbe nun Geleit 
oder anderswie nennen'), abzunehmen. Aber die Gografen 
sollten doch als Vertreter des i-ierzogs für die Berücksichtigung 
des herzoglichen Geleitsbriefes sorgen ? Sie hätten es thun sollen. 
Indes waren in \^'i^klichkeit gerade die Gografen so recht die 
Diener ihrer Territorialherren*) und bekümmerten sich gar nicht 
um die Herzogsgewalt. So wenig sie die Bannieihe beim Her^'ooe 
nachsuchten, so wenig werden sie auch des Herzogs Interesse 
bezüglich des Geleites vertreten haben.^) Es könnte auffallen, 
dass, soweit uns bdcannt, die Erzbischitfe im 13. Jahrhundert nicht 
gegen das Geleitsunwescn in ihrem Herzogtume eingeschritten 
sind. Indes erklärt sich das leicht daraus, dass die Erz- 
bischofe weniger die Geschädigten waren als die 
K a u f I e u t e. Diese hatten freilich sehr unter den Übergriffen und 
Erpressungen kleiner und kleinster Territoriaiherren zu leiden 
und hatten., wenn sie auch diesen ihre .A.bgabe entrichtet, noch 
immer nicht die Bürgschaft, nun sicher vor den Herren vom 
Stegreif das Land durchziehen zu können. '^J Wie schli^im für 



1) Falkmann- Preuss, Lipp. Reg., ii5d. 

2) Konrad, Graf von Evcrstein, bekundet unter anderem; medietatem 
insupcr cunductus, prout in aqua ipsius W'isere atquc terra coiisiütii et 
mihi attinens dinoscitur, ipsi ccciesic contuli cum omni que inde prove- 
nerit aut provenire poterit utüitate habendam. LacombUt II, 'töo. 

$) Die goldene Bulle verbietet indebita et inconsueta chetonea et 
conducrus et exactioncs pro ipsis conductibui extorqueri 
consuetas. Altmann- Hernheim, a. a. O., S. 37, 17. 

4) Siehe Lindner, a. a. O., S. 322. Hauptsäcfalidh aus der Go* 
gnifschnft ist in Westfalen die Landeshoheit erwachsen. 

3) Seibertz 1, S. 644. 

6) Aus dem Jahre i236 ist uns ein Schreiben der sachsischen Kauf- 
leute an Gent erhalten (Brem. L'rkb. I, iji), in welchem es heisst: et sie 
punimur non solum sine culpa sed etiam sine causa presertim cum nos 
ipsi rapinam bonurum nustroriim a tirannorum manibus eripcre nun possi- 
mus, eo quod in castris se recipiant fastigiis montium preruptis p«trarum 
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die reisenden Kaufleute damals die Zustände waren, wird atil 
deutlichsten durch die Thatsache illustriert, dass die Städte sich 
zuerst zu gemeinsamem Schutze gegen die ungerechten Be- 
drückungen der Grossen verbanden. 

Erst im 14. Jahrhundert sehen wir die Erzbischöfe Ver- 
suche machen, ihr Geleitsrecht für Westfalen auch wirklich zur 
Geltung zu bringen. Im Jahre 1335 erklärten der Bischof Adolf 
von Lüitich und der Graf Adolf von Berg als Vermittler zw ischen 
dem Erzbischofe Walram von Köln und dem Grafen Adolf von 
der Mark, dass mehrere Ritter, welche im Einverständnisse mit 
dem Grafen eine Anzahl Pilger in der Grafschaft Mark ge- 
brandschatzt hatten, unrecht gethan hätten, im Geleite des ^z- 
bischofs sicli in dieser Weise zu vei^ehen, und deshcilb Schaden- 
ersatz leisten müssten. Dem Grafen selbst sprachen die 
Vermittler das Geleitsrecht im Herzogtum Westfalen durchaus 
ab.^) Ebenso wurde in einer Sühne zwischen Erzbiscbof Wal- 
ram und Adolfs Sohn Engelbert vom Jahre 1347 diesem ver- 
hören, sich das Geleil im Hcrzogtume anzumassen.*) Woher 
kommt nun mit einem male das strenge Auftreten des Herzogs 
gegen die Grafen von der Mark bezüglich des Geleitsrechtes? 
unerseits drängten wohl die Städte, welche als Mitglieder der 
westfölischen Landfriedensbiindnisse eine grosse Rolle seit dem 
Ausgange des r^, Jahrhunderts spielten'-), dir Erzbi^^cliTife zu 
sciiärferer Vertretung ihrer kaufmännischen Interessen, nament- 
lich also wohl zu kraftigerer Handhabung des Geleites. Ausser- 
dem aber mochte für die Erzbischöfe noch eine besondere 
Erwä^ng massgebend sein. Gelegentlich der Bestätigung und 
Erweiterung der Sühne, welche, wie oben er>^ ahnt, 1 347 zwischen 
dem Erzbischof von Köln und dem Grafen von der Mark zu- 
stande gekommen war, wurde unter anderem abgemacht: der 
Graf von der Mark solle sich in den Rat des &zbischofes 
einschwören und ihm, wenn er ein Botding im Herzogtum 
Westfalen abhalten wolle, mit 300 Rittern und Knappen dienen. 

inaccesibilibus sie munitis, ut etiam ipsi principcs eorum tiramüdem coher- 
cere non valeant nec presumant. — Die Raubritter erfreuten sich 

wohl gar der Duldung ihrer Herren für ihr schlimmes Treiben. S. die 
Bestimmungen der Städte im ßundesbriefe von Werne (ia33): si castellanus 
aticuius domini fucrit auctor iniurie perpetrate, ejusdem casteUani domino 
et omnibus miÜtibus ac famuiis suis sccum in castris suis necnon alias 
residentiam facientibus ubicunaue uninino ne^abuntur supradicta (sc. fa* 
cultas mutui contrahendi). Hönlbaum, Hansisches Urkundenbuch I, 46oi. 

1) Seibertz II, 652. Vort sprechen wir dat die . . . greve geyns 
geleids sich ensal annemen in dem nertzocheriche van Westpnalen. 

2) Seibertz II, 708. 

3) & den folgenden Paragraphen. 

Hrtoflaek« AbbMritttogen, VQ. Heft ittS. 7 
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Dann heisst es weiter: Ind ouch dar zu sal der selve greve 
van der Marke in der zyt des botdings dem vurschr. ertze- 
busschof ind syme her in syme lande aar ind danne zu ryden 

gunstlichen herbergcn ind nerbergen laissen mit Vreden ind 
gemache ind sunder wedersprake. ') Das letzte ist beson- 
ders bemerkenswert. Der Graf soll also nichts dagegen 
einwenden, wenn der Herzog mit einem Heer durch die 
Grafschaft Mark hindurch in seine im östlichen Westfalen ge- 
legenen Besitzungen zieht. Vermutlich hatte der Graf vorher 
schon solchen Durchzügen Schwierigkeiten in den Weg gelegt ; 
deshalb suchte der Erzbischof nun sein altes Recht hervor, 
welches ihm die grösste Freiheit bezüglich des Verkehrs in 
seinem Herzogtume wenigstens der Theorie nach einrfiumte. 
Wenn es nun auch unmöglich war, dem Grafen das Geleit, 
welches er Fremden gegenüber ausübte, zu entwinden, so musste 
es der kölnischen Kirche doch angezeigt erscheinen, einmal zu 
betonen, was sie nach strengem Rechte hätte fordern können, 
um sich selbst wenigstens den freien Verkehr in Westfalen zu 
sichern. Noch im Jahre 1381 musste der Graf Engelbert von 
der Mark dem Erzbischofe von Köln das Geleitsrecht auch in 
der Grafschaft Mark zugestehen.^) 

Nach der Erwerbung der Grafschaft Arnsberg im Jahre 
1368 hatte das Erzstift doppeltes Interesse daran, sich den 
freien Verkehr zwischen semen rheinischen und westfälischen 
Besitzungen zu erhahen. Noch im Jahre 1390 erklärte daher 
Erzbischof Friedrich dem Herzoge von Berg (die Grafschaft 
Berg war 1 380 zum Herzogtume erhoben) gegenüber, dass ihm 
allein das Geleit durch das Herzogtum Berg van des herzog- 
domps wiegen van Westfalen ind van Enger zu- 
stehe.*) Darauf entgegnete der Herzog Wilhelm von Berg: 
Und vort up dat geleyde antwerden wir, dat wir dem ertsche- 
büsschofe in syme lande syns geleyds wal gunnen, mer in 
unsme lande und in dem geleyde, da unse toll zu 
Keyserswerdt ynne lygt, da b3mnen wir auch unsen toll zo 
Dijsseldorp lygende haven, die wir mit anderen tollen vamme 
ryche zo leen haven, und vortan lancks den Ryn, da unse 
lant unL iieeiiiciieii gcleigen is, da bynnen enkenncn 
wir nyemans eynchs geleyds noch herlicheit dan 



1) Seibcrtz II, 714. 

2) Kindlingcr, Volmeit. Llrk. II, Nr. io5. Es wird bestimmt: Zu 
dem irsten as van dem geleyde in dem hertzogdom van Westfalen tuschen 
Weser in i R 'ne d-M sni unse here van Coine Dchalden ind der greve vtn 
der Marcke sai ach ayi aimemen. 

3) Lacomblet III, 948 Amn. 
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uns, und hoifen ouch an den Rynsstroime und geleyde zo 
der syden unss lands as groysse vryheit ze haven und unse 
alderen allweege gehat havent, as der ertschebusschof 

haven mach an den enden, da dat gestiebte van 
Golne lancks denRyn geleigen is, fund an einer anderen 
Stelle) und wir enbekennen ouch nyei eynchem hertzogen 
van Westfalen of van Enger gheyns gheleyds in 
unsme lande, want uns dat zobehoert, und hauen 
ouch nye gesien, dat sich yeman anders da bynncn gcleyds 
haue Linderwumien, und unse alderen vur und v^ir na haven 
dat vur viertzich juiren und langer besessen vredelichen und 
haen dat vamme ryche zo ieen, as vurschreven ts.^) Hier ist 
vom Herzoge von Berg so recht scharf der Grundsatz der 
Territorialität ausgedrückt : dass der Territorialherr in seinem 
Lande schalten und walten könne, wie es ihm beliebe. Der 
Herzog erklärt, so wenig er des Erzbischofs Rechte in dessen 
Territorium verkürze^ so wenig werde er einen Eingriff des- 
selben in seine landesherrlichen Rechte dulden. Die Angriffe, 
welche die ErzbischÖfe auf das Geleitsrccht des Herzogs von 
Berg und des Grafen \'on der Mark machten , waren letzte 
vergebliche Versuche, die völlige Ausbildung zweier festge- 
schTossenen Territorien in der Mitte zwischen den kölnischen 
Besitzungen am Rliein und im östlichen Westfalen zu verhin- 
dern. \ ergebliche \'ersuche, denn die Territorialherren waren 
zu mächtig geworden, als dass sie sich etwas h'ätten entreissen 
lassen, was sie schon lange und daher gewohnheitsrechtlich 
besessen. Dass die &zbischÖfe im östlichen Westfalen gleich- 
falls versucht hätten, den Territorialherren das Geleite zu ent- 
ziehen, ist nicht beknnnt Die goldene Bulle vom Jahre r-^^ö 
verbietet streng unrechtmassige und ungewöhnliche Zölle und Ge- 
leiisabgaben und Gelderpressungen für das Geleit'^j; aber auch 
die goldene Bulle war nicht im stände, den Territorialherren 
die Rechte, welche sie gewohnheitsrechtlich schon lange aus- 
übten, wieder zu nehmen. Am 4. Januar 1356 gestattete der 
Kaiser Karl iV. dem Erzbischofe Wilhelm zur Belohnung seines 
Eifers in der Unterdrückung des Strassenraubs einen neuen 
Zoll im erzstiftischen Territorium zu erheben, damit er fUr die 
Sicherheit der KauHcute, Fremden und Reisenden in seinem 
und der kölnischen Kirche Gebiet um so besser sorgen könne.') 



1) Lacomblet III, q48 Anm. 

2) A 1 1 m a n n - H c r n h e i m , a. a. 0., S. 57. 

3) Seibertz II, 742: ut mercatoribus, adveim et j^eregrinis iter 
agentibus de securo et feüci conductu eo liberius in dicto suo et 
ecciesle Coloniensis districtu providere vakat. 

f 
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tn der gßxaen Urkunde wird, obwohl es doch so nahe lag, 
das Herzogtum der kölnischen Kirche mit keinem 

Worte erwähnt: es wird nur von terra, districtns und 
territorium der kölnischen Kirche gesprochen, wohl der beste 
Beweis, wie weit sich damals das Geleit des Erzbischofs that- 
sSchlich erstreckte: wohl über das kölnische Territo^ 
rium, nicht aber über das auch andere Territorien 
umfassende kölnische Herzogtum. 

§ 13. 

Die Stellung der Erzbischdfe zu den Landfriedens- 
bfindnissen und 2ur Verne. 

Bei der Betrachtung der Landfriedensrhatickeit und des 
Geieitsrcchtes der Erzbischöfe haben wir gesehen, dass diese 
wohl noch bisweilen namentlich kirchlichen Instituten gegen- 
über ihr herzoglidies Schutz- und Friedensamt hervorkehrten, 
im fifossen und ganzen aber nicht mehr im stände waren, 
durch ihre oberrichterliche Gewalt den ewigen Fehden, welche 
das Land verwüsteten, Einhalt zu thun und den Reisenden 
gegen Erpressungen und Beraubungen Sicherheit zu gewähren. 
Die Herren lagen fast ohne Ende entweder mit den Erzbischöfen 
oder mit einander in Fehde, so dass allenthalben die grösste 
Unsicherheit herrschte. Der Landmann musste stets befürchten, 
die Arbeit eines Jahres durch die Zersiörungslust der Feinde 
seines Herrn v^ichtet zu sehen, und der Kaufmann hatte trotz 
des herzoglichen Geleitsbriefes nicht die geringste Sicherheit 
gegen Überfälle und Ausplünderungen von selten der Ritter, 
welche bei ihrem wenig ehrenvollen Treiben oft die still- 
schweigende Duldung oder gar Förderung ihrer Herren fanden. 
Gegen diese unerträglichen Zustände ergriffen nun die Elemente, 
welche am meisten unter denselben zu leiden hatten, die Bürger 
und die Bauern, geeignete Abwehrmassregeln. Jene schlössen 
sich in Städtebündnissen eng aneinander, diese griffen auf die 
alte königliche Gerichtsbarkeit zurück, welche ihnen die Sicher- 
heit ihres Eigentums verbürgte. Über die Städtebündnisse und 
ihr Verhältnis zu den Erzbischöfen ist in einzelnen Mono- 
graphieen ausführlich gehandelt^), auch die Wiederbelebung der 

i) über den westfälischen StaJtebunJ handelt die sehr sorgfLihige 
Arbeit F. Zurbonsens, Oer westfälische Städtebund von 1453 Bis «um 
TerrirorialfHeden von 1298, Mttnst. Dist., 1881. Die IMsicmtioit H.Mendo 

rhals, r>ie Sfadtebünde und Landfrieden ioWestfillen bis MID Johre 1371, 
Königsberg 1^79, ist etwas lUckenbafL 
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königlichen Gerichtsbarkeit und der Anteil, welcher den Erz- 
biscfiöfen dabei zufiel, hat eingehende Untersuchungen veran- 
lasst.*) Indes ist man gerade hinsichtlich des letzteren Punktes 
noch sehr im Unklaren darüber, ob das Wiederaufleben der 
königlichen Frei- oder Vemgerichtsbarkeit schon frühzeitig mit 
dem Bedürfnis nach Befriedung des Landes in Verbindung zu 
bringen ist oder nicht, und andererseits, ob die Erzbiscnöfe 
bereits im 14. Jahrhundert oder erst im Anfange des 15. mass- 
gebenden Einfiuss auf die Freigerichte in ganz Westfalen 
gewonnen haben. 

Im folgenden werden wir uns also hinsichtlich der Stftdte- 
bündnisse und der sich daran anschliessenden Landfiriedens- 
bündnisse darauf beschränken können, die Darstellung der ein- 
schlägigen Monographieen kurz zu referieren ; hinsichtlich der 
EntWickelung der Freigerichtsbarkeit und namentlich ihres 
Verhältnisses zu den Erzoischof-Herzögen aber müssen wir, da 
sich neues wichtiges Material hierfür in den letzten Jahren 
nicht gefunden hat, dasjenige, was von den vorhergehenden 
Forschern für die eine oder die andere der oben erwähnten 
Ansichten geltend gemacht ist, noch einmal unter Beiseitelassung 
des Unwesentlichen prüfen, um dadurch der Erkenntnis des 
Wahren vielleidit etwas näher zu kommen. 

Die Städte waren um die Mitte des 13. Jahrhunderts schon 
mächtig emporgeblüht und begannen sich auch ihrer Kraft be- 
wusst zu werden. Sie fühlten aber auch, dass alle ihre Macht 
auf ihreift Handel und der aus diesem hervorgehenden Kapital- 
kraft beruhe, und sahen sich daher, als die ewigen Fdiden des 
13. J:ihrhunderrs ihrem Handel tiefe Wunden schl-ip;en, an ihrem 
Lebensnerv ganz empfindlich getroffen. Infolgedei>5en schlössen 
die mächtigsten westfälischen Städte im Janre 1253 »wegen 
vielfacher Leiden, welche sie infolge von Gefangennahme, Be- 
raubung und infcäge anderer Bedrückungen undSdiAdigungen 
ihrer Bürger ZU erdulden hatten", bei Werne einen Bund, 
welcher den Schutz: ihrer merkantilen Interessen kräftig wahr- 
nehmen sollte.^) Dem Bunde gehörten die Städte Münster, 
Soest, Dortmund, lippstadt, wohl auch Osnabrück und im Ge- 
folge der einzelnen wahrscheinlich auch noch eine grosse Zahl 
kiemer Städte an.^) Sie beschlossen nicht nur gegen die Raubritter 



1) Lindner, Die Vcmc. In Betracht kommt namentlich S. 44i ff. 
Grauert, a. a. O., S. 118 ff. 

2) Seibertz, U.B. i, 2^7, Wilmans III, 333: propter muitimodas 
neceshates nobis freqiienter m captivitatibus rapuib mnhiBqae alSs io- 
juriosis gravaminibus imminentes etc. 

3) Zurbonsen, a. a. O., S. 3, A. 4; S. 9—12, 
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selbst, sondern auch gegen die Herren derselben dadurch Re' 

pressalien zu üben, dass sie ihnen den Kredit in den verbün« 
deten Städten entzogen. Der Bund von Werne wurde i2f>4 
von den beteiligten Städten erneuert, indem Dortmund und 
Soest zugleich in ein engeres Bündnis mit einander traten.^) 
Die beiden letzteren fanden noch in demselben Jahre Gelegen- 
heit, ihre Kräfte zu erproben. Als Bernd Bitter, der Droste 
des Grafen Engelbert von der Mark, mehrere Soester Kaufleute 
gefangen nahm, gingen die Dortmunder und Soester selbständig 
neben dem Erzbischofe Engelbert II. von Köln gegen den Grafen 
vor. Die Soester Bürger eroberten Unna und schlugen in ihrer Er- 
bitterung den Drosten Bitter nieder.'') Der Kampf endete schliess- 
lich mit einem "^'cr^leiche. Das Bürgertum aber war sich seiner 
Kraft bewusst geworden, und als die Städte im Jahre 126S ihren 
Bund erneuerten, redeten sie in dem darüber aufgenommenen Ver- 
trage eine ganz andere, kühnere Sprache als in den vorherge- 
gangenen Bundesbriefen.*) Sie beschränken sich nicht mär 
darauf, durch Entziehung des Kredits den Friedebrecher zu 
strafen, sondern wollen in Zukunft gegen denselben auch mit 
Gewalt vorgehen. Jede Stadt, in deren Umgebung ein Raub- 
ritter sein Unwesen treibt, soll sich desselben zu bem&chtigen 
suchen und, wenn dies gelungen, ihn dem Geschädigten aus- 
II L fern. Weigert sich em Friedebrecher, für den Schaden, 
welchen er emer Stadt zugefügt hat, Genugthuung zu leisten, 
so hat diese das Recht, ihn zu verfesten. Ohne jegliche Er- 
mächtigung von Seiten des Königs oder des Herzogs massten sich 
die Städte hier die Gerichtsbarkeit über Personen an, welche 
ihrer Jurisdiktion gar nicht unterstanden. Dies Vorgehen der 
Städte gewährt eine treffende Illustration zu den verworrenen 
Zuständen der damaligen Zeit. Kern Köni^ und kein Herzog 
bot den Städten Schutz ge^en die ÜbergnfTe der Herren; in- 
folgedessen schufen sich die Städte auch unbekümmert um 
König und Herzog ihr eigenes Recht, nach welchem sie gegen 



1) Primum est. quod cuicumaue hominum quempiam npstrum posx- 
modum captivanti yel indebite reous spoliantf suis aenegabimus prorsus 

in Omnibus predictis civitatibus nostris contrahcndi mului facultatem et 
omnia ea^ aue $ibi comodum et honorem procurarc possunt, ac confir- 
mantes videlicet, ut si castellanus alicuius domini fuerit auctor iniurie per- 

petrate, ciusdem castellani domino et omnihus militibus ac famulis 
tarn in casiri^ suis quam alias residentiam facientibus ubicumque oronino 
nnabuntur supradicta. Seibertc I, 277. 

2) Rubel, D. I, iif». 

3) I. e V o 1 d von N o r t h o f f , Chronicon comitum de Marca ed. T r o s s, 

s. 94 ir. 

4} Wilmans W. U. III, 816. 
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ihre Feinde Verfahren wollten. Auch gegen Übeiigriffe der 
eigenen Landesherren versprachen die Städte einander gegen- 
seitig zu schützen. Im Jahre 1270 schlössen die Einwohner 
von Dortmund, Soest und Münster ein engeres Bündnis, in 
welchem die einzelnen sich für den Fall eines gemeinsamen 
Krieges zur Stellung einer bestimmten Truppenzahl verpflich- 
teten.^) In dem damals ausgefertigten Bundesbriefe tritt zum 
ersten Male scharf das Prinzip des AngrifiTsverfahrens von selten 
der Städte hervor.*) Eine Fehde, welche bald darauf Dortmund 
gegen den Grafen Theoderich von Limburg führte, endete 
intolge der Unterstützung der verbündeten Städte und des 
Gra^cn Gottfried von Arnsberg mit dem vollständigen Siege 
Dortmunds.") Der St'ädtebund war allmählich eine westfälische 
Grossmacht geworden, und die Bürger der einzelnen Städte 
begannen nun auch in ihrem Selbstbewusstsein den Kampf 
segen ihre Landesherren. Im Jahre 128 1 drangen z. B. cue 
Bürger von Soest mit Gewalt in den erzbischöBioien Hof und 
entweihten die Kapelle daselbst.'*) 

Der Städtebund cing seine eigenen Wege und drohte nach- 
fferade den Territoriain erren gefUhrlich zu werden. Indes wusste 
König Rudolf das Herren- und Städtctum wieder zusammen- 
zuführen. In der Erkenntnis, dass er aliein durch ■^einc könig- 
liche Gewalt selbst beim besten Willen nicht wirksam den 
Landfrieden schützen könne, erneuerte er im Jahre 1281 für 
die einzebien Teile des Reiches den Landfrieden vom Jahre 
1235 und verpflichtete die Territorialherren zur Mitwirkung bei 
der Aufrechtcrhaltung desselben. Für \A'estfalen ernannte er 
seinen Vertrauten, den Grafen Eberhard von der Mark , zum 
Landfriedenshauptmann.*) Der Erzbischof von Köln, weicher 
ab Herzog von Westfalen naturgemflss der geeignetste Schirmer 
des Friedens gewesen wäre, war den Landfriedensbfindnissen 
^anz abhold, da er nicht mit den Grossen seines Herzogtumes 
m einem Riindnisse v cremt sein wollte, welches den Unterschied 
zwischen Herzog und Unterthanen verwischt, ihn zum primus 
inter pares herabgedrOckt hätte. Dafür musste er es sich denn 
gefallen lassen, seinen erbittertsten Gegner, den Grafen von 

1) Fahne 1, 21. 

2) Z u r b o n s e n, a, a. O., S. 43. 

3) Rubel 1, 136. 

4) Haberlin, Analecta medu aevi, 1764, S. 236 ff. 

5) Genaueres hierüber bietet Jic Dissertation W. Wynekes, Die 
Landfrieden in Deutschian«! von Rudolf von Habsburg bis Heinrich VII., 
Göttingen 1886, S. 43 ff. 

C>) S. GrauerT, ,1 a. O., S. 133; Wynekc, a. a. O . S 27 referiert 
die Ausführungen ürauerts und stimmt dessen Beweisführung bei. 
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der Mark, an der Spitze des Landfriedensbündnisses zu sehen, 
und er selbst wurde trotz alles Sträubens im folgenden Jahre 
zur Anerkennung des Landfriedens gezwungen. *) Der Graf 
zog auch die Städte zu dem Landfriedensbunde, welcher in 
erster Unic die Herren umfasste, heran.") Es war das sehr 
wichtig; denn der Städtebund, welcher schon lange an eine 
straffe Organisation gewöhnt war, gab dem von König Rudolf 
begründeten Landfrieden einen festen Kern. Dem Erzbischofe 
und seiner Stellung in Westfalen konnte ein Bund der west- 
fötischen Grossen und StSdte, an dessen Spitze nicht er sdber 
stand, recht gefährlich werden ; er suchte daher die Leitung 
der Landfriedensbewegung in seine Hände zu bekommen und 
erreichte dies auch nach dem Tode Königs Rudolf. König 
Adolf, welcher vornehmlich durch die Bemühunjgen des Erz- 
bischofs Sigfrid auf den Thron gekommen war, übertrug wahr- 
scheinlich zum Danke dafür diesem das Amt eines königlichen 
Landfriedenshauptmannes für Westfalen.^) Von da an blieb 
die Statthalterschaft über den westfälischen Landfrieden in der 
Folgezeit, einige Unterbrechungen abgerechnet, bei der kölni- 
schen Kirche, und wenn auch nicht immer eine offizielle Ver- 
leihung des Amtes von selten der Könige erfolgte, so führten 
die Erzbischofe dennoch die Rolle von Landfrieclenshauptleuten 
für ganz Westfalen durch das folgende Jahrhundert hindurch 
fort, im Jahre 1298 schloss Erzbischof VVigbold mit dem 
Bi&chofe Eberhard von Münster, dem Grafen Eloerhard von der 
Mark und den Stfidten Münster, Soest und Dortmund auf die 



0 Seibert« U 4oi. 

2) Wigands Althiv ü, Heft i, S. 7t enthMlt eine Notiz aus einer um 

das Jahr 12S4 geschriebenen Osnabrücker Studtrcchnun^ . welche lautet: 
Item cum comes de Marca et civitates cun venerum in civitatem nostram 
pro pace juranda et postmodum cum major prepositiis Mindtnsls fuit ibi, 
expcndimus circa eos ad honorem civitatis sex marcos. S. Grauer^ 
a. a. O., S. 134. 

3) Die Frage, ob der Stiidtebund 1288 in der Schlacht bei Worringen 
dem Erzbiscliofc gegenübergestanden oder nicht, ist von C. Stüve (Ge- 
schichte des Ilochstifts Osnabrück, S. 139) und F. Zurbonsen, a. a. O., 
S. 56 behandelt. Ersterer hält es für wahrscheinlich, letzterer für unwahr- 
scheinlich. S. auch Enncn, Geschichte der Stadt Köln U, 254. 

4) Grauert, a. a. O., S. 134 macht das wenigstens sehr wahrschein- 
lich. Betreffs des Verhältnisses des Königs Adolf zum Erzbischofe 
von Köln und zum Markgrafen Otto von Brandenburg mache ich noch 
auf die Stelle in der sog. Wahlkapitulation Adolfs von Nassau vom 
26. April 1292 aufmerksam. Ahgeuruckt bei L. Ennen, die Wahl 
des Königs Adolf von Nassau (iHOb), S. 56 tT. Die Stelle scheint etwas 
verderbt; es ist wohl nach ad zu lesen voluntatem dicti domini archie- 
pivcopi tcclesie Coloniensis et comitis Ottonis de Eversteia Westfüie 
marcnalch 
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Dauer von 5 Jahren einen Landfrieden, welcher sich über das 
Herzogtum Westfalen und die Diöcese Münster er- 
strecken sollte.') Es wird also noch scharf zwischen dem der 
kölnischen Kirche 1 180 verliehenen Ducat und der nicht zu 
diesem gehörigen Diöcese Münster geschieden. Als Führer bei etwa 
notwendig werdenden Exekutionen gegen Landfriedensbrecher 
wird der Erzbischof oder in seiner Vertretung der westfälische 
Marschall bestimmt.^) Dadurch wurde demErzbischofc 
und seinem ersten Beamten auch über die Grenzen 
des kölnischen Herzogtums hinaus Wirksamkeit 
und Einfluss zugestanden. Schutz des Landfriedens 
aber galt so recht als Ausfluss herzoglicher Gewalt; und so 
konnte sich denn in ganz Westfalen die Meinung bilden, dass 
sich über das Gebiet, wo die ErzbischÖfe des Landfriedens 
zu walten hatten, auch ihre Herzogsgewalt erstrecke. Um es 
kurz zu sagen: um die Wende des 13. Jahrhunderts 
wurde der Grundstein zum grosskölnischen, d. h. 
ganz Westfalen umfassenden Herzogtume neuer 
Art gelegt. Dieses gewaltige Anwachsen de« kölnischen 
Herzo^iumes musste wesentlich dadurch geförderi werden, dass 
stets eine zicmtiche Unklarheit über den Umfang des 11 80 der 
kölnischen Kirche verliehenen licrzoglichen Sprengeis geherrscht 
hatte'), und dann dadurch, dass die Herzogsgewalt älterer Ord- 
nung, welche schon im südlichen Westfalen seit dem Ausgange 
des 13. Jahrhunderts fast bedeutungslos war, erst recht in den 
nördlichen Gebieten Westfalens ganz anspruchslos auftrat und 
so sich ganz unmerklich faet festsetzte. 

Aber nicht nur in Bezug auf die Landfriedensthätigkeit, 
sondern auch noch in anderer Beziehung war die Verleihung 
der Statthalterschaft über den westfälischen Landfrieden wichtig 
för die kölnische Kirche. Dieses Amt brachte sie in Berührung 
mit der Vöne.*) Die ErzbischÖfe hatten als Herzöge von 
Westfalen, wie das Verzeichnis der herzoglichen Redite zu- 



1) Seibertz I, 473; Wilmans III, i6i5. Pacem iuravimus . ■. . 
infra temninos ducatus Westphalie et dyoceseos ac dominii 
Monasteriensis etc. 

2) Nachdem eine Expedition beschlossen» sagt der Hirzbischof, nos 
archiepiscopus si in terminis fuertmiu^ alioquin marscaicus noster ulterii» 
duminos et civitates convocabimus et convocabit contra pacis violatorem 
proccssuros. Seibertz I, 473. 

3) Grauert, a.a.O., S.3— 5 hat die besUglichen historiographischen 
Notizen xusanunengestellt. 

4) Grauert, a.a.O., S. tt8 hat zuerst auf die Verbiiiduiig derVenie 
mit der kölnischen Statthalterschaft über den Landfrieden schon seit der 
Wende des 13. Jahrhunderts aufmerksam gemacht« 
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tiebt, kernen Einfluss auf die Freigerichte, welche nur vom 
tuhlherrn und vom Könige abhängig waren.*) Jener verlieh 

den PVeigrafen das Amt, dieser die Gei ichtsgewalt. Trotzdem 
behauptet der Erzbischof Wilhelm von Köln im Jahre n53: 
quod-ducatus Angarie et Westfaiie ex donatione imperiali ad 
ecdesiam Coloniensem pertinuerint et pertineant ab antiquo et 
ratione ducalis di^nitam omnes comitie libere eiusdem 
ducatüs sive jurisdictiones que vulgariter frygraifschafft vel stil- 
gericht apellanttir ad ipsum archiepiscopnm suosque predeces- 
sores et ad ecdesiam Coloniensem pertinuerint et pertinere 
noscuntur.*) Diesen Anspruch erkennt König Karl IV. an und 
macht dem Kölner das wichtige Zugestilndnis, allein im Herzoe- 
tum Westfalen Freistühle anordnen zu können.'') Diese TJr- 
kunde enthSlt zwei Irrtümer: erstens kann nach altem Recht 
von einem Eigentume der kölnischen Kirciie an den Freistühlen 
auf Grund der Herzoj^sewalt keine Rede sein, und zweitens 
wird in ihr, was allo'mnj^ erst aus der Vergleichung eines 
anderen Zeugnisses zu scnliessen ist*^, die Herzogsgewalt als 
ganz Westfalen umfassend angenommen. Hinsichtlich des 
zweiten Punktes ist allerdings das Vorhandensein eines Irrtums 
bestritten worden, da sich der Ausdruck ducatus nur auf das 
im Jahre i i8o der kölnischen Kirche verliehene Herzogtum 
beziehe.^) Doch hierüber später. 

Für den Irrtum, das Eigentum an den westfälischen Frei- 
gerichten stehe den Erzbischöfen auf Grund ihrer Herzogsgewalt 
zu, I9sst sich nur dann eine genügende Erklärung geben, wenn 
man, wit bereits früher von anderer Seite geschehen®), auf die 
der kölnischen Kirche von König Adolf von Nassau verliehene 
Statthalterschaft über den westfälischen Landfrieden zurückgreift. 
Freilich hat der auf dem Gebiete der westfälischen Freigerichts- 
barkeit hervorragendste Forscher sich dahin ausgesprochen, dass 
erst Kaiser Karl IV. in dem Landfriedensbrieie vom 25. Nov. 
1371 die Veme und den Landfrieden in Verbindung mit einander 
gebracht habe.^j Aber es ist doch wenig wahrscheinlich, dass 



1) Seibertz I, S. 644; et isti judices dicti Vrygreven (ninilich die 

im kölnischen Territorium, welche der F, rzhischof ernennt) 
auctoritateni judicandi in mcdiate a rege rccipiunt et idem servatur 
in Omnibus comitatibus consimilibus. 

2) Seibert z II, 728. 

3) S. vorige Note. 

4) S (irauert, a. a. O., S. ia4 ff. 

5) Lindner, a. a. O.. S. 4ii. 

6) Graucrt, a. a. ü., Kap. 5, welches die kölnische Statthalterscluift 
Ober die Vcmgerichtc in Nordwest&len behandelt- 

7) Lindner a. a. O., S. 44a. 
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der König durch seinen Brief plötzUch eine ganz neue Ordnung 
für Westfalen geschaffen habe. Denn sonst machen mr in 
den mebten Fällen die Beobachmng, dass für das Rechtsleben 

hervorragende königliche Verfügungen dem schon 'längere Zeit 
thatsächhch Bestehenden nachträglich die reichsgesetzhche An- 
erkennung oder eine feste Ordnung geben. Sollte hier die 
Sache nicht gerade so liegen? Es ist Inatsache, dass seit der 
Mitte des 13. Jahrhunderts die Freigerichtsbarkeit an Bedeutung 
gewinnt, dass steh die Anzeichen von einer Heimlichkeit der 
Sitzungen mehren.') Die einzige befriedigende Erklärung für 
diese Erscheinung isi daraus herzuleiten, dass in jener Zeit, wo 
das Eigentum mfolge der anarchischen Zustände im Reiche 
besonders gefährdet war, diejenige Gerichtsbarkeit, welche den 
Schutz des liegenden Kigens bezweckte, die Freif^erichtsbarkeit, 
mehr und mehr zur Geltung kam. Die aü^cmemc Unsicherheit, 
weiclic die westfälischen Städte damals veranlasste, zum Schutze 
ihrer kaufmännischen Interessen sich zusammenzuschliessen, 
zwang audt die bäuerlichen Kreise, zum Schutze ihres Grund- 
besitzes geeignete Massregeln zu treffen Sie verfuhren daher 
mit den Verorechern gegen das unter K* nigsfrieden stehende 
Eigentum, wenn sie ihrer habhaft wurden, besonders strenge, 
indem sie dieselben hängten, und dann umwobep sie wohl die 
Gerichtssitzungen, welche sich mit den entkommenen Verbrechern 
befassten, mit dem so wirkungsvollen Schauer der Heimlich- 
keit, damit die Verbrecher stets in Furcht schwclnen, ob ihnen 
nicht der Rächer ihrer Vergehen auf den i ersen sei. Natur- 
gemäs$ mussten sich Gerichte, welche, wenn audi nicht dem 
Namen so doch ihrem Wesen nach, hauptsächlich Land- 
friedensgerichte waren, später ebenso wie der Städtebiind an 
den vom Könige bestellten Landfriedenshauptmann anschliessen, 
obwohl wir hierfür nicht wie für den Anschluss des Siädte- 
bundes ein urkundliches Zeugnis besitzen. Das erklärt sich aber 
daraus, dass die Vemgerichte damals keine irgendw ie centra- 
listisch organisierte Institution waren wie der Städtebund und 
daher sich auch nicht corporativ an den Landfriedenshaupt- 
mann anschliessen konnten. Wir haben schon oben angedeutet, 
wie leicht die Landfriedenshauptmannschaft mit der Herzogs- 
gewalt verwachsen konnte, — und auf diesem Wege kam denn 
auch die Herzogsgewalt in Berührung mit der Veme. 

Doch fahren wir nunmehr in der Betrachtung der Land- 
friedensthätigkeu der Erzbischöfe, der ^'e^qulckung von Land- 
friedenshauptmannschaft und Herzogsgewalt und der allmäh- 

i) Lindner, «, a. O., S. XVm stellt dies fest, giebt iedoch keine 
Griinde an. 
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Heben Ausdehnung der Herzogsgewalt auch über Nordwestfalen 

fort. Uber den Landfrieden, welcher im Jahre 1305 zwischen 
dem Marschall von Westfalen neb^r den Städten des kölnischen 
Territoriums und den Bischöfen von Münster und Paderborn 
abgeschlossen wurde ^ ist näheres nicht bekannt, so dass wir 
uns mit der ErwShnung desselben begnügen müssen.') Im 
Jahre 1307 schloss Erzbischof Heinrich consideraio turbato statu 
terre Westfalie ac Incommodis dampnis et periculis diversis que 
fidelibus et opidis nostris ceterisque terre Westfalie ac par- 
tium adiaceniium incolis ex hoc proveniebant mit den Edlen 
und Städten Westfalens und dem Bischöfe von Paderborn einen 
Landfrieden, welcher sich unzweifelhaft auf das ganze 
westfälische Land bezog.^) Denn der Erzbischof nahm 
am 14. Mai 13 10 den Bischof Engelbert von Osnabrück und 
am 28. -Mai desselben Jahres den Bischof von Minden in das 
Bündnis auf.') Die einzige Beziehung auf das kölnische Her- 
zogtum bietet das Siegel. \ c!ches, vom Erzbischofe in der Ur- 
kunde selbst als sigillum ducatus nostri Westfalie ac pacis 
bezeichnet, die Aufschrift trägt ; S. Henrici archiepiscopi Colo- 
niensis ducis Westfalie et domini pacis.*) Wir haben oben 
angedeutet, wie leicht die Meinung aufkommen konnte^, der 
Erzbischof habe in demselben Gebiete, wo er das Kafntanat 
des Landfriedens verwalte, auch die Herzogsgewalt innc. Das 
erwähnte Siegel war sicher nicht dazu angethan, die Unklarheit 
über die eigentliche Ausdehnung des Herzogtumes und die des 
Landfriedenssprengeis zu beseitigen, da dasselbe Siegel als 
herzoslidies und Landfriedenssie^el benutzt wurde. 

Nach dem Tode König Heinrichs VW. mag die Stellung 
Erzbischofs Heinrich II. im nördlichen Westfalen etwas dadurch 
erschüttert sein, dass König Ludwig der Bayer aus Feindschaft 
ge^en den Erzbischof den Grafen Dietrich von Qeve zum 
Kochsstatthalter in Westfalen ernannte.^) indes hatte sich die 

i) Seiberts II, Sofi* Mendthai, «. a. O., hat diesen Frieden 

übersehen. 

a) Fahne l, S9. 

3) Friderici-Stüvc. Gesch. der Stadt Osnabrück 1. S. »10 und 
Westfäl. Provinziaiblätter I, Heft 2, Cod. dipL Nr. »3. Vergl. Grauert, 
a. a. O., S. 139—142. 

4) Fahne, 1, $g, Anm. Vergl. dazu Seibertz II, 5a6> Anm. und 
Grauert 139 ff. 

5) In der Cronica comitum et principum de CBvis et Marca. Sci- 
hcrtz, Quellen der wcstf. (Jcsch., S. 430 heisst es: In Westphalla quoquc 
(König Ludwig der Bayer) ipsum imperti vicorium instituit adversus Hen- 
ricum Goloniensem archiepiscopum hostem infestissimum. S. Grauert, 
S. t45 ff., wo die betreffende spätere Notis auf ihre GlaubwQrdigkdt ge* 
prüft ist. 
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Idee von der obersten Schutzgewalt des Erzbischofs über ganz 
Westfalen so festgesetzt, dass sie sich auch durch diesen Scnlag 

nicht verdrangen Hess. Im Jahre 1319 schloss Krzbischof Hein- 
rich schon wieder mit den Bischöfen von Munster und Osna- 
brück und den Städten Münster, Osnabrück, Soest und Dort- 
mund einen Landfrieden ab. Der Eingang der über diesen 
Akt aufgenommenen Urkunde lautet folgendermassen : Wi 
Henrich van godes genaden eyn archebiscoep van Colne dot 
condegh allen — dat wi dorech dat beste unses landes 
to Westfalen, unser man unde unser denstman unde aller 
der gener, dey dar inne vonentfastfdich sint van der Wipper 
wynto an de Weysere, hebet overdregen enes gemeynen lant- 
vredcs meyt der stat van Munstere, me\ t der stat van Osen- 
brugge unde meyt der twicr gemeyne stede unde stichte, me} t 
unser stat van Soest unde meyt d&r stat van Doretmunde, den- 
setven Vreden to hofdene sunder alle arge lysr. Diese Worte 
sind insofern sehr bemerkenswert, als hier der Erzbischof 
Westfalen als sein Land, den Schutz desselben als seine Pflicht 
bezeichnet und die Grossen und Städte, welche Westfalen an- 
gehören, zur Mitwirkung bei der Aufrechterhaltung des Land- 
m^ens heranzieht. Nicht etwa wird gesagt, dass der Erzbischof 
und die Bischöfe zum Besten ihrer Länder sich verbunden'), 
sondern der Erzbischof allein erklärt die Befriedung seines 
Landes Westfalen durch das F3ündnis der genannten Herren 
und Städte.^; Zu Hütern des Landfriedens werden für das 
kölnische Her^gtum (das Land südlich der Lippe) der west- 
fälische Marschau und für das Herzogtum Münster und die 
Diöcese Osnabrück der Bischof von Münster bestimmt. Hier 



1) Fahne I, 80. 

2) Es ist m. E. unzweifelhaft, dass mit dem .lande to Westfalen' nicht 
das engere kölnische, sondern ganz Westfalen t^cmeint sei, da im anderen 
Falle die Erklärung des Erzbischofs sehr e^'olstisch, das Verhalten der 
übrigen Bundesmitgueder sehr selbstlos wäre. Hierzu vergl. z. B. den An- 
fons der Landfrieaensurkunde vom Jahre 1 298 : Nos Wicboldus dei gratia 
s. Coloniensis ecclesie archiepiscopiis , Everhardus - Monasteriensium 
episcopus et Everhardus comes de Marca nec non magistri civiuni consules 
et universitates Monasteriensis , Susacicnsis et Tremoniensis civitatum, 
notum facimus . . . quod attendenies statum terre partium Westphalie . . . 
pacem juravimus. Seiberic I, 473. Hier enchdoea alle Kontrahenten 
ganz gleichgestellt, abgesdien davon, da» die gewSfanUche Rangordnung 
eingehalten ist. 

3) Für jedes Bundesmit^lied wird eine Anzahl von Bewaffneten be- 
stimmt, welcne es bei Landfriedensexekutionen zu stellen hat. Der Erz- 
bischof vif unde verthyc man mit orsen, der Bischof von Münster mit 
seiner Stadt daitich man mit orsen, der Bischof von Onoabrfidi mit seiner 
Stadt virtyn man mit orsen, die &adt Dortmund vif man mit orsen. 
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tritt wieder der Unterschied zwischen Herzogtum und Land- 
friedenssprengel der kölnischen Kirche ©ncrseits, zwischen dem 
Herzogtume des Erzbiscliofs und dem angeblichen Herzogtume 
des Bischofs von Münsicr andererseits scharf hervor. Die 
Machtstellung Ludwigs des Bayern mochte den Erzbischof 
wohl veranussen, sich möglichst vorsichtig den 
Fürsten des nördlichen Westfalens gegenüber zu 
verhalten, ihnen im Rahmen des Landfriedens- 
bundes eine grössere Selbständigkeit zu gewähren. 
So rettete er wenigstens seine ideell obernerrliche 
Stellung als Landfriedenshauptmann in ^anz West- 
falen, wie sie der Anfang der eben erwähnten Urkunde uns 
erkennen lässt.^f 

Im Jahre i;^25 vereinbarten die Burgmänner und Städte 
des Erzstiftes in' Westfalen mit willen und birade unses h&en 
bischop Henrikes van Colne unde sines neven, greven Robrachtes 
van Virncbürch des marschalkes van Westmlen einen Land- 
frieden, welcher indes nur für das westfälische 'reri iioriiim der 
kölnischen Kirche Bedeutung hatte.*/ Dieser Friedensbund wurde 
im folgenden Jahre durch atn offizieOen Beitritt des Erzbischofs 
Heinrich U. und seines Marschalls und durch den der Stadt 
Dortmund erweitert.^; Für unsere Zwecke haben diese beiden 
Friedensbündnisse nur geringe Bedeutung, so dass wir uns hier 
mit ihrer Erwähnung begnügen dürfen. 

Wichtiger ist der Landfriede, welchen am 8. Januar 1 338 der 
F>zbischof Walram von Köln, die Bischöfe Ludwig von Münster, 
Gottfried von Osnabrück und die Städte Münster, Osnabrück 
und Soest auf drei Jahre schlössen. Fast wörtlich stimmt die 
darüber ausgestellte Urkunde mit der vom Jahre 1319 überein; 
der Erzbischof begründet den Friedensvertrag dorch dat beste 
unses landcs tu vVestphalen; sein Marschall ist Hüter des 
Frie dens im kölnischen Herzogtume. der Bischof von Münster 
im Herzogtume Münster und m der Diöcese Osnabrück. Wir 
sehen auch hier wieder wie 13 19 eine gewisse Oberherrlichkeit 
des Erzbischofs fiber ganz Westfalen anerkannt, seine Herzogs* 
gcw alt jedoch auf das Land südlich der Uppe beschränkt. Auch 
hier bemerken wir wieder den schon 1319 erkennbaren Dua- 
lismus zwischen dem Frzbischofe von Köln und dem Bischöfe 
von Münster als Herzögen.^) 

1) Vergl. darüber Grauert» a. a. O., S. i43 ff. 

2) Seioertz II, 610. 

3) Seibertz II, GiS u. Fahn« I, 9a 

4) I.acomblct III, 3t«). 

3) Vergl. Grauen, a. a. O., S. 143 ff. 
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Im Jahre 1344 schloss der Marschall von Westfalen mit 

den kölnischen Burgmannen und Städten wieder einen nur auf 
das kölnische Territorium bezüglichen I/mdfrieden ab.') Wir 
erkennen aus dieser wiederhohen Erneuerung J.cs Landfriedens- 
bundes selbst für ein einzelnes Territorium, welche Unsicherheit 
damals in Westfalen herrschen mochte und wie wenig die ordent- 
liche Gerichtsbarkeit allein dem Raubgesindel gewachsen war.*) 

Aus dem Jahre r^- ist über emen Vertrai^ zu berichten, 
welcher zum Zwecke gegenseitiger Hilfeleistung gegen Übelthäter 
,op westfeUscher Erden" zwischen dem Marschälle von West- 
falen und den westfälischen Städten einerseits und dem Bischöfe 
von Münster und den münsterischen Städten andererseits auf 
fünf Jahre zu stände kam. Dieses Bündnis wurde vom Kölner 
Erzbischof und Domkapitel in einer Urkunde bestätigt, welche 
auch den Wortlaut des erwähnten »Vertrages enthält. Derselbe 
ist sehr kurz gefasst.') 

Bei dem Abschlüsse des erwähnten Landfriedensbündnisses 
hatte der Erzbischof selbst nicht mitgewirkt und nur nachträg- 
lich seine Zustimmung erteilt. Im Jahre 1348 sehn wir ihn 
oersönlich wieder einen Landfrieden mit dem Bischöfe von 
Münster, dem Grafen Engelbert von der Mark und den Städten 
Münster, Soest und Dortmund vereinbaren.*) Die Bestimmungen 
sind im grossen und ganzen die gleichen wie die in den Land- 
friedensverträgen von 1319 und 1338 getrotfenen; nur wurde der 
Zusatz gemacht, dass bei Streitigkeiten zwischen Bewohnern 
desselben Territoriums zuerst das ordentliche Gericht, in dessen 
Bearke die Streitenden wohnen, um Entscheidung angegangen 
werden sollte; erst wenn dieses einen Rechtssprudi verweigere, 

1) Seibert z II, 691. 

2) In seinem Berichte über die VerötTentÜchung der goldenen Bulle 
auf dem Reichstage zu Metz schreibt Levold von Nortnof. a. a. O., 
S. ii6: Ibi imperator fccit publicari diversas consiitutiones per insum 
editas, mukum utiles, inter quas erat una, quae ^onit remeaium 
contra diffidationes fraudulentas, quae cum in Westphalicis 
partibus videatur esse ncccssafia, ipsam Ju\i In hoc opere 
inserendam, sub hoc tenore. Folgt das Kapitel de diftidaiionibus 
der goldenen Bulle. An anderer Stelle werde ich ausf&hrlich Ober <Uese 
interessante Notiz Levolds handeln. 

5) Haeberlin, Anakcta medü aevi. S. 3o4. Dieser Landincde ent- 
l^t eine Bestimmung; welche bisher noch niemals in einem Landfriedens- 
vertrage getroffen war : Vortmer vorde eyn man mit blikenden schine ane 
ghericnte vorordeh, wey sik des anneme dat sule wy beyde widerstaen 
sementliken denghenen, de sich darteghen wollten sctien. Eine ähnliche 
Bestimmung kehrt erst im Landfriedensvertrage von 1374 wieder. Siehe 
Fahne II, 432, 6. Mendthel, a. «. hat audi den Landfriedei^ von 
1345 übersehen. 

4) Fahne II, 376. 
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sollte das Landfriedensgericht zustandig sein. Ebenso hat bei 
Streitiskeiten zwischen Angehr)rigen verschiedener Territorien 
dw Kläger zuerst das für den Beklagten kompetente Gericht 
anzugehen und erst, nachdem er hier kein Recht gefunden, beim 
Laudlriedciiigcricute seine Klage vorzubringen. Aus diesen 
Bestimmungen können wir deudich ersehen, dass die Land- 
friedensgerichtsbarkeit ganz an die Stelle der alten herzoglichen 
getreten war. Über Jen rcrritorialgerichten stehend, konnten 
die Landfriedensgencine l^ersonen aus den Territorien heraus 
vorladen und ebenso Berufungen annehmen. Du die Erzbischöfe 
nun an der Spitze der Landfriedensbundnisse standen und daher 
auf die Thätigkeit der Landfriedensgerichte einen hervorragenden 
Einüuss übten, so konnte auch infolge dieser Verhältnisse leicht 
die Vorstellung wach gerufen werden, als ob die Erzbischöfe 
für ganz Westfalen oberste Richter seien. 

Durch den Landfrkdensvenrag von 1 348 wurde, wie gesagt, 
die Kompetenz des Landfriedensgerichtes in etwa vermmdert. 
Es zeigt sich auch hier das Streben der Territorialherren, jede 
fremde, von ihnen unabhängige Gerichtsbarkeit aus ihren Terri- 
torien zu verdrängen. Als Hüter des genannten Landfriedens 
wurde für das Land südlich der Lippe wie auch früher der 
westfälische Marschall bestellt. Für das nördliche Westfalen 
ist. eine diesbezügliche Bestimmung laut der vorliegenden Ur- 
kunde nicht getroilen worden. Da aber des Marschalis Schirm- 
herrschaft sich nur auf Süd Westfalen bezog, so ist wohl als 
sicher anzunehmen, dass im Norden der Bischof von Münster 
das gleiche .\mr verwalten sollte: also wieder der seit 1319 
bemerkbare Dualismus zwischen dem Erzbischöfe und dem 
Bischöfe von Münster. Im April 1^48 trat der Graf Gottfried 
von Amsbei^ dem Landfrieden bei.*) 

Ein neuer Landfriede kam am 16. Oktober 1352 auf An- 
regung des Erzbischofs zu stände.^) Dieser erklärte wie bei 
den vorhergehenden Verträgen, dass er sich zum Schutze seines 

i) Ok wurden lüde twihachtig dee bcsete ueren in eyncs hercn lande, 
den sal de here scheiden mit niinne efte mit rechte. Ensche des nicht, wey 
sine novt beclag^et vor deme lantvrede unde vor den ghenen, dee 
lantvrcde gesworen hebhct, (Jcmc sal man richten nn v red es rechte. 
Ok wunde dee enc in evnes heren lande unde de andere in evns anderen, 
so sal dee cleghere esclien vor deme ammetmanne, efte van dem richtere 
dar dee andere under syt, dat he eme richte unde na lope des landes. 
Dede de ammetman efte riditere des nicht, wolde de cleghere dat be- 
claghen vor deme lantvrede dat solde man richten over den ammetman 
efte over den richtere na vredes rechte, unde dii sal ghescbeyo binnen 
achte da^en. Fahne II, 376. 

a) Fahne II, 376 Anm. 

3) Fahn e 1, 136. 
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Landes ,tho Westfalen' mit den Bischöfen Ludwig von Münster 
und Balduin von Paderborn, dem Grafen Engelbert von der 

Mark und den Städten Münster, Soest und Dortmund zur Auf- 
rechterhaltung des T. in Jfriedcns verbunden habe. Die Bestim- 
mungen des N'ertrageN entsprechen denen des Bündnisses vom 
Jahre 1348; nur machten die l erritorialherren einen neuen 
Vorstoss gegen das LandMedensgericht, diesmal g^en die 
Exekutive.^) Die Landfriedenstruppen sollen gegen emen zur 
Busse verurteilten Übehhäter nur dann einschrehen, wenn dieser 
sich weigert Genugthuung zu geben und von seinem Terri- 
torialherren allein nicht dazu gezwungen werden konnte. Auch 
hier bt also ein Zurückgehen der Centraigewalt des Landfriedens 
zu beobachten. Die Bestimmungen über das Schirmamt des 
Landfriedens sind die alten. Dem erwähnten Bündnisse trat 
im Jahre 1354 auch der Graf Gerhard von Jülich, Ravensberg 
und Berg für sein bergisches Land bei.*) 

Im Jahre 1358 erneuerte Erzbischof Wilhelm das Bündnis. 
Die darüber ausgestellte Urkunde isr nicht erhalten. Wir wissen 
von dem Abschluss eines Bündnisses in dem angegebenen Jahre 
nur aus emer Erklärung des Grafen Godhart von Arnsberg, 
welcher sich verpflichtet, ab Marschall des Erzbischofs die 
Truppen, welche dieser aJs Kontingmt beim Abschluss des Land- 
frieuens auf sich genommen hatte, auf eigene Rechnung fürder- 
hin zu halten.') Als Verbündete werden genannt: die Bischöfe 
Adolf von Münster und Balduin von Paderborn, der Edle Bern- 
hard von der Lippe und die Städte Münster und Soest. Die 
Verfassung des Bundes wird wohl ShnKch der des Vertrags 
vom Jahre 1354 gewesen sein. 

Einen neuen für uns sehr interessanten Landfrieden schloss 
Wilhelms Nachfolger Erzbischof Engelbert Iii. im Jahre 13Ö5 mit 
dem Bischöfe von Münster, dem Grafen von der Mark und 
den Städten Dortmund, Münster und Soest ab. Im Eingange 
der Urkunde hei st es folgendcrmasscn' i : Wy Engilbert van 
Godes genaden ertzebisscop van Colne doit kundlicn alle den 
de dessen breif siel unde höret lesen, dat wy vor dat beste 
unses alingen landes to Westfalen unser man unser 

1) Vortraer worde wey verbodet und vervolget vor deme landfrede 
als landyredes redit is, dey in disseme landvreüe tieseiten is. eder were 
under willkeme heren dey Beseiten were, dey soklc dat ricliten na vredes 
rechte sonder ar^elist. hedde dey here des neyne macht, so sal 
he eschen volge, dey sal man eme doyn unvertoghet sunder weder^ 
sprake. F a h n e I, 1 36, 7. 

2) Seibert z II, 730. 

3) l.acomblet III, 586. 

4) Fahne II, 409. 

itatoflMlM AbhMdlungen. VIL Haft. IWS. 8 
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denstman und aller der ebener de dar inne wonachtigh sint, 
op desse syt des Rynes nebbet overdraghen eynes landvredeft 

myt den ersamen heren, heren Florenz byssch'op to Munstere 
unde myt synen ghemeynen stichle unde heren Engilbert greven 
van der marke unsen neven, myt der stad van Munstere und 
unser stad van Seist und myt der stad van Dortmunde. Man 
müsste den Erzbischot für sehr egoistisch halten, wollte man 
annehmen, unter dem ,alingen lande to Westfalen" sei nur das 
Land südlich der Lippe verstanden. Schwerlich würde ihm da 
der Bischof von Münster seine Hilfe zur Ausrottung des Haub- 

Sesindels geleistet haben. Nein, wenn wir schon früher bei 
er Betrachtung der Landfriedensbündnisse in «dem lande to 
Westfalen" ganz Westfalen erkannten, so darf hier erst recht 
kein Zweifel herrschen, dass mit dem ,alingen lande to West- 
falen", welches der Erzbischof als sein Land bezeichnet, ganz 
Westfalen gemeint sei. Während nun früher bezüglich der 
Schirmgewalt über den Landfrieden in Westfalen ein Dualismus 
zwischen dem Erzbischofe bezw. dessen Marschall und dem 
Bischöfe von Münster bestanden hatte, ist derselbe jetzt ganz 
beseitigt. Wy hebbet, erklärt der Erzbischof), bevolen den 
vorgess. unsen neven greven Engilbert van der Mark unsen 
marschalke, dessen vrede to holdene unde to hudene van unser 
weghene, liker wys alse wy selven doin solden ofie wy dar 
by weren. Jedenfalls erscheint die Stellung des Erzbischofs für 
ganz Westfalen jetzt bedeutend fester als früher; zum Schutze 
seines ^apzen westfälischen Landes schliesst er ein Bündnis 
mit dann ansässigen Grossen und ernennt aus eigener Macht- 
vollkommenheit an seiner Stelle den Grafen von der Mark, 
seinen MarschaH. zum Hüter des Landfriedens für das ge- 
samte Gebiet, über welches sich dieser erstreckt ; der Mar- 
schall erhält dafür aus der Landfriedenskasse loo M. münster- 
scher Pfennige. Wie erklärt sich nun - das Erstarken de; 
erzbischöfiichen Einflusses in Westfalen? 

Wir haben es oben wahrscheinlich gemacht, dass die Statt- 
halterschaft über den westfälischen Landfrieden den Erzbischof 
in Verbindung mit der Veme brachte. Da die Statthalterschaft 
sich über ganz Westfalen erstreckte, so liegt kein Grund vor, 
den Einfluss, welchen der Erzbischof auf die Freigerichisbarkeit 
gewann, auf Südwcstfalen zu beschränken. Leicht aber konnte 
sich, wie wir auch schon bemerkt haben, wegen der Land- 
friedensthäri^keit der Erzbischofe die Ansicht buden, in dem- 
selben Gebtete, in welchem die kölnische Kirche des Land- 



i) Siehe vorige Note. 
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friedens walte, habe sie auch die Herzogsgewalt inne. Es hiess 
noch einen Schritt weiter thun, um auch das Protektorat 

der Krzbiscliöfe über die Verne aus dem Herzogs- 
amte abzuleiten. Dass dies geschah, beweisen zwei Ur- 
kunden des Jahres weniger diejenige, in welcher Kaiser 
Karl IV, dem Erzbischofe Wilheim das Recht verleibt, in seinem 
Herzogtume die von den Freigeriditen Verurteilten zu begna- 
digen'), ganz deutlich aber die, in welcher derselbe dem Erz- 
bischüfe allein das Recht giebt, Kreigrafen und Freistühle an- 
zuordnen.'*) Quod licet ducatus Angarie et Westfalie ex donatione 
imperiali ad ecciesiam Coloniensem perdnuerint et pertineant ab 
antiquo et ratione ducalis dignitatis omnes comitie 
libere eiusdem ducatus sive jiirisdictiones que vul- 
gariter frygraifschafft vel stilgericht appellaniur 
ad ipsum archiepiscopum suosque predecessores 
et ad ecciesiam Golonienseni pertinuerint et per- 
tinere noscuntur, sie quod nullus cuiuscunque Status vel 
conditionis aut dignitatis infra ipsum ducatum aliquam comi- 
tiarum — predictarum habere possit vcl debeat nisi per archie- 
piscopum — infeodatus fuerit de eisdem, nonnulli tarnen pre- 
missorum veritate suppressa a nobis necnon a quondam Ludwico 
de Bawaria — tnles comitias — infra supradictum ducatum se 
obtinuisse se quoque infeodatos esse asserunt de eisdem, — 
nos — omnes et singulas concessiones et infeodationes novas 
quibuscunque personis de comitiis — supradictts per oos et — 
Ludewicum de Bawaria factas — re\ocamus cassamus et — 
irritamiis In dieser Urkunde wird der Zusammenhang zwischen 
Herzopium und \'eme anerkannt, anerkannt aber auch, dass 
das Herzogtum sich über ganz Westfalen erstrecke. Denn, 
wie von anderer Seite bereits früher nachgewiesen ist^), kann 
sidi die Erklärung Karls W er hebe alle von Ludwig dem Bayern 
unrechtmässig betreffs Errichtung von Freistühlen gegebenen 
Privilegien auf, nur auf die Erlaubnis beziehen, welche dieser 
1332 dem Bischöfe von Aiinuen gab, nämlich in seiner Diöcese 
drei neue Freistühle zu errichten.^) Die Diöcese Minden be- 
trachtet der König also als einen Teil des Herzogtums Westfalen.*) 

1) Seibertz II, 727. 

2) Seih e rt z II, 72S. 

3) Grauert, a. a. S. 124. 

4) Pistorius, Scr. rer. Germ, (cd Struve) III. S. 84a 

5) I.indner, a. a. O., S. 4i 1 bemerkt, dass man die Sätze über die 
ungerechte Verleihung Ludwigs des Bayern in der angerührten Urkunde 
König Karls IV. nicht auf das Privileg för Minden vom Jahre 1332 be- 
ziehen dürfe, da der König vier Woclien später dem Bischöfe eine neue 
Urkunde betreds Errichtung von Freistühlen ausstelle. Aber L. sagt doch 
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Die angeführte Urkunde Karls IV. belehrt uns aber auch darüber, 
dass zur Zeit Ludwigs von Bayern und bisher unter seiner 
Regierung die Wahrheit unterdrückt sei, d. h. der Anspruch 
der Kölner auf die Hcrzogsge walt und die Ober- 
hoheit über die Verne für ganz Westfalen Wider- 
spruch gefunden habe. Darin haben wir den Grund zu 
suchen, weshalb die ErzbischÖfe seit 1310 bezüglich des Land- 
friedens für Nordwesifalen so sehr vorsicinig auftreten und den 
nordwestfälischen Bundesmitgliedern eine grössere Freiheit unter 
der Führung der Bischöfe von iMünsier zugestehen. — Von nun 
an, erklärt der König aber, die Kölner in allen ihren Rechten 
schützen, d. h. für die Anerkennung ihrer Oberherrlichkeit in 

§anz Westfalen sorgen zu wollen. Unter diesen Umständen 
arf es uns denn nicht wundern, dass wir den Erzbischof im 
Jahre 1 365 beim Abschlüsse des schon angeführten Landfriedens- 
bundes viel selbständiger auftreten sehen. Geschützt durch die 
Erklärung der kaiserlichen Majestät konnte er jetzt die Schonung 
nordwestfälischer Eigenart aufgeben, das ,alinge Westfalen* sein 
Land nennen und seinen Marschall zum Seil irmer des Land- 
friedens für ganz Westfalen einsetzen. Was um die Wende 
des 13. und 14. Jahrhunderts angebahnt und dann durch un- 
günstige Verhältnisse verzögert wurde . die Ausdehnung der 
neuen Herzogsae walt der kölnischen Kirche auch 
auf das nördliche Westfalen, sie wurde im Laufe 

selber, wie vergesslich man in der kaiserl. Kanzlei war. S. 4i2 helsst es 
bei L. wörtlich : „Da die kaiserliche Kanzlei inzwischen die Bestimmungen 

vom 18. Dez. 1353 vergessen um! dtni Johann von Padberg Freigerichts- 
barkeit verliehen hatte, widerrief sie Karl auf die Beschwerde Wilhelms 
am 2. Nov. 1366 u. s. w." Ebenso gleich darauf: Dass wenige Wochen 

und Tage vorher auch Jcr Eilele Johann von (jrafschaft und Burchard 
Stecke nebst Genossen im \'este l^ecklinghausen Urkunden erhalten hauen, 
welche dem Diplom von i s 3 zuwiderliefen, kümmerte die 
kaiserliche Kan/Ici nicht. I.. müsste konsequenterwcise den Schluss 
ziehen, dass das ilerzugtum der kolni.sclicn Kiiclie sich auch nicht 
über das Padbergischc und das Vest 1^ c cklinghausen er- 
streckt habe. Wenn Lindner nun anderen Verleihungen nachspürt, 
welche Ludwig zum Schaden der kölnischen Kirche erteilt haben könnte, 
und dabei auf die Kreiurafscliaftcn in Dortmund und im Arnsbergischen 
verfällt, so dürfte er auch damit irren. Die Freigrafschaft in Dortmund 
und die Freigerichte in der Grafschafir Arnsberg waren alte Institute, welche 
durch die rHiunde von 1353 gar nicht cetrofTcn werden sollten: antiquis, 
bemerkt diese ausdrückUch, concessionibus, infeodationibus sive jurisdictioni- 
bus dumtaxat exceptis, quas in suo robore volumus permanere. 
Ks wird durch die l'rkundc Karls IV. vnm t5. Dez. iß53 nur die ohne 
Genehmigung der Erzbischole auf Grund von l^iivilegien Ludwigs d. B. 
und Karls geschetiene Neuerrichtung von Freistühlen ungültig erklfirt. 
Das passt aber nur auf das Privileg für den Bischof von Minden vom 
Jahre 1332. 
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der fünfziger Jahre des 14. Jahrhunderts zur That- 
sache. Von da an umfaast das kölnisdie Herzogtum nach 
Anschauung der Reichsgewalt auch die Diöcesen Münster, 

Osnabrück und Minden.*) 

Wir wurden zu der vorstehenden Untersuchung über die 
Ausdehnung des Herzogtums Westfalen durch die Frage ver- 
anlagt, wie es zu erklBren sei, dass im Landfrieden von 1365 
die führende Rolle des Landfriedenshauptmanns viel schärfer 
her\ ortrete als früher. Kehren wir nun zu dem eben erwähnten 
Landfriedensbiindnisse z.urück. Wir sahen, dass seit dem Jahre 
1^48 die Kompetenz der Landfriedensgerichte und seit 1352 
die Kompetenz der Landfriedensexekutive bedeutend dngeengt 
wurde. Das Landfriedensgericht wurde seit jener Zeit für 
Bagatellsachen zur zweiten Instanz erhoben und das Land- 
friedensaufgebot sollte gegen den Verurteilten nur dann ein- 
schreiten, wenn der Territorialhcrr ihn nicht zur Busse zu 
zwingen vermochte. Auch 1365 kehren diese Bestimmunsen 
im Landfriedensvertrage wieder. Dadurch war die Selbstänmg- 
keit und Abgeschlossenheit der Territorien gesichert. 

Der kölnischen Kirche musste indes, da ihr die Herzogs- 
gewalt für ganz Westfalen von Reichswegen zuerkannt war, 
daran gelegen sein, nunmdhr auch in den Territorien des ganzen 
Westfalens grösseren Einfluss zu gewinnen. Um 1370 fasste 
daher der Marschall der kölnisclien Kirche für Westfalen, der 
Bischof Heinrich von Paderborn, den Entschluss, den west- 
fälischen Landfrieden zu einem Institute der Reichsverfassung 
zu machen und ihm dadurch eine festere Grundlage zu geben; 
zugleich beabsichtigte er, die Veme, welche bisher schon für 
den Landfriedensschutz thäti^ gewesen war, nun auch offiziell 
von der Reichsgewalt als em Organ des westfälischen Land- 
friedens anerkennen zu lassen.^) Deshalb bewog er den König 

1) Über die Stellung König Karls IV. cum Erzbisdiof Wilhelm von 

Köln vergl. noch Grauert, a. a» O., S. i5i. 

2) VergL die bei Kindner, Geschichte des Deutschen Reiches unter 
König Wenzel (Rraunschwcip iJ^yö/SoX S. 417 angerührten Belegstellen, zu 
denen \ on demselben Forscher noch in dem ofl angeführten Werke Die 
Veinc, S. 4-k) eine neue hinzugefügt ist. Gobelinus Persona Cosmodro- 
mium, aetas VI, cap. 72 berichtet z. B.: Hic Heinricus (episcopus Pader- 
burnensis) episcopos, comites et nobiles Westphaliae induxit ad faciendum 
pacem, sie quod cccksiae et coemiteria ac personac cccksiasticae mer- 
catores,^ peregrini et arantes cum rebus suis libertate tali gauderent, quod 
nemo eis vioientiam inferret et quicunque pacem illam frin^eret, suspendio 
interiret. Et haec pax iurata est servari et imperiall decreto, ut 
esset perpetua, Henrico episcopo procurante confirmata 
est. Vergl Joseph Fecker, Friedrich von Saarwerden, Münster Dis«. 
1880^ S. 16 ff. 



Digrtized by Google 



- n8 



Karl IV. zum Erlass eines Landfriedensbriefes, welcher Land- 
frieden und Verne als reichsrechtlich anerkannte Institute aufo 
innigste mit einander verquickte.*) Nachdem Karl IV. im Ein- 
gang des Briefes erklärt hat, dass er vom Erzbischofe von 
Köln, von den Bischöfen von Münster, von Paderborn und von 
Osnabrück und von dem Grafen von der Mark auf die grosse 
Unsicherheit in Westfalen aufmerksam gemacht sei, bestimmt 
er deshalb, ,daz nach datum ditz briefes alle kirchen, alle kirch- 
hotfe, alle hausleute und aller ir leib und gut darauffe sicher 
und friedlich wesen sullen; vortmer so sal die pßug mit den 
pferden und mit zweyn leuten die den bewarent, oieweil sie 
den acker pauwent und ackernt, veylich und sicher seyn ; ouch 
sullen alle wilden pferde veylich seyn: vortmer so sullen alle 
kaufleute, pylgereyn und geistliche leute ir leib und gut sicher 
seyn off den sträzzen für unrechter gewalt. . . . Wer ouch 
Sache, daz diese vorgeschrieben heren zu diesem rechte vmand 
duclite gut und nutze se3ni van herren und van Stetten die bey 
yn off umme sey gesezzen wcre. die mugen sie zu ym nemen 
und lazzcn sie daz recht ouch mit haben und sweren in aller 
der masse und weise als dieser brief innehaldet und begriffen 
hat. Wer aber sache daz vmand also ubel tette, der die recht 
zubreche, die oder den saf man zur stund mit der taet in des 
reiches und des landes, wo daz geschieht, achte vemc tun 
und onch rechtloz und von allen rechten uberwunnen sein, 
beyd lieyiiiiichs und offenlichs; und den mag man freylich 
angreyjfen in allen Stetten und strazzen und der oder die sullen 
n3mdert sicher und fridlich sein und dem oder den sal aller 
meniclich helffen, die da by ist, ob er darzu geheischer wird 
by des reichs oder kuniges banne. . . . Wer *^achc-, daz dis 
recht und unser keiserlich setzunge vmand m vveiciiea werden 
und eren wer der were ubererifie daz sal man hangen." 
Sodann enthält der Brief noch Bestimmungen über die Ernen- 
nung von Schr)ffen. An Stelle der Landfriedensgerichte sollen 
nach Karls IV. Verfügung die Freigerichtc treten, welche den 
Friedebrecher in die Verne zu bringen haben. Von den bisher 
vereinbarten westßUischen Landfrieden unterscheidet sich der 
Friede Kaiser Karls IV. dadurch, dass er als gesetzliche, fär alle 
Zeiten dauernde Institution auftritt.*) 

Die Mitwirkung der l erritorialherren zur Aufrechterhaltune 
des Landfriedens musste durch die Thätigkeit der unter köl- 
nischem Einfluss stehenden Freigerichte sehr geschmSlert werden. 

r) Seibertz II, 824. 

2) Über die Benennung und Bedeutung vei^l. Lindner, a. a. 

S. 447 ff. 
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Gerieten doch die Vemgerichte nicht aUzulanse nach dem Erlass 
des kaiserlichen Landfnedensbriefes gleichfalls durch kaiserliche 



Am 6. Juli 1372 verfügte der Kaiser, dass sämtliche Freigrafen 
der Herzogtümer Engern und V\'esifalen inter fluvios Weseram 
et Renum nur dann von ihm mit dem Banne belehnt ivfirden. 
wenn sie vorher vom Erzbischofe von Köln geprüft und 
als tauglich erachtet wären. ') Trotzdem Hessen sich am 25. 
Juli 1372 auf Anregung des Er/bischolL- die Bischöfe Klorenz 
von Münster, Heinrich von Paderbui n, ^ielcnior von Osnabrück, 
der Graf Engelbert von der Mark und die Stadt Dortmund herbei, 
dat recht und ghenade dat -• her Karel keiser — dem lande 
tho Westfalen — ghegheven hcwet truweliken na al unser macht 
to hodene und tho warene ane arghelist.^) Die Territorialherren 
aber mochten wohl bald zur Erkenntnis kommen, wie sehr bei 
dem letzten Landfriedensbündnisse ihr Einduss zu Gunsten des 
Kölner Erzbischofes geschmälert war und schlössen daher, ab- 
gesehen vom Rischofe von Osnabrück, im foiaendcn Jahre einen 
neuen Landfriedensbund.') Der Ejrzbischot selbst nahm an 
diesem nicht teil; aber der Bischof Heinrich von Paderborn, 
welcher das Marschallamt bekleidete, gehörte zu den Vertrag- 
schliessenden. Zwar wird auch bei diesem Landfriedensvertrage 
auf den kaiserlichen Brief Rücksicht genommen, jedoch nur 
um die Personen und Dinge zu bestimmen, weiche steten Frieden 
geniessen sollen und deren V^etzung daher Landfiiedensbruch 
bedeutet. Auch mit dem «handthfingen* soll verfahren werden, 
als des Keysers breywe uytwcvset. de hey oppe den vrede 
ghegheven lievet. Aber von einer Gerichtsbarkeit der Frei- 
geiicnte ist in dem Vertrage keine Rede. Das Landfriedens- 
gericht tritt wieder, wie m den filteren Territorialfrieden, deudich 
hervor. Z. B. heisst es an einer Stelle : Were ok dat wey den 
anderen vorclaghen wolde unde laden en vor lantvoghet (Vor- 
sitzender des Landfriedensgerichtes) dem en darf dey lantvoghet 
nicht richten, hy en hebbe den vreden evrst gesworen hat, eyr 
der tyt dat d^ Schicht schee, dar he den anderen umbe ver- 
clagen wyl. Uer Gedanke, welchen der Kaiser bei B<^rÜndung 
des Friedens vom Jahre t '71 luf Anregung seitens der 
kölnischen Kirche verfolgte^}, an Steile der Landfriedensgerichte 

t) Seiberts II, 829. Über die Emenmmg Erzbischofe Friedrich DI. 

zum Reichsgeneralvikar auch für Westfalen und Engem ver{^ Grauerl^ 
a. a. O,, S. 454 f. und Lindner, a. a. O., S. 43i. 
a) Seibert z n, 831. 

3) Friderici-Stüve, Gesch. d. Stadt Osnabrück II* 19. 

4) Vergi. Lindaer, a. lu O., S. 43(, 
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die Freigerichte zu setzen, war nicht durchgedrungen. Die 

Herren erkannten in den von den Erzbischöfen abhängigen 
Freigerichten eine Gefahr für die territoriale Abgeschlossenheit 
ihrer Länder und Hessen daher in ihren vertragsmässigen Land- 
friedensbündnissen die Landfriedensgerichte, auf weiche sie einen 
grösseren Einfluss hatten, bestehen. Im folgenden Jahre ( 1 374) 
erneuerten die Bischöfe von Münster und x^derbom, der Graf 
von der Mark und die Städte Münster, Soest, Osnabrück und 
Dortmund den Bund vom Jahre 1372.^} Derselbe sollte ewige 
Dauer haben. 

Der Landfriedensbrief des Kaisers vom Jahre 1571 zAhlte 

diejenigen Personen und Sachen auf, weldie jeder Zeit, im 
Krieg und im Frieden, Neutralität geniessen sollten, und wollte 
die sich an ihnen Vergreifenden den Vemgerichten ausliefern. 
Damit waren die Territorialherren, wie gesagt, nicht einver- 
standen und setzten den Landvpgt zum Richter über derartise 
Vergehen ein. Die Bundesakte, in welchem dies bestimmt wurde, 
enthielt -Mich nähere Bestimmungen darüber, wie die Vertrag- 
scliiiessenden gegen den vorgehen sollten, welcher den Königs- 
frieden gebrochen liatte und mächtig genug war, dafür die 
Sühne zu yerweisem.*) Aber es fehlte jede nähere Angabe 
darüber, wie viel Mann ein jedes der Bundesmitglieder zu einer 
Exekution zu stellen hatte. Wahrscheinlich sollten hierfür die 
Bestimmungen, wie sie zuletzt in dem unter Kölns Führung 
1365 zu Stande geituuimencii Landiiiedensvertrage getroffen 
waren, massgebend sein.*) Demnach hingen die Verträge, welche 
auf Grund des kaiserlichen Landfriedensbriefes 1^73 und 1374 
geschlossen waren, von dem ursprünglich westfälischen Terri- 
toriallandfrieden ab. Es darf uns daner nicht wundern, wenn 
im Jahre 1376 von den Herren und Städten Westfalens der 
Bund vom Jahre 1365 wieder erneuert wurde. Dieser wurde 
beiden Teilen gerecht: dem Erzbischofc sidierte er grossen 
Einfluss in Westfalen und bedrohte keineswegs die Selbständig- 
keit der Territorialherren. Ausserdem konnte er mit seiner 
straifen Verfassung ganz anderen Schutz gegen Friedebrecher 
gewähren afs der nur tm Scheinleben führende Kaiserfriede. 

1) Fahne, II, 422. 

a) Were ok dat wey verwonnen worde, dey ephene slote hedde yn 
dusscr hcren lande eftc slote ghewcJdet hcJJc, dair ynne efte dair by 
eder wcy dey hovede cfte husede, dair sai nian vor stallen, wanne dcy 
landvoghet cntQrschet na rade der heren unde der stede unde dat 
sal scheyn na mantacl als men den lantvrede plcghet to hol- 
dene. Fahne Tl. 422. Über die Mannzahl selbst fehlt jede nähere 
BestimmunL;. 

3) S. Fahne U, 409, i u. 2. 
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Wie im Jahre 1365 erklärt der Erzbischof am 12. Juli 1376, 
dass or zum Besten seines «alingen landes thö Westfalen' mit 

den Bischöfen Florenz von Münster und Heinrich von Pader- 
born, dem Grafen Engelbert von der Mark und den Städten 
Soest, Münster und Dortmund einen Landfrieden vereinbart 
habe, wiederholt mit einigen Zusätzen die Bestimmungen vom 
Jahre 1365 und ernennt zum Schhiss seinen Marschall Bischof 
Heinrich von Paderborn zum Beschützer des Landfriedens für 
ganz Westfalen. '1 Neben diesem Bündnisse bestand der auf 
Grund des kaiserlichen Briefes vom Jahre 137 1 geschlossene 
Landfriedensbund von 1 374 fort. Ein wichtiges auf diesen be- 
zuffUches Priviles erhielt der Erzbischof von Köln am 15. Juli 
1382. König Wenzel bekundet an dem genannten Tage, also 
as seliger gedechtnisse — der allerdurchleuchtigster furstc . . . 
keyser Karl dem erwirdigen Fridrichen ertzebisschoff zu Goln, 
, . ., Florentze zu Munster, Heinrichen zu Paderbume und 
Balthazar zu Osenburge zu der tzeit bisdioffen — und dem 
edlen Engelbrecht grafen zu der Marke, unserem lieben getrewem, 
demselven herzogthum und landen ewiclichen emen friede 
gegeben hat nach inhalt seiner offener besigelter briwe, die doruff 
sint geaeben, so habe er dem Erzbischof die Erlaubnis gegeben, 
in* den Frieden aufzunehmen, wer ihm gut dünke.^) Nach dieser 
Urkunde erstreckt sich das Herzogtum, und gemeint ist unfehl- 
bar das der k^>lnischen Kirche, auch über die Diöcesen Münster 
und Osnabrück. Denn unter den Ausdrücken Herzogtum und 
Landen, welche ganz ohne nähere Bestimmung auf einander 
folgen, darf man nicht etwas VerschicKlenes verstehen.*) Zuerst 
wird das Herzogtum als der umfassende Begriff genannt und 
dann werden die Lande als die das Herzogtum bildenden Teile 
zugefügt. Der Erzbischof galt als Herzog und Herr in dem 



1) Fahne II, Aiü. 

2) r.a com biet III, 868. 

^) Wenn etwas Verschiedenes darunter zu verstehen wäre, würde 
man m der Urkunde wohl auch die Reihe der Herreti so geordnet haben, 
dass man zuerst die dem kölnischen Herrogtumc angehörigen Herren und 
dann die nordwestfälischen genannt hätte, oder man würde die Ausdrücke 
Herzogtum und Lande näher bestimmt haben. Dafür, dass man den Aus 
druck Land oft und gern plconastisch zufügt, führe ich einige Beispiele 
an, welche mir beim oberflächlichen DurchblSttern einiger Urknndenexcerpte 
aufpestossen sind: die gantze praifschaft und dat Irin;' van Arnsberg, 
Seibcrtz II, 777. Comitatus et terra Arnsbergensis, Seibert z II, 703. 
binnen unsme lande ind graischafft van der iMarke, Lacomblet Ul, 
S. 779, Anm. In der Urk. Se i b e rt z II, 53z heisst es abwechselnd ducarus 
Westfalie und terra Westfalic. Bischof Heinrich von Paderborn nennt sich 
(Seibertz II, 813) marschalk in Westfiitlcn lande. Die Bdspiele liessen 
sich leicht noch vermehren. 
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ganzen Landfnedensbezirk, und deshalb und nur deshalb 

wird ihm auch ein auf den ganzen Landfriedensbezirk 
gehendes Privileg vom Könige verliehen. Ich glaube, dass 
gerade diese Urkunde demjenigen, welcher bisher noch nicht 
von der alimählichen Ausdehnung des kölnischen Ducats auch 
über Nordwestfsilen überzeugt ist, die letzten Zweifel nehmen 
müsste, dass 1 382 wenigstens die Thatsache dieser Ausdehnung 
unanfechtbar i<t. 

An demselben Tage nun, an welchem Erzbischof Friedrich 
das erwähnte Privileg erhielt, erlangte er noch ein anderes, viel 
wichtigeres, nämlich die Freigrafen im Gebiete der Herzog- 
tümer Westfalen und Engern mit dem königlichen Banne zu 
belehnen.') Da das Herzogtum Westfalen sich nun, wie wir 
nachgewiesen haben, nach Anschauung jener Zeit über ganz 
Westfalen erstredete, so galt auch letzteres Privileg natürlich 
für ganz Westfalen; die Ereigerichte in Nord- wie in Südwest- 
frtlcn wnrcn in gleicher Weise dem Finflusse der kölnischen 
Kirche unterstellt. Und wenn wir vorerst von thatsächlicher 
Ausübung des Investiturrechtes gegenüber den Freigrafen in 
Nordwestfalen seitens des Erzbischofs nichts merken, so be- 
weist dd^ nichts gegen die eben aufgestellte Ansicht; blieb 
doch vorerst auch die Grafschaft Mark und das Bistum Pader- 
born von einer diesbezüglichen Thätigkeit des Erzbischofs ver- 
schont, ohne dass doch jemand das kaiserliche Privileg vom 
Jahre 1382 deshalb auf cus kölnische Territorium be- 
schränkt wissen wollte. Seit dem dritten Dezennium des 15. 
Jahrh'inderts haben die Erzbischöfe thatsächlich in jinnz West- 
falen das Recht der Investitur den Freigrafen ^e;:^(.Miuber aus- 
geübt. Deshalb aber anzuneliineii, dass zu jener Zeit dem 
kölnischen Erzbischöfe erst das Investiturrecht für ganz West- 
feien vom Könige Sigismund verliehen sei, ist m. iE. nidit an- 
gängig. Im .lahre 1422 erklärt König Sigismund : Als wir ver- 
nomen haben, das die freie berichte und stüle in Westfalen 
gelegen einsieils also nicht gchalden und gerichi werden, als 
das oillich und von recht sin sollte . . so haben wir dem- 
selven erzbisschoff (Dietrich) zu Collen BÜa dnem herzc^en zu 
Westfalen befolhen, vollen gewalt und macht gegeben . . ., 
das er alle und icgliche friegraven in Westfalen gelegen alle 

{"ar zu einem mal uf einen genanten tsig und stat . . . zusamen 
Leischen sol und mag bei solichen «den, die sie uns, dem 
heiligen riche und dem rechten getan haben.') Hier wird also 



r) Scibertz f, 862. 

a) Die Urkunde ist abgcJruck bei Lindner, a. a. O., S. 633. 
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für ein Privileg, welches, wie die Folgezeit gelehrt, auf ganz 
Westfeien ging, die Herzogsgewalt des Erzbischofs als Grund 

der Verleihung angegeben ; aas Herzogtum der kölnischen Khrdie 
muss sich demnacli nach damaliger Anschauung über ganz 
Westfalen erstreckt haben. Härte nun König Sigismund einige 
Jahre früher*) dem Erzbischofe ein auf ganz VVestfalen bezüg- 
liches Privileg betreffs der Investitur der Freigrafen verliehen, 
so würde er es ihm entweder als seinem Statthalter, ohne einen 
Rechtstitel der k/^lnischen Kirche, wie die Herzogsgewalt, an- 
zuerkennen, «regebcn haben: dann wäre es geradc/ii unerfindlich, 
weshalb 1422 die Herzogsgewall und nicht vieknchr die Statt- 
haJterscheft zur Begründung des Privilegs herangezogen ist. 
Oder er hüttc es ihm als Herzoge erteilt, dann müsste sich also 
damals schon das Herzogtum der kölnischen Kirche über Nord- 
westfalen ausgedchnr haben. Nach Ansiclit derer, welche das 
Privileg vom Jahre 1382 nicht für ganz Westfalen gehen lassen 
wollen, hätte sich dann in dem Zeitraum zwischen 1382 und 
dem Ausstellungsdatum der nicht bekannten Urkunde die Her- 
zogsgewalt der Kirche auch über Nordwestfalen verbreitet. 
Gegenüber den vielen W^ahrscheinlichkeitsgründen, welche wir 
für den Bestand eines grosskölnischen Herzogtums schon seit 
der Mitte des 14. Jahrhunderts angeführt haben, wäre das aber 
eine wenig begründete Annahme. Es ist durchaus nicht zu 
bezweifeln, dass die kölnische Kirche seit 1382 das Recht hatte, 
für ganz Westfalen die Freigrafen zu investieren. 

Wir kehren nunmehr zur Betrachtung der Landfriedens- 
thätigkeit des Erzbischofs Friedrich III. zurück. Es wurde be> 
reits dargelegt, dass er im Jahre 1376 zwischen den meisten 
Grossen Westfalens ein Landfriedensbündnis nach Art der alten 
Territoriallandfncden zu stände brachte, ohne auf den Kaiscr- 
fneden, welcher selbständig weiter fortdauerte, Rücksicht zu 
nehmen. Auf diesen nun ging wieder ein Bund zurück, welcher 
im Jahre 1385 geschlossen wurde-) unil als der letzte .illt^^emeine 
westfälische Landfriedensbund bezeichnet werden kann. Ks war 
auch das letzte westfälische Landfriedensbündnis, an welchen» 
ein Erzbischof von Köln teilnahm. Obschon dieser Landfriede 
seinen Bestimmungen nach im grossen und ganzen auf dem 
Landfriedensbriefe des Kaisers Karl IV. vom Jahre 1371 beruht, 
ist doch von einer Rücksichtnahme auf die Freigerichte nichts zu 
merken. Wie in den alten Territorialfrieden wird auch hier als 
Landfriedensrichter der Landvogt bestellt, auf dessen Ernennung 



i) Wie Lindner. a. a. O., S. 4i9 vnll. 
a) Seibercs II, 87a 



üiyiiizeü by Google 



und Thadgkeit der Erzbischof wohl den grössten Einfluss übte.') 
Das letztere mag einem grossen Teile der westfölischen Herren 

nicht gcpasst haben; jedenfalls schloss die Mehrzahl derselben, 
darunter viele, welche dem Bunde von 1385 angehörten, einen 
Sonderbund , weicher indireict seine Spitze gegen das Land- 
friedensbfindnis von 1385 richtete. Eine S|)annung zwischen 
beiden Bündnissen geht schon aus der Bestimmung des Ver- 
trages von 1386 hervor: Vortmer wert sake dat de Tandvoghet, 
den wir nu ter tyt hebben, uns heren ofte den unsen nicht 
richten wolde unser eynen ofte uns allen, aise de breve 
utwuysent, de op desen vrede gegeven synt, so hebbe wy hem 
eyndrechtiken eynen anderen lantvoghet ghesat, de 
uns richten sal, aise alz de breve innenalden, de iip desen 
vrede geven synt. Es waren jedenfalls unhaltbare Zustände, 
wenn jetzt zwei grosse Bündnisse unabhängig von einander, ja 
in ebem cewissen Gegensatze zu einander rar Aufrechterhaltung 
des Landniedens in West&len sorgen wollten. Das Land hatte 
von den Friedensbündnissen woh! ebenso sehr oder noch mehr 
zu leiden als von dem Raubgesmdel. Denn wer nicht sein 
Schutzgeld entrichtete, genoss natürlich auch keinen Schutz, und 
um den Schutz zweier Bündnisse zm erkaufen, dazu gehörte 
selbstverständlich viel Geld.*) Das l^nd sehnte sich daher 
danach, das Danaergeschenk des Kaiserfriedens vom König 
wieder zurückgenommen zu sehen. Wenzeslaus willfahrte denn 
auch diesem Wunsche; am 10. März 1387 erklärte er, wann 
vorzeiten unser vater seliger keiser Karle und ouch wir in den 
Innden daselbst eynen lantfrlde durch gemacht ... bis uff 
wedcrruften, und. wann mit dem selven lantfriden 
yetzunt grosses geverde geschieht, getrieben und 

f* esint wird landen und mennigen Tuten zu ver> 
erbnisse unde nicht also geholden werdet aise 
er begriffen ist, und biHich geholden wurde, aise 
wir des kuntlichen un der weis et syn und grosse 
klage an uns komen ist, darumbe . . . so habe wir 
d^nsielben lantfride alle seine richtere gerichte 
urteile, und alles das dar uz gelt und daran henget 
wederuffet und abgetan.*) Damit war der kcmigliche 
Landfriedc für Westfalen zu Grabe getragen. Kin besonderes 



t) Lindner, a. a. O., S. 456. 

2) Lacombiet III, 907. 

3) Erzbischof Friedrich III. nimmt z.B. 13Ö7 die Stadt Brilon ^want 
sy irre gelt, up den vreden gesät, unswale hat bezalet*inden 
Landfrie<kn auf. Seibertz II, 873. 

4) Seibertz II, Ö73; besserer Abdruck bei Fahne II, 44i. 
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Landfriedensbündnis, dessen Wirkungskreis sich auf Westfalen 
beschränkt hätte, wurde nicht mehr abgeschlossen. Im Anfang 
der neunziger Jahre des 14. Jahrhunderts fand ein auf dem 
königlichen Landfriedensbrief von 137 1 basierender Bund, welcher 
vom Erzbischof von Mainz, vom Herzoge von Braunschweig, 
vom Landgrafen von Hessen und vom Bischöfe von Paderborn 

Beschlossen war, auch im westlichen Teile Westfalens Ver- 
reitung. Am 25. April i traten ihm der Erzbischof von 
Köln und der Graf von der Mark für ihre westfälischen Ge- 
biete b&*) und ebenso schloss sich ihm am 18. Mai desselben 
Jahres der Herzog von Berg an.'*) An der Spitze der Land- 
friedeiisbewegung sehen wir die kölnische Kirche in Zukunft 
nicin mehr. Sie hatte ja bereits das erreiclit, weshalb sie haupt- 
sächlich für die Befriedung des ganzen Landes Westfalen ein- 
aetreten war, die Ausdehnung ihrer Herzogsgewalt über ganz 
Westfalen, die Investitur sämtlicher westfölischen Freigrafen. 

Wir stehen am Schluss dieses Paragraphen . welcher uns 
das Hinausgreifen der Lnndfriedensthütigkeit der Krzbischöfe 
über die Grenzen des alten Herzogtums, die allmähliche Aus- 
breitung der kölnischen Herzogsgewalt auch über Nordwestfalen, 
die Entwicklung des Einflusses auf die Freigerichte in ganz 
Westfalen vorführen sollte. Es ist nicht ein in allen Einzelheiten 
klarer Prozess. welcher bezüglich der Ausdehnung der kölnischen 
Herzogsgewall über Nordwesifalen, der allmählichen Unterord- 
nung sämtlicher Freiaerichte unter die kölnische Kirche sich im 
14. Jahrhundert in Westfalen vollzieht. Aber das Eine kann 
man als sicher annehmen, dass das Herzogtum der 
Kölner »^eif der Mitte des 14. Jalirhunderts ganz 
Westfalen umfasste und dass demnach das der 
kölnischen Kirche im Jahre 1382 verliehene Recht, 
die Freigrafen zu investieren, sich auf ganz West- 
falen bezog. 

§ 13' 

Das Marschallamt für Westfolen. 

Da die Lrzbischöfe durcii ihr geistliches Amt, durch die 
Reichspolitik und die Sorge für ihre rheinischen Stifcslande sehr 
stark in Anspruch genommen waren, beauftragten slie einen 
besonderen Beamten mit der Vertretung ihrer Interessen in 
Westfalen. Dieser wurde im Gegensatz zum kölnischen Hof- 

i) Lacomblet III, 983. 
2} Lacomblet III, 
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marschall in der Regel Marschall von Westfalen genannt« In 
den ersten 50 Jahren des Bestehens des kölnischen Herzogtums 

ist wenig von der Ihruigkeit dieses Beamten zu bemerken; es 
ist sogar sehr zweifelhaft, ob es von Anfang an einen die Ver- 
waltung des ganzen Herzogtums führenden Beumien gegeben 
hat. Die Erzbischöfe zogen in den ersten Jahrzehnten sdbst 
öfter durch das westfälische Land und übten die Aufsidit über 
die eirv/eincn Beamten aus, welche sie in ihrem Herzogtum 
angesieilt hatten ; sie selbst nahmen, wenn es notwendig wurde, 
die herzoglichen Rechte in Westfalen persönlich wahr. Aber 
seitdem die Territorien, welche zwischen ihren Besitzungen am 
Rhein und denen in Westfalen lagen, sich mehr und mehr 
schlössen und dadurch den Verkehr zwischen beiden (lebieten 
zumal in Kriegs/.eiten sehr erschwerten, tritt das Amt des 
westfälischen A&rschalls schärfer hervor, nachdem es sich schon 
eine zeidang vorher hat nachweisen lassen. Anfangs noch 
wenig ausgeprägt, manchmal sogar in seinem Wesen für uns 
noch ziemlich unklar, nimmt es mit der Zeit wie an Bedeutung 
so auch an fester Gestaltung zu. Je mehr die Erzbischöfe selbst 
aus Westfalen zurückweichen, desto grösser wird die Selb- 
ständigkeit des Marschalls. Hieraus lüiite sich für die kölnische 
Kirche wohl eine grosse Gefahr cniwiclxeln können, wenn das 
Amt Lehen oder gar F>rblchen gewesen oder geworden wiire. 
Aber darüber wachte die kölnische Kirche sorgfältig, dass 
der Marschan stets den Charakter eines jederzeit absetzbaren 
Beamten behielt, dass er niemals allzulange im Besitze seiner 
Würde blieb. Wir sehen oft, dass Männer nur ^mz kurze 
Zeit das iMarschailamt bekleiden.') Meist triit auch mit dem 
Tode des jeweiligen Erzbischofs ein Personenwechsel im west- 
fälischen Marschallamte ein; doch kommt es auch vor, dass 
der Marschall nach dem Tode des Erzbischofs auch unter dessen 
Nachfolger seinen Posten beibehält. Z. B. erklärt Erzbischof 
Heinrich Ii. im Jahre 1307. m monie et emunitate bedelike 
munitionem scu oppidum prout per bone memorie dominum 
Syfridum, O>loniensem archiepiscopum predecessorem nostrum, 
seu Johannem de Plettenbracht marscalcum suum 
etnostrumWestphalie primo ceptum et inchoatum fuit, . . . 

i) Stets wurde der Amtscharakter des Marschallats betont. Z. B. 
heisst es tn dem Landfriedensvertrage von 1310: Vortmer bekenne (vsi) 

erchehisscop Hinric van Cnlne. were Jat unse neve, greve Ruprecht van 
Virneborch, unse marscalch, unscumet up geve, ofte uns avegenge 
mit dode oder mit anderen saken, uenc \vi dan selten in 
syne statt, dey sal dat sehe Jon unJe sal de se!' n^:!chr hebben tO 
disseme vrede. de he hadde in unseme hertochrike. i< a h n e t, äo. 
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duxinnus construendum.M Hiernach ist also Johann von Pletten- 
berg unter Erzbischof Sigfrid von Westerburg, unter Wigbold 
von Holte Marschall gewesen und erscheint als solcher auch 
noch unter Heinrich II. von Virneburg im Jahre 1307. 

Der Marschall von Westfalen nahm als solcher keinen 
höheren Rang ein, als ihm seiner Abstammung nach zukam. 
In Zeu^enreihen wird der Betreffende, mag er nun Graf, Edler 
oder Ritter sein, stets an der Stelle angeführt, wo er auch seinen 
Platz finden würde, wenn er nicht das Marschallamt verwaltete.') 
Der Inhaber des Marschaliamtes galt als siegelfähige Person. 
Z. B. bekräftigte 1266 Arnold, Marschall von Westfalen, eine 
von ihm ausgestellte Urkunde mit dnem Siegel, welches die 
Umsclirift trägt: Slgillum Arnoldi Marscalci Westf:ilic,-^i Ein 
uns aus dem Jahre 12^4 erhaltenes Siegel des Edellieirn Jo- 
hann von Bylsiein führt die Umschrift: S. Juliunnis Domini de 
Bylsteme Marscalci Westfialie.*) 

Der westfälische Marschall hatte als Vertreter des Erz- 
bischofs die Interessen desselben sowohl im westfälischen 
Territorium als auch im Herzogtum der kölnischen Kirche 
wahrzunehmen. Natürlich lag wegen der fortschreitenden Aus- 
bitdung der Territorialität und des altmählichen Absterbens der 
hcrzc^ichen Rechte der Schwerpunkt seiner Thätigkeit in der 
Sorge für das kölnische Territorium; daneben aber galt er, so 
lange die kölnische Kirche noch einen Schimmer herzoglicher 
Rechte in Westfalen bewahrte, als Vertreter des Herzogs wenn 
nicht in allen, so doch in den meisten Beziehungen, ui seiner 
letzteren Eigenschaft werden wir nach der Anlage unserer Arbeit 
den Marschall näher zu behandeln haben. Seme Thätigkeit für 
das eigentliche Territorium aber werden wir nur gelegentlich 
streifen. 

Von den militärischen Befugnissen des herzoglichen Amtes 

war, wie wir gesehen, nur wenig übrig geblieben. Der Erz- 
bischof konnte nur über die Lehnsleute verfügen, welche in seinen 
westfälischen Besitzungen ansässig waren. Das Recht, die Mi- 



1) Seibertz II, 5i8. 

2) Vergl. z. B. Zeugenreihe in Urk. Seibertz I, 317: Godcfridus 
comes de Arnsberg, Henricus comes de Virnebui^h, Adolphus comes de 
Waldeck, Otto et Cooradus comites de Everstein, uterque Bertoidus de 
Buren, Gerardus de Wfldeobere, Sifridus comes de Wedegensteyn, 
Hunoldus marscalcus Westfalie, Goiswinus de Rodenbe^ Henri- 
cus de Vitinchoven u. s. w. 

3) Seibertz I, 334, Anm. 

4) Seibertz U Dos Siegel ist Seiberts, Siefjdtafd Nr. 5, 3 

ali^ebildet. 
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nisterialen des Erzbischofe aufzubieten, hatte auch der Marschall.^) 

Ebenso kann in dem Falle, wo sich noch ein Rest des alten 
herzoglichen Heerbannes nachweisen liissi, der Mar'^chall an 
Stelle des Erzbischofs die Bevölkerung zu den Wallen ent- 
bieten fassen. Kam z. B. ein Landfneaensbruch vor, so hatte 
der Er/bischof oder sein Marschall das Recht, die (jografen 
aufzufordern, mit der waffenfähigen .Mannschaft ihrer Bezirke 
den Friedebrecher zu verfolgen.^) Ebenso wird beim Abschluss 
der westfälischen Landfriedensbündnisse des endenden 13, und 
des 14. Jahrhunderts ausgemacht, dass der Marsclmll anstatt 
des Erzbischofs die Landfriedensexekutionen entweder in ganz 
Westfalen oder docli im k(">lnischen Herzogtum leiten soll.^) 

Landtage in Westfalen abzuhalten, wie der Erzbi^^chof es 
bei seiner Anwesenheil hierselbst that, war dem Marschall nicht 
möglich, da er, an Rang gewöhnlich niedriger stehend als cÜe 
mächtigen westMschen Grossen, nicht die nötige Autoritiit 
besass , um diesen gegenüber die herzuglichen Rechte auszu- 
üben. Das Placitum zu Lippstadt im Jahre 1201, auf welchem 
der Bischof von Paderborn und der Graf von Arnsberg ver- 
söhnt werden sollten*), wurde wohl nicht von dem allerdings 
anwesenden Marschall Grafen Otto von Everstein einberufen, 
da die Grossen in jener Zeit sich nicht einmal mehr vom Erz- 
bischofe zu einem Landtage entbieten lic-ssen, geschweige denn 
von einem Marschall. Es handelt sich einfach um einen von 
Vermittlern, zu welchen auch der Marschall gehörte, angesetzten 
Sühnetermin.*) Inwieweit der Marschall mit der Vorbereitung 
der Landtage, welche der Kr-zbischof in Westfalen abhalten 
wollte, betraut war. lässt sich nicht feststellen. Im Jahre 1343 
musste sich Johann von Reiferscheid bei Übernahme des Mar- 
scballamtes verpffichtm, dem Erzbischofe, wenn dieser . zu par^ 
lamente mit cien herren of mit den Steden" nach estfalen 
komme, fr-cie Kost zu liefern.*^) Diese Verpflichtung ist indes 
dem erwähnten Marschalle deshalb auferlegt, weil er sein Amt 



1) z.B. heisst es in der Urkunde Lacom b 1er II, 776, durch welche 
sich Graf Otto von Everstdn zum Lehnsmann der kölnischen Kirche er- 
klärt: nos ipsum dominum nrchiepiscopum dt ecclesiam Coloiiiensem iuvare 
prümitlimus contra quoscunque sicut vasallus et J'idclis .suum tenetur do- 
minum adiuvare. Preterea . . . marescaicurft . . . VVestphalie qui pro 
tempore Aierit* simiüter juvabimus et juvare promictimus, cum nos 
dttxerit requlrendos, et ipse marescalcus nos invabit sniittter vice versa. 

2) Seibertz I, S. ti44. 

3) S. darüber den vorigen Paragraphen. 

4) Seibertc I, 438. 

5) S. oben S. 20. 

6) Lacomblet III, 4oo. 
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auf eigene Rechnung verwaltete'); dass sie jedem Marschälle 
auferlegt worden sei, ist nicht anzunehmen. 

Als Vertreter des Erzbischofes in Gerichtssachen fand der 
Marschall nur im kölnischen rerritorium Anerkennung. Im 
amtlichen Verzeichnis wird das Recht des Erzbischofs, überall in 
seinem Herzogtum seinen Richterstuhl aufschla^n zu können, 
keineswegs auch auf den Marschall ausgedehnt. Daher muss die 
Behauptung des Marschalls Johann von Plettenberg: farchiepis- 
copi) jurisaictionem temporalem per Westphaliam exerccmus-), 
auf das kölnische Territorium in Westfalen reduziert werden. 
Die Grossen Westfalens betrachten den Marschall von West- 
falen keineswegs auch als denjenigen, welcher an Stelle des 
Herzogs das Recht auslegen könne. Obschon der Marschall 
von Westfalen Otto von Everstein bei dem Versuche, den Bi- 
schof von Paderborn und den Grafen von Arnsberg zu ver- 
söhnen, persönlich beteiligt war, wenden sich die Vermittler 
doch, da über eine Rechtsfrage Unklarheit herrscht, an den 
abwesenden Er/.bischof von Köln als Herzog von Westfalen 
und ersuchen ihn um Entscheidung.*) 

In der Rolle eines Landtriedensbeschützers und Eriedens- 
vermittlers tritt der Marschall von Westfalen oft und mit Er- 
folg hervor. Hier erscheint er als eifrwer Vertreter des Erz- 
bischofs, so dass -^cll st Klöster seinen Schutz nachsuchen und 
sich von ihm den Erwerb von Gütern zu grösserer Sicherheit 
bestätigen lassen. Im Jahre 1241 bringt der westfälische Mar- 
schall Gottfried einen Vergleich zwischen dem Kloster Bredelar 
und Konrad von Ybbek über einige Güter in Nutlon zu stände 
als ^''ertreter, wie er erklärt, des Erzbischofs von Köln, welcher 
zur Zeit gefangen gehalten wurde.*) Der westfäliche Marschall 
Hunoid von Plettenberg besiegelte 1258 eine Urkunde, in welcher 
der Vogt von Geseke, Gottsdialk von Erwitte, auf verschiedene 
angemasste Vogteirechte zu Gunsten des Klosters Geseke ver- 
zicntete.^ Wahrscheinlich war Hunoid auch derjenige, welcher 
den Vogt 7.i\r Kinstellung seiner Übcrgrilfe veranlasste.. In dem 
Friedensinsu umcnt, weiches die Bruder Berihold der Ältere und 
Berthold der Jüngere nach heftigerFehde ausstellen (12 58 ). werden 
der Erzbischof von Köln und der Bisdiof von Paderboni als 
Garanten der Vertragsbestimmungen eingesetzt. Statt des £rz- 



1) S. oben S. 2 3. 

2) Seibertz T, 470. 

3) Seiherrz \, 438. 

4) Wilmans IV, 31.4: nobis (Godfrido) in hac causa vicem domni 
Cöloniensis archiepiscopi gerentibus, qui interiin in captiTitate tenebatur. 

5) Seibertz I, 311. 

Historische Abhandlungen, VII. llell 1B95, 9 
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bischofes soll nun der Marschall von Westfalen m Verbindung 
mit dem Bischöfe von Paderborn Feindseligkeiten zwischen den 
Brüdern möglichst hintanzuhalten suchen und, wenn einer der 
Brüder den V ertrag verletzt, gegen diesen energisch einschreiten.^) 
Als im Jahre 1260 zwischen dem Erzbischofe von Köln, dem 
Abte von Corvey und dem Herzoge von Braunschweig ein 
Vertrag über das Herzogtum Westfalen u. a. zu stände kam, 
wurden von den drei Parteien Männer bestimmt, welche etwa 
auftauchende Streitigkeiten durcli einen Schiedsspruch beilcjgen 
sonten.") Unter denen, welche der Erzbischof fiir sich in diese 
Kommission ernannte, war der erste sein Marschall Hunold.") 
Erzbischof Engelbert II. ernannte in seiner Vertretung im Jahre 
1265 den Marschall Arnold zum (Garanten des zwischen dem 
Bischöfe von Paderborn und dem Landgrafen von Hessen 
abeeschlossenen Landfriedens.*) Arnold selbst entschied im 
folgenden Jahre einen Rechtsstreit zwischen Arthur von Swewe 
und Rudolf Gotho über Güter zu Swewe.^) Der Nachfolger 
Arnolds Heinrich von Plettenberg nahm noch in demselben 
Jahre das Kloster Welver gegen die Bedrückungen Geriiards 
Klot von Dinker in Schutz und zwang diesen zu der ErklS- 
rung, dass er niemals mehr in Zukunft das Kloster belästigen 
würde.®) Im Jahre 1269 war der Marschall Robert zugegen, 
als der Rat \(>n Brilon /nr Sühne für die Tf')tiing Gottfrieds 
von iluckaiac und Fraacus dem Kloster Bredelar eine Mark 
Pfennige jährlich zu entrichten versprach.') Eine zu Gunsten 
des Klosters Kiistclbere von Erzbischof Engelbert II. getroffene 
und von Erzbischof Sigfrid genehmigte Verfügung über die 
Kirche zu Winterberg bekräftigte i'i-jh Konrad von Elverfeldt, 
Marschall von Westfalen, aui seinem Siegel, ne per nos vel 



1) Finke, W. U. FV. 730. 

2) Seibertz I, 317; I.acomblet [f, 489. 

3) Zwischen marschalcus Wcstfalie und Gozwinus de Rodenberg gehört 
entscliiedcn ein Komma, welches von Lacomblet auch gesetzt ist. Wahr- 
scheinlich hat es In der Schiedsrichterreihe gerade so gelautet, wie in der 
Zeugenreihe : Hunoldus marscalcus Wesifalie, Goiswinus de Rodenberg u. s. w. 
Die Reihe der Schiedsrichter ist oUcnbar nicht genau. Denn statt der zehn 
Schiedsrichter, welche anjjegeben werden sollen, sind» was bis jetzt noch 
niemandem aufgefallen tu sein sdieint, nur acht genannt. 

4) Kinke, \V. V. IV, 1026. Am Schluss helsst es: nos Arnoldus 
marscalcus Westfalie nomine venerabiliä dumini nostri Coloniensis archte- 
piscopi et nos Ludolfus comes de Dassele et Conradus nobiUs de Sconcn- 
oerg predictam pacem in omnibus articulis . . . Ude COrporaliter prestita 
promisimus inviolabüiter observare. 

5) Seibertz l 334. 

6) Seibertz I, 340. 

7) Finke, W. U. IV, 1167. 
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per alios officiales dicti domini nostri archiepiscopi Coloniensis 
ordinado facta imposterum infringatur.^) ^ Herrorragcnd ist 
die Rolle, welche dem westfälischen Afarschall Dietrich währctid 

des nach dem Tode des Bischofs Simon entstandenen Schismas 
in der Diöccse Paderborn zuticl. Die Finkünfte aus den Städten 
des genannten Hochstifts sollte während der Dauer des Schis- 
mas one Kommission von 12 Männern erheben und nach 
Gutdünken darüber verfügen. Wenn die 12 sich über die 
'Ver^^'end^Inp der Einkünfte aber nicht einigen könnten, dann, 
wurde bej^tHTim: . sollte der kölnische Marschall Dietrich die 
entscheidende Summe haben.-; Auch hier hat demnach der 
Marschall von Westfalen die Aufgabe, durch sein Eingreifen die 
Ruhe und Ordnung in dem Herzogssprengel aufrecht zu er- 
halten. Im Jahre 1281 cnt^-hied der westfälische Marschall 
Goswin von Eppenhusen einen Streit des Klosters W'eding- 
hausen mit dem Konrad V'isceken zu Gunsten des ersteren.') 
Derselbe war im folgenden Jahre in Verbindung mit dem Bi- 
schöfe Koorad von Osnabrück Schiedsrichter in einem Streite, 
welcher zwischen dem Elekten Otto von Paderborn und dem 
älteren Grafen Otto von Everstein über die Villikation in Hegen- 
hausen ausgebrochen war. Der Schiedsspruch fiel zu Gunsten 
den Grafen aus.^) Im Jahre 1287 vermitteln der Graf Ludwig 
von Arnsberg und der Marschall Johann von Bilstein in einer 
Streitsache zwischen dem Kloster Himmelpforten und den Ehe- 
leuten Konrad und Klara von Ense.*) Johann von Bilstein 
bekundet 1289 einen zwischen dem Kloster Welver und den 
Erben eines Dietrich Rump abgeschlossenen Vergleich. Bemer- 
kenswert ist der Schluss der betreffenden Urkunde: In hiiius 
itaque rei testimonium ac tirmitatem perpetuam nos Johannes 
dominus de Bilstene marscalcus Westfahe, Gotfridus decanus 
cbristianitatis in Attendome, rogati a sepedicta vidua et eius 
heredibus presens scriptum duximus sigillorum nostrorum muni- 
mine roborandum ; ego quoque Gotfridus de Rudenberich. quia 
supradicta bona in mea cometia seu districtu sunt sita, simihter 
rogatus a partibus sigillum meum . . . duxi presentibus litteris 
apponendum.*) Wie wir sehen, nimmt der Marschall von West- 

1) Scibertz I, 373. 

2) Finke, W. U. iV, iSig (12. Juli 1276): Si autem ist! duodecim 

in hac ordinationc concordarc non püsscnr, cum qua parte dominus 
Thidericu:» marscalcus Coloniensis conscnserit, hoc habebit 
processum etc. 

3) Seiberiz I, y^. 

4) Finke, W. LL IV, i665. 
3) Seibertz I, 419. 

6) Seibertz 1, 427. 
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falen als Zeuge einen ehrenvollen Platz ein ; er steht so^ar vor 
dem Decan von Attendorn und dem zuständigen Freigrafen 
Edelherrn Gottfried von Rüdenberg. Unter denjenigen, welche 

im Jahre 1291 den Bischof von Paderborn und den Grafen 
von Arnsberg auszusöhnen versuchten, war auch der damahge 
Marschall Graf Otto von Eversiein.^) Er tritt jedoch nicht 
besonders hervor, namentfich nicht ab Vertreter aes Herzogs ; 
denn die Grossen wandten »ich, wie wir oben schon ervi^hnt, 
an den Erzbischof ^clb^t, um von ihm die Auslegung einer 
Streitfrage zu erhalten. 1205 bekunden der Marschall Johann 
von Plettenberg, der Ritter Godebert von Dedenhausen und 
der FVeigraf Bernhard zu Hare, dass Ritter Rudolf von Horn 
dem Kloster Walburgis in Soest den Zehnten im Dorfe Brüning- 
hausen und auf dem Hofe zu den Fschcn verkauft habe^) 
Auch hier ist der Marschall ohne Zweifel gebeten worden, 
dem Kaufaivte beizuwohnen, damit sein Siegel der darüber 
ausgestellten Urkunde eine grössere Sicherheit gebe. Wir 
sehen, dass der Marschall bemüht war, an Stelle des Erzbischofs 
zur Aufrecl iterlialtung des Lp.ndfricderi'^ das Seinige beizutragen, 
indem er entweder Güterscnenivungen oder Güterkäufe bestä- 
tigte, um späteren Streitigkeiten über die Rechtmässigkeit jener 
Mite vorzubeugen, oder mdem er bereits ausgebrochene Strei- 
tigkeiten beizulegen suchte. Mit dem Rückgange der herzog- 
lichen Macht in Westfalen musste sich diese Tnäti^eit natur- 
gemäss mehr und mehr auf das eigentlich kölnische Territorium 
m Westfalen beschränken. Indes gab der Erwerb der Land- 
friedenshauptmannschaft über ganz Westfalen durch die köl- 
nische Kircne auch der Landfhedensthätigkeit des Marschalls 
einen neuen Aufschmmg. In dem Landfriedensbündnisse, 
welches 1298 von dem Erzbischofe Wigbold, dem Bischöfe 
Eberhard von Münster, dem Grafen Eberhard von der Mark 
und den Städten Münster, Soest und Dortmund abgeschlossen 
wurde, lautete eine Bestimmung, bei etwa nötig werdenden 
Exekutionen gegen Friedebrecher sollte der Krzbischof oder, 
wenn dieser in Westfalen nicht anwesend sei, sein Marschall 
die Verbündeten zu den Waffen rufen und den Fddzug aegen 
die Übelthäter leiten.^) Dadurch musste der Marschall un- 
zweifelhaft in ganz Westfalen an Ansehen gewinnen. Im Jahre 

1) Seibertz I, 438. 

2) Seibertz I, 453. 

3) Das Ansehen des Amtes scheint dadurch bedeutend gewachsen 
zu sein; denn im i4. Jahrhunderl waren mehrere ürafen und selbst der 
Bischof von Paderborn Marschälle von Westfolen. 

4) Seibertz I, 473, 
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1305 schloss er selbständig mit der Stadt Soest und den Bi- 
von Paderborn und Münster einen Landfrieden ab, 

welchem noch in demselben Jahre die Stadt RedJinghausen 

beitrat.') Auf einem Landfriedenstage, welcher 1303 in Ueckiim 
stattfand, war neben dem Bischöfe von Münster und dem ( Trafen 
von Rietberg auch der westfälische Marschall Johann von Pletten- 
berg zugegen.') \ti der Urkunde Über das Landfriedensbündnis^ 
welches der Erzbischof Heinrich von Köln 1307 mit demPader- 
bomer Bischöfe abschloss, bemerkt jener: Cum modicum vel 
nichil sitpacem ordinäre nisi sit, qui eam tueatur, nosque proptcr 
diversa nostre ccclesie negocia, licet simus pacis dominus, non 
possumus dicte pada tractatibus Interesse, eommisimus mar- 
schalco nostro Westvalie, qui pro tempore fuerit, 
vices nostros, volentes, ut ipse nomine nostro 
nobis absentibiis iudicet. quc ratione pacis emer- 
serint judicunaa, pacem tueatur.**; Da sich das hier 
erwähnte Landfriedensbündnls , wie oben nachgewiesen, über 

?ianz Westfalen erstreckte*), so gewann der Marschall als Land- 
riedensrichter auch in Nordwestfalen Einfluss. Im Jahre i;^on 
entscheidet er gemeinschaftlich mit dem Edlen Bcrthold von 
Büren und den übrigen Konservatoren des Friedens nach längerer 
Untersuchung einen Rechtsstreit scwischen dem Kloster Benning- 
hausen und den Brüdern von Holthausen über Güter zu Eickel- 
born zu Gunsten des Klosters.^) An der darüber ausoresteliten 
Urkunde hängt eins der wenigen uns bekannten Landfriedens- 
siegel des Erzbischofs Heinrich II.°) Im Jahre 1319 schloss 
Erzbischof Heinrich von Köln mit den Bischöfen von Münster 



1) Die wichtige Urkunde Seibertz IT, 5o8 ist von Mendthai bei 

der Zusammenstellung der \vestf:ilischcn I .andfrieden übcr'^chcn. Recklinf?- 
hausen erklart: honesti viri dominus Johannes de Plettenbrec njiles West- 
folie marescaicus et scabint consules et universitas civitatis Susaciensis 
cum omnihus civitatibus et ojMdis ccclesie Coloniensis marcscaico com- 
missis ex una parte ncc non vcncrabiles patrca domini Padcrbornensis et 
Monastcriensis eptscopi cum suis dioccesibus et dominis ... eis ad- 
herentibus in pacem concordaverint in festo pentecostes quod fuit anno 
domini M^'CCC* qutnto. Die eigentliche Landfric Jensvertragsurkunde ist 
nicht erhalten. 

2) Falkmann- Preuss, Lipp. Reg., M^. 

3) Fahne I, 59. 

4) S. oben S. io8. 

3) Seibertz II, 5x6. Der Ein^ng der Urkunde lautet: nos Bcrtoidus 
dooiimu de Buren, Johannes de Plettenbracht miles Westfalie 

marscalcus et ceteri conservatores sancte pucis tarn a reve- 
rendo patrc dominu archiepiscopo Coloniensi quam a viro nobili . . . 
domino de Lippia constituti. 
6) Seibertz Ii, 326 Anm. 
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und Osnabrück und den $tädten Münster, Osnabrück, Soest 
und DoRinund einen Landfriedensbund.^) Der Erä^chof er- 

klärte damals : Vortmer wante wi vorgenante bisscop Hinrik 
van Colne in Wesfalen lande to allen rvden nicht wcsen nc 
mögen, so bevelen wi deme edelen manne greven Floprecht van 
Verneborch, unsem neven unde unseme marscalke van West- 
falen unse gewalt, den vorgenanten vrede van unser wegene 
to hodenc . . ., so dat he eyn huedere unde eyn bescermere 
sy of dcssit der Lippe des vredes in unseme hertogrike. Hier- 
durch wird also das Friedensrichteramt des Marschalls von 
Westfalen auf das Land südlich der Lippe beschränkt. Die 
Gründe hierfür haben wir schon in dem vorhergehenden Ab- 
sdxnitte gebracht, so dass es hier genügen mag, darauf zu ver- 
weisen. Einen nur auf das südliche Westfalen bezüglichen 
Landfrieden vereinbarten am 23. Februar 1326 der Krzbischof 
Heinrich IL, der Marschall Kuprechi von V'irneburg, uie Buig- 
roSnner und Städte des Erzstifts mit der Stadt Dortmund.") 
Nähere Bestimmungen über die Stellung des Marschalls in 
diesem Bündnisse fehlen. Wahrscheinlich aber stand ihm die 
Leitung der Exekutionen gegen Friedebrecher zu. Dagegen 
wird in dem Landfriedensbündnisse, welches 1338 der Erz- 
bischof Walram mit den Bischöfen von Münster und Osna* 
brück und den Städten Münster, Osnabrück und Soest ab- 
schliesst. wieder ausdrücklich bestimmt, dass der Marschall von 
Westfalen Hüter des Landfriedens südlich der Lippe sein soll.') 
Die gleiche Bestimmung kehrt wieder in den Instrumenten der 
auf ganz Westfalen bezüglichen Landfriedensbünde aus den 
Jahren 1348 und 133^ *1 Frst im Jahre r^i"»-, wird bei der 
Erneuerung des Landfriedensbundes festgesetzt, dass der west- 
fälische Marschall das Schirmamt über den Landfrieden in ganz 
Westfalen ausüben solle.*) Das Gleiche gilt von dem Land- 
fHedensbündnisse des Jahres 1376.^ Das alles ist berdts im 
vorigen Kapitel erf^rtert worden, so dass wir hier kurz darüber 
hinweggehen können. Ebenso ist daselbst der Landfriede er- 
wähnt, welchen der Marschall 1344 mit den Burgmannen und 
Städten des kölnischen Westfalens abschloss, und das Land^ 
friedensbündnis, wdches derselbe im folgenden Jahre mit dem 



i) Fahne 1, 80. 

Z) ScibcrT z II, 6i 5. 

3) Lacombtet III, 319. 

4) Fahne II, 376 U. I, 136. 

5) Fahne II, 4oi). 

6) Fahne U, 426. 
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Bischöfe von Münster einmng.^j Wir sehen, dass die Tiiätig- 
keit der Marschälle von Westfaloi zur Befriedung des ihnen 

anvertrauten kölnischen Territoriums, zur Aufrechterhaltung des 
Landfriedens im alten kölnischen Herzogtum und in ganz 
Westfalen eine nicht unbedeutende war. 

Die Marschälle waren ferner im Dienste der Erzbischöfe 
darauf bedacht, zur Sicherung des kölnischen Herzogtums und 
Territoriums in Westfalen Burgen anzulegen. Besondere Bau- 
thätigkeit entwickelten Arnold von Hostaden, welcher im An- 
fange der sechzif^er Jahre des 1 3. Jahrhunderts das Marschallamt 
bekleidete, und i-lunold von l^lcttenberg, welcher um die Wende 
des 13. und 14. Jahrhunderts das Amt verwaltete. Jener be- 
festigte die Städte Winterberg und Hallenberg.*) Letztere wurde 
indes bald darauf vom Grafen von Waldeck zersrf'Vt und lag 
eine Zeit lanj; öde, bis Johann von Plettenberg mit deni Wieder- 
aufbau der Stadt begann.^; Dieser baute auch die Burg Aldcn- 
fefs bei Brilon wie(£er auf, wobd ihm die Bürger von Brilon 
behilflich waren. Der Erzbischof Sigfrid erteilte den letzteren 
daher das Privileg, dass sie niemals aus der Barg belästigt 
werden dürften.'*) Johann von Plettenberg begann auch die 
Stadl Beleke zu befestigen.'') im Jahic r^-^ machte Erzbischof 
Walrani bei Übergabe des Marschaltamtes es dem Edlen Johann 
von Reiferscheid zur Pflicht, jährlich 200 kleine Gulden zur 
Wiederbefestigung der Stadt Menden aufzuwenden.") Interessant 
ist eine Bestimmung des Erzbischofs Sigfrid aus dem Jahre 
1278. Danach sollte der damalige Marschall das Baumaterial 
(plancas, berefridos, portas) einer der vom Grafen Eberhard 



i) Seibertz II, 691 und Haeberlin, Analecta medii aevt, p. 304fr. 

Seibertz I, S. 608. Et nota, quoJ opiJum \VintersherL;e Arnoldus 
de Honstaden, cum esset marscalcus Westfalie, primo editicare incepit. 
S. 60Q. Itetn opidum Hallenberg et Castrum primo construxerat prefatus 
Arnofdus de Honstaden. 

3) Opidum et Castrum in Hallenberg jacebant postea per decem annos 
et amplius destructa per eomitem de waldeeke . . . sed Johannes de 
Plettenbracht nunc marscalctts postea ipsum opidum reediticavit. Sel- 
ber iz I, S. 609. 

4) Seibertz I, 448. 

3) Seibertz Ii, 3 18. Erzbischof Heinrich II. erklärt : munitionem et 
opidum (in ßedelike), prout per bone roemorie dominum Syfridum Colo- 
nicnsL-ni arcliicpiscopum predcccssorem nostrum seu Johannem de 
Plettenbracht marscalcum suum et nostrum Westphalie primo 
ceptum et inchoatum fuit» . . . duximus construendum. 

6) I-a com biet III, 4oo. Vort sai deyselve Johan uns marschallc 
bynnen den vurgenanten seys jaren alle jar verbuwen iu. Menden an dem 
slosse tsweybundeit kleyne gülden, wy wir in wisen dat hee dey ver- 
buwen sute. 
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von der Mark niederzulegenden Städte Iserlohn und Garnen 
empfangen.') Wahrscheinlich woUte der Erzbischof dasselbe 
zum Wiederaufbau einer der ihm von dem M9rker zerstörten 

Städte hen Litzen. 

In V ertretung des Kr/hischofs hatte der Marschall für die 
Sicherheil der unter kölnischem Geleite reisenden Personen in 
Westfalen zu sorgen. Er stellte auch, wie es scheint, für die- 
jenigen, welche sich an ihn wandten, die Geleitsbriefe aus. 
Wenn jemand, heisst es in der Aufzeichnung der herzoglichen 
Hechte, einen Gcleitsbrief für ein, zwei, drei, vier Monate oder 
für ein Jahr und noch länger haben will, so kann er hierüber 
mit dem Marschall eine Vereinbarung treffen.*) Bei Verletzung 
des Geleites soll der Marschall die Gografen mit den unter 
ihnen stehenden waffennihigen Mannschaften zur Verfolgung 
des Friedebrechers aufbieten, ebenso hat er die Ptücht darüber 
zu wachen, dass niemand unter falschem Geleite das Land 
durchgehe.') Eine besondere Mahnung, für die Sicherheit der 
Strassen zu sorgen, Hess Erzbischof Heinrich II. im Jahre 1331 
an den westfälischen Marschall Grafen Ruprecht von Virneburg 
ergehen. '1 Inwieweit die westfülischen Marschälle thatsächlich 
für die Sicherheit der unter kölnischem Geleite Reisenden thälig 
waren, lässt sich nicht beurteilen, da es an Material darüber 
fehlt. Jedenfalls musste sich, wie die Verhältnisse dnmal in 
Westfalen lagen, ihre diesbezügliche \\'irksamkeit im grossen 
und ganzen auf das kölnische Territorium in Westfalen be- 
schränken. 

Über die Pflichten und Einnahmen des Marschalls im köl- 
nischen Westfalen und über die Rechte des Erzbischofs als 

Herzogs von Westfalen in seinem herzoglichen Sprengel Hess 
Johann von Plettenberg i Marschall um die Wende des 13. und 
14. Jahrhunderts) ein Verzeichnis anlegen.^) Der erste weitaus 

[) La CO in biet II, Der Graf von der Mark vcrpllichtet sich, 

Iserlohn und Camen niederzulegen: et plancas de altero dictorum opido- 
nim, berfredos et porta$, qae . . . marescalctn» (ficti domini ardiiepiscopi 
elegerit, ipsi marescalco extra fossata, depositione facta, statim fademus 
integraliter presentarL 

2) Seibertz I, S. 644. St etiam aliquis vult habere conductmn ad 
mensem unum duos tres vel quatuor vel annum aut plus, de hoc potett 
convcnire cum marescalco. 

3) Seibertz I. S. 644. 

4) Ennen, Quellen z. Gesch. der Stadt Köln, IV, S. i84. Der Erz- 
bischof schreibt an Ruprecht von Virneburg : Tibi tenore presentium com- 
mittimus et mandamus, quatinus in dioccsi et districui noslro Coloniensi, 
si aiii nostri ofliciati reroissi fucrint vel absentes, stratam publicam cu&to- 
dias et defendas et facias, que de iure fuernt fodenda. 

5) S. Seiberts I, Nr. 484. S. oben S. la Anm. 1. 
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grdsste Teil desselben beschSfrigt sich mit dtm kölnischen 

Territorium in Westfalen und berichtet namentlich auch über 
die Einkünfte, welche in die Kasse des iMarschalls fliessen.*) 
Derselbe hat für unsere Arbeit einen nur geringen Wert. Höch- 
stens kann uns die Frage interessieren, ob der Marschali alle 
die Einnahmen, welche er in Westfalen erhob, für sich be- 
halten konnte, oder ob er sie an den Erzbischof abliefern musste. 
Eine kleine Nori/^, welche in einem Urkundenverzeichnisse (ent- 
standen um 1340) des Grafen (joitfried von Arnsberg erhalten 
ist, giebt uns darüber einigen Aufschluss.^) Item liueram, lautet 
diesäbe, a domino archiepbcopo G>loniensi (comes habet), qua 
ipse recepit justam computationem a comite de omnibus, que 
sustiilit tempore mnrscallati's. et qnod remanserunt comiti de- 
bentia trecentorum tlorenorum. Danach bezieht also der Mar- 
schall für seine Mühe eine bestimmte Gebühr (debentia); im 
Übrigen hat er Über Einnahmen und Ausgaben Rechenschaft 
abzulegen.^ Das ist unzweifelhaft der gewöhnliche Modus ge- 
wesen, nach welchem die Marschälle angestellt wurden. Es 
kam indes auch vor, dass einem Marschalle eine grössere 
Selbständigkeit eingeräumt wurde, dass er nicht zur Rechen- 
schaftslage \ erpflicntet war. Er erhielt in diesem Falle das 
Marschallamt auf eigenen Gewinn und Verlust. So ernennt 
der Erzbischof Walram im Jahre 13.^3 den Edlen Johann von 
Reiferscheid zu seinem «ungerechenten" Marschall in West- 
falen, also dat deyselve uns . . . marschalk sechs Jahre dat 
vorgenoymde uns lant ind lüde, bürge ind stede, ind dey pele 
van dem lande uns truwelichen bewaren, behuden ind beschir- 
men, verdedingen ind verantwerden sal up sin selves kost ind 
mit sinre arbeyt und up syn wynnunge ind verlus.*) 
Soweit über die Einnahmen cles Marschalls. 



1) Bis Seite (43 

2) Seibertz II, S. 299, Nr. 23. 

3) Vergl. den in der folgenden Note gedruckten Lirkundcnauszu|;. 

4) Lacomblet III, 4oi. Ein (Je^enstück zu dieser Urkunde bieten 
die Restimmiinpen der Installationsurlvunde für den (irafcn von Arnsberg 
als Marschall von Westlalen aus dem Jahre 1339- Da diese in neueren 
Urkundenbüchem nicht abgedruckt und wenig bekannt sind, so dürfte eine 
Mitteilung der Hauptst eilen von Interesse sein. Der Erzbischof macht den 
Grafen zu seinem Marschall in hunc modum videlicet, quod terram nostram 
Westphalic ac castra et opiJu nostra cum hominibus, bonis et iuribus 
nostns ibidem comroisimus et committimus defendendos et defendenda . . . 
prout eos marscalci nostri Westfialie in commisso hactenus hatnierunt, 
sie quod in omnibus et sint^ulis locis ducatus nostri ibidem officiatos 
instituere et destituere potent et debebit, prout et quoties hoc sibi ad 
utilitatem nostram et ecclesie nostre videbitur expedire. OfHciatos tarnen 
in Waldenbei^ et in Rikelinghusen non instituet neque &cie^ nisi prius 
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Der zweite bei weitem kürzere Teil der Aufzdchnungen 

Johanns von Plettenberg enthält bis auf das Bui^bauredit alle 

Rechte, welche dem Herzoge in Westfalen zustanden, und 
bemerkt auch, wie weit dieselben vom Marschälle ausgeübt 
werden können. Wir haben diesen 1 eil in der ganzen Arbeit 
bei Betrachtung der herzoglichen Rechte und bei der Erörterung 
der Thfitigkeit der Marsch&Ue, soweit er uns Aufschluss ge- 



lage unserer Theorie über die herzogliclien Rechte genommen.'} 
Bei unserer kritischen Erörterung über die thatsächliche Aus- 
übung der Herzogsgewalt durch die kölnische Kirche aber 
konnten wir das Register nur sehr wenig benutzen, da es um 
die Wende des 13. und des 14. Jahrhunderts noch Rechte als 
herzogliche bezeichnet, welche die kölnische Kirche in Wirk- 
lichkeit nicht mehr ausübte. 

Wir haben im vorstehenden die Stellung, cUe Rechte und 
PHichten des Marschalls als Vertreters des Herzogs zu charakte- 
risieren versucht. Hier auch die Geschichte des Marschallamtes 



ad nos yeniant et nobis primo et secundario sibi solitum et oportunum 

facicnt juramentum. Aliorum vero ofhciatorum nostrorum, quos cum 
substituere et facere comigerit, per se et nomine nostro reciperc poierit 
jurainento ad nostros et ecciesie nostre ust». . . . NuUas etiam noyas 
munitiones castra vidclicet aiit opida in ducatvi nostro Wcstphalie faciet 
per se vel per alium aut per quemcunque tieri permiitet nisi expresse et 
evidenter nostris super hoc habitis licentia et consensu. ... De iudeis 
etiam nostris in npiais et munitionibus nostris residentibus se non intro- 
mittct, sie quod ab eis lacitc vel expresse nomine exactionis \ el petiiionis 
pecuniam extorqueat vel requirnt, nisi hoc a nobis habcat specialiter in 
commisso. . . . Insuper dictum comitem ab officio marscalcatus nostri sibi, 
ut predictum, per nos commisso destituere et alitun marscatcum nostrum 
instituere potcrimus, quandocunque nobis videbitur expedire, quod tamen 
prius ad unum mensem sibi prcintimabimus, infra quem computationem 
nobis fadet debitani atque justam. . . . E)eputamus eidem medietatem 
pctitioniim quc nobis annuatim solvi et dari a nostris opidanis e: homi- 
nibus consuevcrunt nec non emergentias judiciales . . . excepiis hutuicidiis 
et alüs excessibiis notabilibus et ma^is per communiiates opidorum 
nostrorum vel pcrsonas alias perpetratis vel in posteriim pcrpctrandis, de 
quibus nos duas partes habebimus ipso vero marscalcus sibi {hartem tertiani 
retinebit. . . . Preterea certos redditus nostros sivc in annona sive in 
pecunia sive in aliis rebus quibuscunque consistant, dicto comiti marscalco 
nostro colligcndos et percipiendos commisimus vel committimus, ut nobis 
juitani ci bonam computationem faciat de cisdem. . . . Dcmum si prefatus 
comes marscalcus noster pro defensione terre nostre ac hominura . . . 
nobis damna inferre volentes fiierit insecutus et in sequela eorum seu in 
congressu cum ipsis damna sustinueriT nntabiüa, de illis sibi ad honam et 
justam conipuiationem satisfaccre tcnebimur et promittimus per presentes. 
Farrag. Gel. tom III, S. i8z. Abschrift nach Münster Staatsarchiv Msc. 
VJI, 54oi. 

i) S. oben S. 12. 
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zu schreiben, würde über den Rahmen unserer Darstellung 
hinausgehen. Auch soll von anderer Seite schon seit langem 

eine Monographie über das Marschallamt vorbereitet sein. Diese 
wird dann hoffentlich auch die Geschichte des Institutes ein- 
gehend behundcm. 

§ 14. 

Schluss. 

Wir steilen am Schluss unserer Abhandlung, welche dem 
Leser ein Stück mittdalterlichen Verfassungslebens vor Au^en 
führen sollte. Es wurde gezeigt, wie die kölnische Kirche ver- 
suche machte, der Herzogsgewalt in dem ihr 1 180 verliehenen 
Ilerzogtume neues Leben zu geben. Kräftige Kirchenfürsten 
waren nicht ohne Erfolg bemüht, durch energisches Hervor- 
kehren ihrer herzoglichen Rechte wieder Einfluss in allen Be- 
zirken ihres herzoglichen Sprengeis zu gewinnen. Indes schei> 
tertcn schliesslich alle diese Bestrebungen infolge des Erstarkens 
und Zusammenschlusses der Territoriallierren. Wir sahen, wie 
namentlich die Niederlage bei Worringen (1288) verhlingnisvoU 
für die Herzogsgewalt alter Art in Südwestfalen wurde. Diese 
starb schnell ab. Indes lebte die Idee von der Verpflich- 
tung des Herzogs zum Schutz des Landfriedens fort, und da 
gegen Ende des 13. Jahrhunderts der kölnischen Kirche die 
Landfriedenshauptmannschaft fürcanz Westfalen verliehen 
wurde, so bildete sich allmählich & Vorstellung aus, die Land- 
friedenshauptmannschaft und die Herzoesgewalt umfassten den- 
selben Bezirk, nämlich ganz Westfalen. An die Land- 
friedenshauptleute, also die Erzbischöfe von Köln, lehnten sich 
die Vemgerichte an. Für die Landfriedenshauptmannschaft trat 
dann die Herzogsgewalt als Rechtstitet ein« auf Grund dessen 
die Erzbischöfe die Oberaufsicht über die Vemgerichte bean- 
spruchten. Im Jahre 1382 wurde dem Erzbischöfe Friedrich III. 
von Köln vom Könige Karl IV. das Recht verliehen, in seinem 
Herzogtume die Freigrafen mit dem Gerichtsbanne zu belehnen. 
Da nach Anschauung der Reichsgewalt das Herzogtum der 
Kölner ganz Westfalen umfasste. so galt daserwähnte wicht^e 
Recht auch für ganz Westfalen. Die Rechte, welche die I lerzogs- 
gewalt neuer Art in Westfalen ausserhalb des kölnischen Terri- 
toriums damals und später noch übte, bezogen sich nur auf 
die Verne; daher ist clie Herzogsgewalt seit dem Ende 
des 14. und im 13. Jah rh undert fast gleichbedeutend 
mit Hoheit über die Verne. 
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